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Vorwort

Die Strategien zur Bekämpfung von Kriminalität befinden sich in einem
Umbruch. Neben repressiven Maßnahmen werden immer mehr Initiativen
in die Vorbeugung gelegt.

Der Blick in die Kriminalistik zeigt, daß technische Maßnahmen bei Mas-
sendelikten, wie z. B. Kfz- oder Fahrraddiebstahl, auf der Basis eines grif-
figen Konzeptes zu einer Reduzierung der Fallzahlen führen können.

Auf unterschiedlichsten regionalen Ebenen bilden sich Zusammenschlüsse
von Bürgern, die sich dem Gedanken eines gesamtgesellschaftlichen An-
satzes bei der Kriminalitätsvorbeugung verschreiben. Polizei, sonstige
staatliche und kommunale Einrichtungen setzen sich mit privaten Ideenträ-
gern zum Wohle der Allgemeinheit an einen Tisch. Es wird eine gemein-
same Verantwortung für die Kriminalprävention gefunden.

Mit dem vorliegenden Band ,,Kriminalprävention - Auswahlbiblio-
graphie" wird anhand ausgewählter Literaturhinweise aus Zeitschriften der
aktuelle Meinungs- und Diskussionsstand zur Kriminalprävention wieder-
gegeben. Er soll allen verantwortlichen Kräften, die sich mit den ange-
sprochenen Fragekomplexen auseinandersetzen wollen, eine Orientie-
rungshilfe sein.

Rainer Hofmeyer
Kriminalistisches Institut des Bundeskriminalamtes



Vorbemerkung

Mit dem vorliegenden Band wird erstmals eine Auswahlbibliographie in
der BKA - Forschungsreihe vorgelegt und somit die bis 1993 erschienene
COD-Literatur-Reihe fortgeführt.

Ziel dieser Auswahlbibliographie ist es, zu jeweils aktuellen Themen Lite-
raturbeiträge aus dem Computergestützten Dokumentationssystem für
Literatur (COD-Literatur) nachzuweisen.

Hierbei handelt es sich um ein Information-Retrieval-System, das seit
1974 in der Literaturdokumentation des Bundeskriminalamtes betrieben
wird. Die Aufgabe besteht in der Auswertung polizeirelevanter Zeitschrif-
ten und Schriftenreihen in den Fachgebieten Kriminologie, Kriminalistik,
polizeirelevantes Recht, Einsatz- und Führungslehre. Als Bestandteil des
Informationssystems der Polizei (INPOL) steht das System in erster Linie
allen Bediensteten und Behörden der Polizei in Praxis, Lehre und For-
schung zur Verfügung.

Für die vorliegende Auswahlbibliographie ,,Kriminalprävention" wurden
161 Beiträge der Jahre 1995 und 1996 aus dem Gesamtbestand der Litera-
turdokumentation ausgewählt. Anliegen war, insbesondere die polizeiliche
Seite der Kriminalprävention darzustellen. Die Literaturauswahl war inso-
fern schwierig, weil eine Abgrenzung zwischen den drei Dimensionen der
Prävention nicht immer eindeutig erfolgen kann.

Der inhaltliche Schwerpunkt bei der Auswahl wurde auf die Literatur zur
primären und sekundären Prävention gelegt.

Es ergaben sich vier Themenkomplexe:

1. Kriminalprävention
- Allgemeine Betrachtungen und Ausführungen
- Primär-, Sekundär- und Tertiärprävention

2. Prävention bestimmter Delikte und Erscheinungsformen von Krimina-
lität (auch technische Prävention)



3. Kommunale Kriminalprävention
- Stadtentwicklung und Städtebau
- Kriminaipräventive Räte
- Konkrete Projekte

4. Kriminalpolizeiliche Beratung, Bürgemnähe, Polizeipräsenz

Wir hoffen, daß mit der Erstellung des Bandes ein Beitrag geleistet werden
konnte, alle mit Kriminalprävention beschäftigten Kräfte zu unterstützen.

Für die fruchtbare Diskussion zum Thema bei der Aufbereitung des Ban-
des danken wir dem Fachbereich Kl 16, für die gewissenhafte und schnelle
Erledigung der Schreibarbeiten Frau Ulrike Stiemert, ZV 24.

Wiesbaden, April 1997

Reingart Göbel Franziska Wallraff-Unzicker
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Einführung

‹Die ideale Gesellschaft braucht keine Polizisten. Davon sind wir weit ent-
fernt. Anonymität, nicht nur in den Ballungszentren, Abbau der informel-
len Selbstkontrolle und Rückzug auf den engen privaten Bereich haben
Tatgelegenheitsstrukturen, Zeugen- und Anzeigeverhalten grundlegend
verändert."'

In den 60er Jahren herrschte die Auffassung, daß ‹das Verbrechen" unmit-
telbare Auswirkung sozialer Ungerechtigkeit und Armut sei. Doch auch
mit dem Auf- und Ausbau des sozialen Netzes innerhalb des Rechtsstaates
konnte der Kriminalität nicht Einhalt geboten werden. Die Begehung ein-
zelner Straftraten stieg ganz im Gegenteil außerordentlich an. In der Folge
rückte die Kriminalprävention' im polizeilichen Sprachgebrauch auch
bezeichnet .als Verbrechensvorbeugung' Verbrechensverhütung' vorbeu-
gende Verbrechensbekämpfung etc., mehr und mehr in den Blickpunkt der
Öffentlichkeit.

Vor allem Leben und Gesundheit aber auch das Eigentum sollen vor
Straftätemn geschützt werden. Technische Sicherung von Gebäuden oder
Wertgegenständen, Raumtiberwachungsanlagen, Eingangskontrollsysteme
- für viele Menschen geht es in erster Linie um den Schutz ihres Eigen-
tums vor Diebstahl oder Beschädigung. Hierzu erwarten sie Information
und Beratung durch die Polizei, die unter anderem von den sogenannten
‹Kriminalpolizeilichen Beratungsstellen" geleistet wird.

Andere wiederum verbinden mit Prävention polizeiliche Präsenz in der
Offentlichkeit; Fuß- und Fahrzeugstreifen, die das Entdeckungsrisiko für
potentielle Straftäter erhöhen und dem Bürger als potentiellem Opfer das
Gefühl von Sicherheit vermitteln.

Polizeistreifen, polizeiliche Präsenz - so wurde Prävention auch im klassi-
schen Sinn von den Sicherheitsbehörden verstanden. In diesem Zusam-
menhang steht auch der Leitsatz eines jeden Polizeischülers, "Prävention,
die vornehmste Aufgabe der Polizei". Ohne Zweifel ist die Polizei so aus-

1Hans-Ludwig Zachert: Polizeilicher Erfolg und gesellschaftliche Entwicklung. Vortrag
anläßlich der BKA-Arbeitstagung 1987 zum Thema ,,Kriminalitätsbekämpfung als ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe".



zustatten und so zu organisieren, daß sie dieser Aufgabe auch nachkom-
men kann.

Sowohl die Sicherheitsbehörden als auch die Bürger mußten angesichts
der steigenden Zahl von Straftaten erkennen, daß die - wie es im amtli-
chen Sprachgebrauch heißt - Reduzierung von Tatgelegenheiten nicht aus-
reicht, um vor allem jungen Menschen ein Gefühl für ‹Recht und Unrecht"
sowie allen Bürgern ein Gefühl der Sicherheit zu vermitteln. Da die Ursa-
chen der Kriminalität vor allem außerhalb der Zuständigkeit und Möglich-
keiten der Polizei liegen, sind sie lediglich durch ein Zusammenwirken
aller gesellschaftlichen Kräfte einzudämmen.

Somit hat nicht nur die Polizei ihre Erkenntnisse über Ursachen, Zusam-
menhänge, Ausbreitung und Phänomenologie einzelner Delikte in den Pro-
blemlösungsprozeß einzubringen, auch andere gesellschaftliche Kräfte
sind gefordert, ihren Beitrag zu leisten. Aus dieser Einsicht heraus sind auf
unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen Gremien zur Kriminalpräven-
tion entstanden, in denen unter anderem Personen aus Verwaltung, Wirt-
schaft, Wissenschaft, Kirche und Polizei gemeinsam mit Bürgern Kon-
zepte und Programme zur Reduzierung der Kriminalität und ihrer Ursa-
chen entwickeln und umsetzen.

Bereits 1974 wurde in Schweden der ‹Nationale Rat für Verbrechens-
vorbeugung" gegründet, in welchem neben der Mehrzahl der Ministerien
auch die politischen Parteien und die Gewerkschaften vertreten sind; die-
sem Rat ist auch ein Forschungszentrum angegliedert. Frankreich und
Großbritannien folgten 1983 mit entsprechenden Modellen zur gesamtge-
sellschaftlichen Kooperation zur Kriminalprävention.

Auch in der Bundesrepublik Deutschland wird die Einrichtung von kom-
munalen und regionalen Gremien zur Kriminalprävention seit Ende der
80er Jahre forciert. In mehreren Bundesländern werden die lokalen und
regionalen Gremien durch Einrichtungen auf Landesebene vernetzt, um
die vorhandenen Strukturen und Initiativen zu stabilisieren.

In der Fortschreibung des ‹Programms Innere Sicherheit" von 1994 heißt
es hierzu: ‹Dazu sollten insbesondere die Gestaltungsmöglichkeiten und
der Stellenwert von Sozial-, Gesundheits- und Familien- und Jugendarbeit
erhöht, die sozialen Rahmenbedingungen verbessert und die Betreuungsar-
beit in ausreichendem Maß ermöglicht werden. Dies bedeutet auch eine
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bürgermahe Präventionsarbeit insbesondere auf kommunaler Ebene. Die
Einrichtung von Präventionsgremien auf örtlicher Ebene bietet sich hier
an." Ein vergleichbares Gremium auf nationaler Ebene, das zu einem
optimalen Informations- und Erfahrungsaustausch beitragen, ggf. auch
Koordinierungsaufgaben wahrnehmen könnte, fehlt bisher; die Ständige
Konferenz der Innenminister und -senatoren des Bundes und der Länder
hat im vergangen Jahr allerdings eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema ein-
gerichtet.

In Abbildung der aktuellen gesellschaftspolitischen Diskussion und krimi-

nalpräventiven Unternehmungen und Initiativen liegt der Schwerpunkt
dieser Veröffentlichung im Bereich der ‹Kommunalen Kriminalpräven-
tion".

Frauke Schlembach

2 Programm Innere Sicherheit, Fortschreibung 1994.
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Auswahlbib iographie

Teil 1: Kriminalprävention
- Allgemeine Betrachtungen und Ausführungen
- Primär-, Sekundär- und Tertiärprävention
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001
Albrecht, Hans Jörg
Strafe und Prävention
In: DISKURS, 1995, Jg. 10, Heft 1, 5. 15-22

Der Artikel behandelt Entwicklung und Probleme der präventiven Orien-
tierung im Strafrecht. Das moderne Strafrecht versteht sich als Präventi-
onsstrafrecht. Im Mittelpunkt des strafrechtlichen Präventionskonzepts
steht zunächst die Spezialprävention, die mittels Behandlung und Resozia-
lisierung, Abschreckung und Sicherung auf den bereits straffällig gewor-
denen Menschen zielt und deshalb der Tertiärprävention zuzuordnen ist.
Neben dem Konzept der Spezialprävention ist dann die Generalprävention
durch Strafrecht und Strafe zu nennen, mit der die Funktion der Ab-
schreckung potentieller Straftäter und Stabilisierung der normativen Er-
wartungen thematisiert wird. Mit der Aufnahme von präventiven Zwecken
in die Begründung des Strafrechts orientieren sich Strafrecht und Straf-
rechtsanwendung nicht mehr an der Schuldvergeltung, sondern wenden
den Blick den Folgen von Strafrecht und Strafe und damit der Zukunft zu,
wobei hervorzuheben ist, daß Prävention im Strafrecht immer unter den
durch das Rechtsstaatsprinzip gesetzten Schranken steht. Verbunden mit
einer solchen Folgeorientierung ist die drängende Frage, ob Strafnormen
und Strafe die so erhobenen Anspräche einzulösen vermögen. Die Zweifel
an der Einlösung der Ansprüche wachsen in neuerer Zeit.

002
Anonym
Durch die Maschen geschlüpft - Risiken im Netz. Systeme und ihr
Umfeld
In: KES, 1995, Jg. 1 1, Heft 4, 5. 13 - 18, 21

Die Datenmengen, die sich derzeit in Netzen befinden, werden immer
größer. Damit steigt aber auch die Gefahr des Angriffs von außen auf die
Daten. Gefahrenquellen sind: unberechtigtes Abhören von Informationen,
Verknüpfung von dezentral gespeicherten Daten, Mißbrauch von Zugriffs-
rechten, Sabotagehandlungen pp. Der Autor unterscheidet die Gefahren,
die einem Netzwerk drohen, in passive und aktive Angriffe. Um dem ent-
gegenzuwirken, gibt es bestimmte Möglichkeiten, um eine Netzkommuni-
kation zu sichern. Hardware-Zugriffsschutzsysterne sehen so aus, daß zwi-
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sehen dem jeweiligen Rechner oder Endgerät und dem Netzanschluß sog.
Black Boxes geschaltet werden. Der Eintritt in das System erfolgt erst
durch Anruferidentifikation. Im Anschluß an den Aufsatz gibt der Autor
eine Checkliste bezüglich Netz-Sicherheitsstandards. Nach einem allge-
meinen Überblick wird auf spezielle Bereiche wie Zugangs-, Datenträger-,
Speicherkontrolle usw. eingegangen. Alle Sicherheitsmaßnahmen müssen
im konkreten Fall aus den konkreten Sicherheitsanforderungen und einer
Analyse der vorliegenden Bedrohungen abgeleitet werden.

003
Baum, Carsten
Prävention - eine neue und differenzierte Betrachtung
In: Die Neue Polizei, 1995, Jg. 49, Heft 11, 5. 527, 529

Daß eine wirksame Repression die beste Prävention sei, wird von Wissen-
schaftlern zunehmend in Frage gestellt. Der Begriff Prävention wird heute
in die Felder der primären, sekundären und tertiären Prävention unterteilt.
Die Primärprävention soll die Ursachen für kriminelles Verhalten, z. B. im
Erziehungsbereich, beseitigen. Die Sekundärprävention soll die Tatgele-
genheiten reduzieren und das Entdeckungsrisiko für Täter erhöhen. Sie ist
eine klassische Aufgabe der Polizei. Die Tertiärprävention umfaßt alterna-
tive Sanktionsformen. Diese differenzierte Definition bedeutet einen
Umdenkungsprozeß auch für die Gesellschaft. Gesellschaftlich relevante
Kräfte müssen sich mit den eigenen Möglichkeiten auseinandersetzen,
welchen Beitrag sie für eine erfolgversprechende Prävention leisten kön-
nen.

004
Flösser Gaby
Prävention und Intervention im Kindes- und Jugendalter. Begriffliche
Entzauberungen am Beispiel eines Forschungsprogramms
In: DISKURS, 1995, Jg. 10, Heft 1, S. 61- 67

Vor nunmehr neun Jahren hat die deutsche Forschungsgemeinschaft an der
Universität Bielefeld den Sonderforschungsbereich ,,Prävention und Inter-
vention im Kindes- und Jugendalter" eingerichtet. Anhand einer For-
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schungsprogrammatik, die in den Anträgen zu den einzelnen Förderphasen
entfaltet ist, lassen sich begriffliche Konjunkturen, denen insbesondere der
Terminus der Prävention unterworfen ist, nachzeichnen. Hierdurch wird
deutlich, daß die soziale Arbeit und ihr verwandte Diziplinen weit von
einer theoretisch gesicherten einheitlichen Definition von Prävention und
Intervention entfernt sind und pragmatische Zugangsweisen die Arbeiten
der Mehrzahl der Projekte kennzeichnen. Dennoch lassen sich Mindestan-
forderungen herausarbeiten, denen sich aktuellere Präventions- und Inter-
ventionskonzepte stellen müssen. Diese beziehen sich auf die zugrundege-
legte Funktionsbestimmung und Klassifikationskriterien für soziale
Dienstleistungen. Eine Übersicht über die aktuellen Forschungsaktivitäten
des Sonderforschungsbereichs (SFB) schließt den Beitrag ab.

005
Gaiser; Wolffgang; Müller-Stackebrandt, Jutta
Prävention und Intervention. Maximen staatlichen und pädagogischen
Handelns
In: DISKURS, 1995, Jg. 1 0, Heft 1, S. 2- 5

Das Konzept Prävention entstammt dem Rechts- und Gesundheitswesen
und unterscheidet zwischen einer generellen und einer speziellen Interven-
tionsebene. Entsprechend § 1 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
(KJHG) obliegt der Jugendhilfe die präventive Aufgabe, zur Schaffung
positiver Lebensbedingungen von Kindern, Jugendlichen und Familien
beizutragen. Innerhalb des Begriffsrahmens "Prävention und Intervention"
stellen defizitäre individuelle und soziale Lebensbedingungen der Adressa-
ten sowohl die Ausgangslage als auch den Bezugspunkt sozialpolitischen
und sozialpädagogischen Handelns dar. Die Bevorzugung präventiver
gegenüber reaktiver Interventionsformen resultiert aus dem Ziel der Risi-
kovermeidung und Problembewältigungskompetenz auf seiten der Adres-
saten und aus Gründen der Kostenminimierung und Effizienz auf seiten
des Sozialstaats und seiner Institutionen. Die Beiträge des Diskurs-The-
menhefts ,,Prävention und Intervention" stellen sowohl subjektbezogene
und strukturbezogene sowie diesen beiden Formen integrierende Ansätze
dar. Dabei wird auch die Frage nach der empirischen Nachweisbarkeit von
Effekten der Intervention verfolgt.
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006
Hassemner, Winfried
Perspektiven einer neuen Kriminalpolitik. Vortrag, gehalten auf dem
19. Strafverteidigertag in Freiburg am 24. 3. 1995
In: Strafverteidiger, 1995, Jg. 15, Heft 9, S. 483 -490

Um unsere Kriminalpolitik steht es schlecht, in Theorie wie in der Praxis.
Drogen-, Umwelt- und Wirtschaftsdelikte sowie organisiertes Verbrechen
haben in den letzten Jahren tiefgreifende Veränderungen in unserem Straf-
recht und Strafverfahrensrecht bewirkt. Telefonüberwachung, Datenab-
gleich und Rasterfahndung führen zur Aufrüstung von Ermittlungsverfah-
ren, das materielle Strafrecht konzentriert sich auf öffentlichkeitswirksame
Felder. Ihm traut man die passenden Lösungen zu, die Umwelt zu retten,
den Terrorismus zu beseitigen und den Drogenmißbrauch abzuschaffen.
Das Gegenteil ist der Fall. Prävention, wie sie heutige Kriminalpolitik
vom Strafrecht zur Lösung gesellschaftlicher Großprobleme verlangt, ist
nicht leistbar, weil das Strafrecht auf diese Art von Prävention nicht ausge-
richtet ist. Wirksame Kriminalprävention muß aus einer Kriminalpolitik
resultieren, die vielmehr sozialpolitische Aspekte, Verhältnismäßigkeits-
grundsätze und technische Präventionsmaßnahmen in Form von Kontroll-,
Aufklärungs- und Meldepflichten berücksichtigt. Sie sind grundrechts-
schonender und zugleich effektiv. Ein solches System könnte ,,Interventi-
onsrecht" heißen und angemessener auf unsere Probleme antworten.

007
Höhbusch, Dieter
Die Planung der Prävention am Beispiel fremdenfeindliche Straftaten
In: Die Polizei, 1995, Jg. 86, Heft 12, 5. 358 -362

Dieser Beitrag formuliert einen ökonomischen Ansatz, der bei der Planung
polizeilicher Präventionsmaßnahmen zugrunde liegen sollte: Es sind Über-
legungen anzustellen, in welchen Bereichen Prävention faktisch machbar
ist, in welchen Fällen sie sich unter Berücksichtigung des personellen und
materiellen Mitteleinsatzes im Vergleich zur Verbrechensaufklärung
Johnt" und ob jeweils eine eindeutige Zuständigkeitsregelung zugunsten
der Polizei vorliegt. Auf Basis dieser Kriterien wird am Beispiel des
Regierungsbezirks Arnsberg/Nordrhein-Westfalen für das Delikt fremden-
feindliche Straftaten ein systematisiertes Planungsmodell entwickelt: Es
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wird die polizeiliche Zuständigkeit anhand eines konkreten Präventions-
auftrags festgestellt. Sodann werden kriminalstatistische Daten (regionale!
zeitliche Verteilung, Delikt-, Täter- und Opferstruktur) zu einem Präven-
tionslagebild aufbereitet, aus dem Zielgruppen und die Ausgestaltung von
Präventionsmaßnahmen sowie Möglichkeiten zu deren organisatorischer
Umsetzung abgeleitet werden.

008
Hörnle, Tatjana; Hirsch, Andrew von
Positive Generaiprävention und Tadel
In: Goltdammer's Archiv für Strafrecht, 1995, Jg. 142, Heft 6,
5. 261- 282

Die Lehren von der positiven Generalprävention setzen voraus, daß durch
strafrechtliche Werturteile Normbindungen der Allgemeinheit positiv
beeinflußt werden können. Dagegen läßt sich vor allem einwenden, daß
der Verurteilte instrumentalisiert wird, wenn Tadel nur deshalb formuliert
wird, um bei anderen Personen Folgen zu bewirken, strafrechtlicher Tadel
(der von der Strafkomponente der Übelszufügung zu unterscheiden ist)
kann jedoch ohne Bezugnahme auf Folgeeffekte damit legitimiert werden,
daß es berechtigt und angemessen ist, auf menschliches Fehlverhalten mit
einem Unwerturteil zu reagieren.

009
Kardoriff Ernst von
Prävention - wissenschaftliche und politische Desiderate
In: DISKURS, 1995, Jg. 10, Heft 1, 5. 6-14

Prävention hat Konjunktur in Sozialpolitik und Sozial- und Gesundheits-
wissenschaften und ist dabei, traditionelle Interventionskonzepte des Sozi-
alstaates abzulösen. Eine Analyse der gängigen Präventionskonzepte, ihrer
Praxis und ihrer Resultate verweist auf zwei zentrale Defizite: Einen Man-
gel an gesellschaftstheoretischer Fundierung und ein Fehlen demokrati-
scher Legitimation.
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010
Kötzsche, Helmut
Kann bei der Verhütung von Straftaten auf aktive Arbeit mit Straffäl-
ligen verzichtet werden?
In: Bewährungshilfe, 1995, Jg. 42, Heft 4, 5. 441-455

Es gibt keine Zweifel mehr daran, daß verstärkte Präventionsbemühungen
auch und gerade im tertiären Bereich in Ergänzung repressiver Maßnah-
men gegenüber kriminellem Verhalten notwendig sind. Die Entwicklung
der letzten Jahre zeigt, daß die bisher herkömmlichen Sanktionen eher
kontraproduktiv sind. Es lohnt sich, einen geringen Teil der Aufwendun-
gen für den Strafvollzug für präventive Maßnahmen einzusetzen. Auf
jeden Fall sollte durch Umlenkung von Finanzmitteln die staatlichen
Bemühungen auf die aktive Arbeit mit Straffälligen konzentriert werden.
Sie würde nur einen Bruchteil der Ausgaben für den Regelstrafvollzug in
Anspruch nehmen. Was ist zu fordern? An erster Stelle wohl ein Netz von
Beratungs- oder Anlaufstellen, das Straffälligen nach ihrer Entlassung
Hilfe zur Selbsthilfe bieten kann. Dazu ist es notwendig, daß die Zahl der
Probanden für einen Helfer so niedrig wie möglich gehalten wird, daß der
Helfer seine Arbeit bereits recht früh aufnehmen kann und nicht während
der Betreuung wechselt. Daneben müßten in ausreichender Zahl Alternati-
ven zum Strafvollzug angeboten werden, bei denen ausländische Mitbür-
ger auf sprach- und kulturkundige Mitarbeiter (möglichst Landsleute) trä-
fen.

011
Kranz, Uwe
Kriminalitätslage und Prognose der Kriminalitätsentwicklung in den
neuen Ländern. Vortrag, gehalten anläßlich der Festveranstaltung zum
25jährigen Bestehen der Kriminologischen Studiengemeinschaft e.V.
Bremen am 20. 4. 1995
In: Die Neue Polizei, 1995, Jg. 49, Heft 6, 5. 311- 313, 315 -317

Da sich die PKS-Erfassung in den neuen Ländern normalisiert hat, lassen
sich jetzt Aussagen zur Kriminalitätsentwicklung machen. Die Zahl der
erfaßten Straftaten stagnierte 1994 in den neuen Ländern, während sie in
den alten deutlich abnahm. Gleichwohl steigt die Kriminalitätsfurcht
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besonders in den neuen Ländern. Eigentumsdelikte (einschließlich Raub)
dominieren in den neuen Ländern noch stärker als in den alten. Auch die
Jugenddelinquenz ist in den neuen Ländern stärker ausgeprägt. Hier
kommt dem Elternhaus eine entscheidende Rolle zu. Prävention hat im
Landeskriminalamt Thüringen einen sehr hohen Stellenwert. Die durch
spezielle Meldedienste erlangten Erkenntnisse insbesondere zur Gewalt-
kriminalität werden in verschiedenen Präventionseinrichtungen und -pro-
jekten umgesetzt. Das Landeskriminalamt Thüringen verfügt über hoch-
modemne kriminaltechnische Einrichtungen für forensische Gutachten und
über ein umfangreiches technisches Serviceangebot einschließlich EDV
für die Landespolizei.

012
Krause, Manfred
Sind Massendelikte präventabel? Kriminalitätsfurcht und Präventions-
gedanke
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1996, Jg. 14, Heft 4, 5. 25 -29

Eine 1995 vom Bundesministerium des Innemn beim Mannheimer Institut
für praxisorientierte Sozialforschung (IPOS) in Auftrag gegebene Befra-
gung ergab, daß sich im Osten Deutschlands 86 % und im Westen 70 % der
Befragten durch Kriminalität bedroht fühlten. Besteht bei dieser Krimina-
litätsfurcht eine Aussicht auf eine erfolgreiche Kriminalprävention? Es
werden die konventionellen Präventionsansätze vorgestellt, wie z. B. regio-
nale und überregionale Aktivitäten in/aus Wohnungen, bei Ladendieb-
stählen und in der Rauschgiftszene. Des weiteren werden Aktivitäten der
Landespolizeidirektion Karlsruhe bzw. des Landeskriminalamtes Baden-
Württemberg mit der Landesbausparkasse Baden, Hausratsversicherem
und den Verbänden der Wohnwirtschaft erläutert. Diese konventionellen
Aktivitäten, die sich in erster Linie an potentielle Opfer/Geschädigte oder
deren Umfeld richten, müssen flankiert werden von einer Kriminalpräven-
tion, in der unterschiedliche gesellschaftliche Instanzen zusammenwirken.
In diesem Zusammenhang wird die Prävention in eine primäre, sekundäre
und tertiäre Seite unterteilt, wobei unter primärer Prävention alle Maßnah-
men verstanden werden, die beim Anpacken der Kriminalität ‹an der Wur-
zel" erforderlich sind, unter sekundärer Prävention die Maßnahmen, die an
der ",Oberfläche" greifen und unter tertiärer Prävention die Aufgaben, die
zur S anktionierung/Behandlung/Wiedereingliederung des Täters erforder-
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lich sind. Als Fazit kann gelten, daß Massendelikte unter Beibehaltung
konventioneller Präventionstechniken und Einbeziehung unterschiedlicher
gesellschaftlicher Instanzen durchaus präventabel sind.

013
Krevert, Peter
Das Europäische Zentrum für Kriminalprävention
In: Magazin für die Polizei, 1996, Jg. 27, Heft 245, S. 16 -18

Mitte Oktober 1995 wurde in Steinfurt/Nordrhein-Westfalen das Europäi-
sche Zentrum für Kriminaiprävention e.V. gegründet. Initiatoren und Pro-
jektpartner sind die Universitäten Münster und TwentelNiederlande sowie
der Kreis Steinfurt. Das Zentrum verfolgt das Ziel, die grenzüberschrei-
tende Kriminaiprävention im deutsch-niederländischen EUREGIO-Gebiet
zu fördern. Seit den 50er Jahren arbeiten in der EUREGIO über 100 deut-
sche und niederländische Gemeinden, Städte und Kreise mit rund zwei
Millionen Einwohnern zusammen und fördemn gemeinsame grenzüber-
schreitende Initiativen. Das Zentrum soll innerhalb der EUREGIO An-
sprechpartner und Drehscheibe für alle bereits bestehenden und geplanten
kriminalitätsbezogenen Aktivitäten in der Region sein. Es soll bei seiner
Arbeit alle Aspekte bzw. Teilbereiche der Gesamtkriminalität in überregio-
nalen, nationalen und europäischen Dimensionen berücksichtigen. Beson-
dere Bedeutung erhalten hier die technische und partizipative Prävention
als auch die Repression. Die daraus resultierende Präventionspolitik sollte
sowohl interdisziplinar als auch politikfeldübergreifend sein. Sie muß alle
Aspekte, die die Entwicklung sowohl der Kriminalität als auch ihrer
Bekämpfung beeinflussen, in Betracht ziehen.

014
Kriener Georg
Prävention statt Repression. Impressionen eines Newcomers - die
Kommission Vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung (KVK)
In: CD Sicherheitsmanagement, 1996, Jg. 20, Heft 1, 5. 86 - 88, 90 -91

Georg Kriener hat am 1. 10. 1995 die Geschäftsführung der Kommission
Vorbeugende Verbrechensbekämpfung (KVK) übernommen. Die KVK ist
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das höchste fachliche Gremium, das sich speziell mit der Koordination der
vorbeugenden Verbrechensbekämpfung seit 1984 beschäftigt. Die KVK
arbeitet eng mit der Projektleitung des Kriminalpolizeilichen Vorbeu-
gungsprogramms zusammen, arbeitet der AG Kripo zu und hat die Auf-
gabe, zu den einzelnen Kriminalitätsformen Informationen zu sammeln,
auszuwerten und Konzepte zur Prävention zu entwickeln. Die KVK setzt
sich aus den Leitern der Präventionsdiens~tstellen der Landeskriminaläm-
ter, einem Vertreter des Bundeskriminalamtes und dem Geschäftsführer
der Projektleitung des Kriminalpolizeilichen Vorbeugungsprogramms zu-
sammen. In den vergangenen Jahren wurde gerade auf die technische Prä-
vention ein starkes Gewicht gelegt. Doch Technik allein kann sicherlich
nicht das Allheilmittel zur Steigerung der Sicherheit sein. Intensive Arbeit
im Bereich der Verhaltensprävention ist gefragt, aber auch Arbeit im
Bereich der infrastrukturellen Planung.

015
Lüders, Christian
Prävention in der Jugendhilfe. Alte Probleme und neue Herausforde-
rungen
In: DISKURS, 1995, Jg. 10, Heft 1, S. 42-49

Der weitgehenden Anerkennung von Prävention als einem zentralen Prin-
zip modemner Jugendhilfe steht heute eine Reihe konzeptionell offener Fra-
gen gegenüber. Vor allem die schwindende Überzeugungskraft der norma-
tiven Prämissen, der sozialpolitischen Rahmenbedingungen und der wis-
senschaftstheoretischen Voraussetzungen stellt neue Herausforderungen an
das Präventionskonzept. Dabei gilt es einerseits, der Gefahr der Entgren-
zung bzw. der Entleerung des Präventionsgedankens vorzubeugen. Ande-
rerseits muß das Konzept im Hinblick auf eine stärkere Berücksichtigung
der Kontexte, Perspektiven und Beteiligungschancen der Betroffenen und
Beteiligten weiterentwickelt werden.
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016
Mordhorst, Eckard
Anmerkungen zur Kriminalprävention in Bremen
In: Schäfer, Herbert (Bearb.): Beweismethoden und Beweisorganisation.
25 Jahre kriminalistische Studiengemeinschaft e.V., (Kriminalistische Stu-
dien Sonderbd. V), 1995, 5. 57 -73

Kriminalität ist jeder Gesellschaft immanent. Daran kann auch Krimina-
litätsprävention nichts ändern. Sie hat dennoch ihren Sinn, denn sie ver-
mehrt das ,,Nichtgeschehen" und führt damit zum Abbau von Angst. Aber
,,Nichtgeschehen" wird nicht wahrgenommen. Daher hat es die Prävention
schwer: sie kämpft stets um ihre gesellschaftliche Anerkennung, mit
vollem Fachwissen und leeren Statistiken. Die Prävention ist zwar urei-
genste Aufgabe der Polizei. Aber sie kann diese Aufgabe nicht mehr ohne
Kooperation mit anderen Behörden, Versicherungen und Verbänden
bewältigen, insbesondere nicht ohne den zur Mitwirkung bereiten Bürger.
Aber gerade der erlebt in der von außen auf ihn zukommenden Prävention
eine Spannung zwischen unbeschränkter Freiheit und einnehmender, ein-
greifender Bevormundung. Eine neue Initiative der Kriminalitätsverhütung
könnte aus der Strategie der ‹vernetzten Kriminalitätsbekämpfung" entste-
hen, die an vier Hauptebenen festzumachen sei: der ressortübergreifenden,
der klassischen, der kommunalen und der strafrechtlich repressiven
Präventionsstrategie. Aufsatzschwerpunkte: Prädominanz und Probleme
der Prävention. Objektive Sicherheitslage und subjektives Sicherheitsge-
fühl. Die Endlichkeit der Prävention und die Belastung der Polizei. Ver-
netzte Kriminalitätsbekämpfung und Präventionsräte.

017
Müller, Gosbert
Kriminalprävention - eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
In: Die Kriminalpolizei, 1995, Jg. 13, Heft 3, S. 137-138, 141, 143

Die Kriminalitätsentwicklung ist gekennzeichnet von einer quantitativen
und qualitativen Zunahme. Sie ist abhängig von den politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Umfeldbedingungen, von der gesamtgesell-
schaftlichen Situation. Wirksame Kriminalitätskontrolle muß von zwei
Säulen getragen werden: von Repression und Prävention. Die Eindäm-
mung von Kriminalität ist nicht alleine durch den Einsatz von Polizei und
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Justiz möglich. Kriminalprävention hat einen gesamtgesellschaftlichen
Anspruch. Damit sind vor allem die Kommunen, aber auch einzelne Bür-
ger angesprochen. Zu den Arbeitsbereichen primärer Kriminaiprävention
gehören Ökologie, Kultur, Bevölkerungsstruktur, Minderheitenintegration,
Stadtplanung, Wohnungsbau, soziale Einrichtungen, Arbeit und Freizeitge-
staltung sowie die lokalen Medien. Kriminalprävention muß an den Ent-
stehungsbedingungen der Straftaten ansetzen und in koordinierte Maßnah-
men zur Anderung der Bedingungen einmünden.

018
Northoff, Robert
Ohne Vorurteil und Verlegenheit. Die DDR, ein kriminalpräventives
Gesamtkunstwerk? Zur Brauchbarkeit primärpräventiver Ansätze in
der DDR
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 1, 5. 51- 54

Nach einer kurzen Beschreibung der Probleme deutsch-deutscher Lehrfor-
schung versucht der Autor einen Kriminalitätsvergleich zwischen DDR
und BRD anhand der veröffentlichten statistischen Daten. Anschließend
wird das jeweilige Sicherheitsgefühl in den beiden Staaten bzw. zwischen
den alten und neuen Bundesländern untersucht. Obwohl die statistischen
Zahlen nur bedingt aussagefähig und auch die durchgeführten Befragun-
gen keineswegs als repräsentativ zu bezeichnen sind, sprechen dennoch
alle Anzeichen dafür, daß die DDR, bezogen auf die persönliche Sicherheit
des einzelnen, der sichere Staat gewesen ist. Als ausschlaggebende Fakto-
ren hierfür werden vor allem primärpräventive Faktoren wie bessere
soziale Bedingungen (Kindergarten, Schule, Arbeitsplatz) angesehen. Stär-
kere soziale Kontrolle und härtere Strafen hingegen werden als weniger
hilfreich und rechtlich problematisch erachtet. Generell wird das Desinter-
esse der Forschung an möglichen positiven Erfahrungen der DDR bemän-
gelt. Im zweiten Teil des Aufsatzes versucht der Autor, die speziellen
gesellschaftlichen Bedingungen zu beschreiben, die sich in der ehemaligen
DDR kriminalpräventiv ausgewirkt haben. Benannt werden hierbei insbe-
sondere die starke Zusammenarbeit lokaler Stellen, die Vielfalt sozialer
Kontrollinstanzen in Nachbarschaft, Schule und Familie sowie das ausge-
prägte System der außergerichtlichen Konfliktbearbeitung durch gesell-
schaftliche Gerichte und Konflikt- bzw. Schiedskommissionen.
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019
Northoff, Robert; Stroth, Anke
Kriminalprävention. Eine kleine quantitative und qualitative Analyse
zum Datenbestand und zur politischen Verantwortlichkeit
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 8 -9, S. 581- 588, Heft 10,
S. 661- 666

Berichtet wird über eine Erhebung kriminalpräventiver Daten bei deut-
schen Ministerien und anderen übergeordneten staatlichen Stellen, die kri-
minaipräventive Literatur und Projekte erfassen. Unter dem Begriff Krimi-
nalprävention lassen sich Maßnahmen zusammenfassen, die unmittelbar
oder mittelbar der Verhütung von Straftaten dienen. Bei der Analyse der
Daten wurde das immer noch unbefriedigende Ausmaß der ministeriellen
Verantwortlichkeit für die gesamt-gesellschaftliche Aufgabe Kriminal-
prävention deutlich. Dabei sind die Unterschiede im Nord-Süd-Vergleich
und im Ost-West-Vergleich eher gering. Deutlich wird, daß Kriminal-
prävention immer noch als eine vornehmliche Aufgabe der Innen- und
Justizministerien und nicht auch als eine Aufgabe der Ministerien für
Familie, Jugend, Soziales, Bildung oder Arbeit angesehen wird.

020
Steffen, Wiebke
Veränderungen in der polizeilichen Aufgabenwahrnehmung - Ge-
meinwesenorientierung als moderne Zielperspektive?
In: Schriftenreihe der Polizei-Führungsakademie, 1995, Jg. 22, Heft 3-4,
S. 107-122

Zentrale, herkömmliche und unbestrittene Aufgabe der Polizei ist die
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Gemeinweseno-
rientierung sollte deshalb ebenso unbestritten das Ziel der polizeilichen
Aufgabenwahrmehmung sein. Doch hat sich der Schwerpunkt vom Ord-
nungsstifter weg hin zum Kriminalitätsbekämpfer/Strafverfolger verscho-
ben. Die Autorin bespricht die Modernisierung der Polizei durch räumli-
che Konzentration und technokratische Aufrüstung am Beispiel der bayeri-
schen Polizei und beschreibt die Auswirkungen und Nebenwirkungen
dieser Modernisierung. Besonders geht die Autorin auf die Uberschätzung
der Bedeutung der Straftatenverfolgung und Unterschätzung der Bedeu-
tung der Straftatenverhütung für den Erfolg der polizeilichen Arbeit ein.
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Sie sieht Gemeinwesenorientierung und bürgernahe Polizeiarbeit als Aus-
weg, besonders durch kommunale Kriminalprävention.

021
Stock, Jürgen
Möglichkeiten und Grenzen einer von Bürgern getragenen regionalen
Kriminalprävention am Beispiel des Vereins Kriminalprävention
Gießen e. V. Zugleich ein kritischer Beitrag zur gegenwärtigen deut-
schen Kriminalpolitik
In: Schäfer, Herbert (Bearb.): Beweismethoden und Beweisorganisation.
25 Jahre kriminalistische Studiengemeinschaft e.V., (Kriminalistische Stu-
dien Sonderbd. V), 1995, 5. 93 -114

Der Ruf nach polizeilicher Verstärkung entspricht der weit verbreiteten
Neigung, dem Staat immer größere Verantwortung für die Gestaltung eige-
ner, persönlicher Lebensbedingungen zuzuweisen. Kriminalitätsverhütung
ist Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung, die Polizei ist dagegen auf
die Abwehr konkreter Gefahren beschränkt. Im Rahmen der sekundären
Prävention unterstützt die Polizei verschiedene Modelle. Effiziente Strafta-
tenvorbeugung muß sich auf lokal begrenzte, überschaubare Bereiche kon-
zentrieren. Organisierte Präventionsstrukturen bedürfen personeller und
finanzieller Unterstützung, die nicht immer gewährleistet werden. Im übri-
gen können netzwerkartige Zusammenschlüsse zur Verbrechensvorbeu-
gung durch Konflikte zwischen den Teilnehmern belastet werden. Die
schleichende Privatisierung der Verbrechenskontrolle in Billig-Sicherheits-
programmen wird den Anforderungen eines wünschenswerten Commu-
nity-Policing-Konzepts allerdings nicht gerecht.

022
Supe, Elmar
Innenweltschutz - ein Weg zu wirksamerer Kriminalprävention
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 1, 5. 45 -48

Sowohl die Ursachen als auch die Präventionskonzepte für unterschiedli-
che Symptome wie z. B. Drogenmißbrauch, Alkoholmißbrauch, Tabletten-
sucht oder Eßstörungen, sind austauschbar, wie bei vergleichenden Unter-
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suchungen leicht erkennbar ist. Allerdings führen dann spezifische Präven-
tionsbemühungen nicht selten zu einem Kompetenzgerangel, das oft zu
einem neben-, ja sogar zu einem gegeneinander der verschiedenen Fachbe-
reiche führt. Nur eine ganzheitliche Präventionsstrategie führt zu Kommu-
nikations- und Konfliktlösungskompetenz auf allen beteiligten Ebenen.
Vorbeugung ist Leben lernen, ist erziehen, befähigen und ermutigen. Ein
solch neues Konzept ist der Innenweltschutz, der ursachenorientiert, ganz-
heitlich, gesamtgesellschaftlich oder systematisch und vor allem auch
positiv vorgeht. Bei diesem Konzept wird deutlich, daß auch die Polizei
im Sinne eines ,,Community Policing" hervorragende Möglichkeiten hat,
bei der Gesundheitsförderung und Prävention frühzeitig gestalterisch mit-
zuwirken anstatt lediglich reaktiv Straftaten aufzuklären und Straftäter zu
sichern.

023
Wilkens, Hans Jörg
Gefahrenprognostik und Prävention bei Polizeieinsätzen
In: Schäfer, Herbert (Bearb.): Beweismethoden und Beweisorganisation.
25 Jahre kriminalistische Studiengemeinschaft e.V., (Kriminalistische Stu-
dien Sonderbd. V), 1995, 5. 75 -92

Die polizeiliche Aufgabe verlagert sich von der Polizei auf die Ordnungs-
behörden. Es entsteht der Eindruck, als ob die Vollzugspolizei nur noch
dann einschreitet, wenn ursprünglich präventiv zu beherrschende Situatio-
nen zu repressiven Lagen geworden sind. Anhand von Beispielen (Zolltor
Bremerhaven und Bremer Wanderkessel) werden Defizite in der Gefahren-
prognose aufgezeigt. In beiden Fällen könnten die Schwächen auf Ausbil-
dungsmängeln, auf Fortbildungs- und Führungsdefiziten, aber auch in tra-
ditionell begründeten Strukturproblemen und Denkgewohnheiten der Poli-
zei begründet sein. In der Ursachenforschung gelangt der Autor u. a. zur
PDV 100 (Polizeidienstvorschrift), die seines Erachtens bereits in der
sprachlichen Vorgabe eher an militärische Erscheinungsschemen erinnert,
als an juristische Analyse- und Abwägungsmethodik der Verwaltungspra-
xis oder anerkannte Verwaltungsrechtsprechung. Die Polizei muß im Rah-
men einer neuen Präventionspolitik sowohl eine richtige Beobachtung und
Bewertung menschlichen Verhaltens auf der Basis anerkannter Kommuni-
kationspsychologie lernen, als auch eine an diesen Maßstäben ausgerich-
tete Führungs- und Kommunikationsstruktur anwenden. Stärker muß die
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Polizei die juristische Beratung in Gefahrenabwelirsituationen nutzen.
Juristen in Einsatzstäben müssen die Regel, nicht die Ausnahme sein. Im
Vordergrund steht immer noch die taktisch orientierte Fallösung. Die
rechtliche Seite darf nicht zu weit abgedrängt werden, da sonst der Ein-
druck einer vorrechtlichen und außerrechtlichen Denkweise entstehen
könnte. Die polizeiliche Führungs- und Einsatzlehre muß in dieser Hin-
sicht stärker angepaßt werden, der politische Prozeß dazu hat bereits ein-
gesetzt.

024
Wittkämper, Gerhard W.
Was heißt Kriminalprävention in unserer Zeit?
In: Der Kriminalist, 1996, Jg. 28, Heft 12, S. 536 -537

Die heutige Kriminalprävention ist gekennzeichnet durch drei unterschied-
liche Elemente:
(a) Entwicklungen, die aus der PKS und den sektoralen bzw. regionalen

Lagebildemn bekannt sind,
(b) eine Gesellschaft, die im Übergang bzw. im Umbruch lebt,
(c) tiefgreifende Veränderungen im kriminalgeographischen

Raum Europa.
Der Begriff ",Prävention" wird in den verschiedenen Disziplinen der Kmi-
minalpolitik, Strafrechtswissenschaft, Kriminalistik und Kriminologie mit
Inhalten aufgefüllt: primäre, sekundäre und tertiäre Prävention. Wer Prä-
vention betreiben will, muß einige Leitprinzipien beachten: Vernetzungs-
prinzip, Kooperationsprinzip, Transnationalität und Subsidiarität. Um ein
ganzheitliches Präventionskonzept zu erreichen, muß man sechs Elemente
zu einem ganzheitlichen Gebilde vernetzen: Fläche, Zielgruppe, Medien,
Verarbeitung von Theorien und Daten sowie Prävention in Bund, Ländemn
und Gemeinden als Chefsache.

30



Auswahlbibliographie

Teil 2: Prävention bestimmter Delikte und Erscheinungsformen
von Kriminalität (auch technische Prävention)

3 1



025
Anonym
Neue Wege bei der Drogenprävention oder - Wie ein Geier Furore
machte
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 5, 5. 359 -360

Das erst vor kurzem eingerichtete Sachgebiet ‹Verhaltensorientierte Prä-
vention" des Bayerischen Landeskriminalamtes trat Ende letzten Jahres
mit einer viel beachteten Aktion an die Öffentlichkeit, wobei das Motiv
eines Geiers eine wichtige Rolle spielt. Die Präsentation des Vogels orien-
tiert sich an modemnen Präventionsansätzen. Auf Abschreckung wird ver-
zichtet. Die Annäherung an das Problem erfolgt über die emotionale Seite.
In jugendgerechter Sprache wirbt der Slogan nicht gegen Drogen, sondern
für Alternativen zum Suchtmittelmißbrauch bzw. für eine positive Lebens-
einstellung. Das optisch ansprechende Motiv soll die Aussage humorvoll
ergänzen.

026
Anonym
Finger weg! Mein Fahrzeug wird kontrolliert!
In: Hessische Polizeirundschau, 1996, Jg. 23, Heft 8 -9, 5. 14 -15

Berichtet wird über einen Aufkleber gegen den Pkw-Diebstahl, der an der
Heckscheibe eines Autos angebracht, Polizeistreifen auffordert, dieses
Fahrzeug nachts zu kontrollieren. Diese Aktion ist initiiert vom Verein Bür-
ger und Polizei in Kassel, der sich von der Maßnahme eine positive Wir-
kung auf das Sicherheitsgefühl der Bürger verspricht. Finanziert wird die
Aktion aus verhängten Geldbußen, die gemeinnützigen Aktionen zufließen.

027
Anthes-Ploch, Nadja
Selbstbedienungsladen Betrieb?
In: WIK, 1996, Jg. 18, Heft 6, 5. 27 -30

Die Zahl der firmeninternen Straftaten steigt. Ihre Ursachen liegen u. a. im
zunehmenden Verlust gesellschaftstragender Werte. Dies äußert sich zu-
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mindest in kleineren Diebstählen, die jeder zweite Mitarbeiter hin und
wieder begeht. Die Dunkelziffer ist hoch, die Aufklärungsquote bleibt
gering, und die Schäden sind enorm. Das oftmals geringe Risiko, entdeckt
und sanktioniert zu werden, fordert die Mitarbeiter geradezu heraus, diese
Schwachpunkte der Organisation auszunutzen. Als wesentliche Schutz-
maßnahmen gegen Diebstahl gelten Ausgangskontrollen, Überwachung
und eingeschleuste Verbindungsleute. Der Diebstahl von Büromaterial läßt
sich verhindern durch einfachen Standard bei den Schreibmaterialien.

028
Beulke, Werner,; Theerkorn, Gerd
Gewalt im sozialen Nahraum - Beratungsauflage als (ein) Ausweg?
Bericht über das ‹Passauer Modell"
In: NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht, 1995, Jg. 15, Heft 10,
S. 474 -481

Im ,,Passauer Modell" wurde ein Staatsanwalt mit allen Fällen von Gewalt
gegenüber Partnern oder Kindern oder sonstigen Familienangehörigen
(mit Ausnahme der Tötungsdelikte) betraut, um verstärkte Sachkenntnis
im Umgang mit der speziellen Familienproblematik und eine Effektivie-
rung des Opferschutzes zu erreichen. Die im Passauer und Augsburger
Modellprojekt gesammelten Erfahrungen bezüglich der "Beratungsauf-
lage" gegenüber dem Täter und der sich anschließenden Einstellung des
Strafverfahrens gemäß § 153 a StPO werden als sehr ermutigend bezeich-
net. Bei leichter Gewaltkriminalität im sozialen Nahraum ist diese Art der
Verfahrenserledigung im Projektbereich inzwischen zur Routineangele-
genheit geworden. Sie wird von den Opfern geschätzt, weil sie auf diese
Weise Solidarität durch den Staat erfahren (",endlich geschieht etwas"),
ohne daß gegen den Täter eine Strafe verhängt würde, die letztlich die
Opfer mittelbar auch zu spüren bekämen. Auch auf Täterseite wird die
Beratungsauflage als Vorzug eingestuft, weil sie dem Beschuldigten den
Makel der Strafe erspart. Sie ist unter dem Etikett "Hilfe statt Strafe" als
sinnvoll zu betrachten, weil endlich nicht die Opfer beraten und therapiert
oder zu einem Ausgleich mit dem Täter gedrängt werden, sondern die
Täter an sich arbeiten müssen, und zwar im Wege einer durch Beratung
unterstützten ,,Selbstresozialisierung" mit konkretem Opferbezug.
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029
Brenne,; Gerhard
Senioren im Visier
In: Öffentliche Sicherheit, 1995, Heft 12, 5. 29 -30

Menschen über 65 Jahre sind bevorzugte Opfer von Wohnungsräubernl
Einbruchdiebstählen. Fast 40 % der Überfallenen sind Senioren. Zudem
halten sie sich in 97 % der Fälle allein zu Hause auf. Sind die Täter erst
einmal in der Wohnung, sind ihnen die Opfer hilflos ausgeliefert. Nur jede
vierte Seniorenwohnung weist eine spezielle Sicherung auf. Alte Men-
schen sind oft gebrechlich, können die Täter bei Straßenraub kaum festhal-
ten oder verfolgen, und werden deshalb häufig als Opfer ausgesucht.
Der Kriminalpolizeiliche Beratungsdienst startet eine Aufklärungskampa-
gne.

030
Dembach, Bernd
Bundesmodellprogramm ‹Mobile Drogenprävention West"
In: Sucht, 1995, Jg. 4 1, Heft 2, 5. 90 -93

Das Bundesmodellprogramm ‹Mobile Drogenprävention West" (1990-
1993) wird beschrieben. Die Beschreibung umfaßt Zielsetzung, Aufgaben-
felder, beteiligte Einrichtungen und erzielte Ergebnisse.

031
Dölling, Dieter
Ziele und Konzeption der Untersuchung
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe B d. 34), 1996, 5. 19 -29

Der Beitrag beginnt mit einem Einstieg in die polizeilich registrierte Dro-
gendelinquenz in der Bundesrepublik Deutschland. Von 1980 bis 1990 hat
sich die Zahl der Rauschgiftdelikte ca. verdoppelt (1980: 62.395; 1990:
123.903) und die Zahl der Rauschgifttoten nahezu vervierfacht (1980:
494;, 1990: 1.491). Erstes Ziel der vorliegenden Untersuchung ist vor die-
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semn Hintergrund eine genaue Bestandsaufnahme, zweites Ziel muß in der
Erarbeitung von Vorschlägen über die Beteiligung der Polizei an der Dro-
genprävention bestehen. Bei dieser polizeilichen Beteiligung ist deutlich
der Spagat sichtbar, der in der Verpflichtung (§ 163 StPO) zur Strafverfol-
gung und einer vertrauensvollen Einzelprävention unter Mißachtung des
Strafverfolgungsprinzips besteht. Den Abschluß bilden einerseits Hinweise
auf die Vorgehensweise bei der Beteiligung der Polizei an der Drogen-
prävention (Bestandsaufnahme der Erfahrungen mit Drogenpräventions-
maßnahmen, Auswertung der Literatur zur Drogenprävention und Grup-
pendiskussionen mit Experten der Drogenprävention) und andererseits der
Ausblick auf die Folgekapitel der Veröffentlichung u. a. mit einem Blick
ins Ausland, die Bedeutung von Forschungsergebnissen und auf die
Gestaltung der polizeilichen Drogenprävention.

032
Dölling, Dieter
Bestandsaufnahme über die polizeiliche Drogenprävention in Deutsch-
land
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Pravention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5. 30- 131

Zur Bestandsaufnahme über die polizeiliche Drogenprävention in
Deutschland wurden in einem ersten Schritt alle Landeskriminalämter mit
der Bitte angeschrieben, Informationen über die polizeiliche Drogen-
prävention in dem jeweiligen Bundesland zu geben und konkrete Präven-
tionsprojekte zu benennen, die durchgeführt wurden. Uber die angegebe-
nen Projekte wurden die Daten erhoben und die Befunde in Teil C des
2. Kapitels dargestellt. Ergänzt wurden diese Maßnahmen durch Inter-
views, die mit für Drogenprävention zuständigen Mitarbeitemn der Landes-
kriminalämter sowie Betreibern anderer Projekte durchgeführt wurden.
Zusätzlich wurden auch sonstige Projekte der Drogenprävention und Prä-
ventionsmaßnahmen bei den Rauschgiftkommissariaten der Großstädte
mit über 200.000 Einwohnern erfaßt. Der Bericht geht auf die Antworten
der alten und neuen Bundesländer ausführlich ein und beschreibt anhand
der Daten Grundstrukturen polizeilicher Drogenprävention. Anzumerken
ist für die alten Bundesländer eine unterschiedliche Vorgehensweise in der
Präventionspolitik.
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Man unterscheidet in drei Gruppen:
- Erhebliche polizeiliche Präventionsarbeit (Baden-Württemberg, Bayern,

Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und
Hamburg)

- Zurückhaltende polizeiliche Präventionsarbeit (Schleswig-Holstein und
Bremen)

- Keine eigene polizeiliche Drogenprävention, lediglich Unterstützung
anderer gesellschaftlicher Gruppen (Hessen und Berlin).

Die Übergänge zu anderen Gruppeneinteilungen sind jedoch fließend. Die
Situation der Rauschgiftkriminalität in den neuen Bundesländern hat bei
weitem nicht die Ausmaße wie in den alten Bundesländern erreicht. Inso-
fern bestätigen die Umfrageergebnisse auch die polizeiliche Kriminalstati-
stik. Trotz dieser eigentlich günstigen Feststellung in den neuen Bundes-
ländern sind präventive Anstrengungen angezeigt. Die Aktivitäten in den
einzelnen Bundesländern reichen dann auch von der Einsetzung (inter-)mi-
nisterieller Arbeitsgruppen über polizeiliche Aktionsprogramme bis hin zu
polizeilicher Unterstützung kommunaler Drogenpräventionsprojekte. Die
Anzahl dieser polizeilichen Präventionsaktivitäten erreicht in einigen Bun-
desländern pro Jahr die Marke über 100 und ist im Vergleich zu anderen
gesellschaftlichen Gruppen lobenswert.

033
Dölfing, Dieter; Feltes, Thomas
Polizeiliche Drogenprävention in einigen ausländischen Staaten. Polen
und Ungarn
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5. 414 -426

Erläutert wird die Problematik der Drogenprävention in Einbindung mit
der Polizei in den Ländern Ungarn und Polen. Die Beteiligung erfolgte in
diesen Ländern um festzustellen, wie man einer möglichen Verschärfung
der Drogenproblematik aufgrund der Öffnung der Grenzen entgegenwir-
ken kann. Es wurden Interviews durchgeführt, Akten ausgewertet pp.
Bezüglich Polen wurde festgestellt, daß der Konsum illegaler Drogen in
den 60er Jahren eine Randerscheinung war. Seit Mitte der 70er Jahre kann
dann ein enormer Anstieg festgestellt werden. Als rechtliche Grundlage
zur Bekämpfung der Drogenkriminalität wurde 1985 das Gesetz über die
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Vorbeugung gegen die Drogensucht erlassen. Dort ist auch die Behandlung
von Drogensüchtigen festgeschrieben. In den vergangenen Jahren hat man
auch angefangen, Drogenprävention zu betreiben. Insbesondere wurde
klar, daß die Polizei in diesem Bereich kaum tätig wurde. Dieses Manko
gilt es auszumerzen. Innerhalb von Ungarn ist die Entwicklung des Dro-
genkonsums wegen des Mangels an Erhebungen schwer zu analysieren.
Drogenmißbrauch ist hier auch Alkohol- und Medikamentenmißbrauch.
Der Umgang mit Drogen steht in Ungarn unter Strafe. Drogenprävention
wurde kaum betrieben. Dies änderte sich 1991 nach dem politischen
Umbruch. Es wurden Präventionsprogramme für Risikogruppen erstellt.
Ab diesem Zeitraum ist auch die Polizei in diesem Bereich aktiv.

034
Dölling, Dieter
Allgemeine Ansätze der Drogenprävention. Einleitung. Die einzelnen
Ansätze
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5.~ 449 -477

In der Literatur besteht Einigkeit, daß Präventionsmaßnahmen zur Redu-
zierung des Drogenkonsums notwendig sind. Die Entwicklung der Dro-
genprävention hat sich in drei Phasen vollzogen: Von der Abschreckung
über die Aufklärung zu einer ganzheitlichen und ursachenorientierten Prä-
vention. Im Hinblick auf die Ursachen von Drogenmißbrauch wird über-
wiegend von einem komplexen Bündel von sich wechselseitig beeinflus-
senden Entstehungsbedingungen ausgegangen. Als erfolgversprechender
Ansatz der Suchtprävention wird zunehmend die Stärkung protektiver
Faktoren angesehen, darunter sind Bedingungen zu verstehen, die Drogen-
mißbrauch verhindern. Suchtvorbeugung wird heute vielfach als Teil der
Gesundheitserziehung und Gesundheitsförderung verstanden. Als Aufgabe
der Suchtprävention wird es weiterhin angesehen, positive Alternativen
zum Drogenkonsum anzubieten. Für die Suchtprävention sind neben El-
tern, Erziehern und Lehrern auch andere Bezugspersonen und Multiplika-
toren von Bedeutung, die suchtrelevante Einstellungen und Verhaltenswei-
sen beeinflussen können. Die Frage, ob sich die Polizei an der Drogen-
prävention beteiligen sollte, wird in der Literatur unterschiedlich beurteilt.
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035
Dölling, Dieter
Vorschläge für die Gestaltung polizeilicher Drogenprävention. Metho-
disches Vorgehen. Grundlinien einer Konzeption polizeilicher Drogen-
prävention
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA-
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, S. 533 -554

Es wird das methodische Vorgehen hei der Gestaltung der polizeilichen
Drogenprävention vorgestellt, anschließend werden Grundlinien einer
Konzeption polizeilicher Drogenprävention erläutert. Ein breites Feld
nimmt dabei die Beschreibung der polizeilichen Beteiligungsmöglichkei-
ten und ihre rechtliche Würdigung ein. Deutlich wird aufgezeigt, daß die
Polizei aufgrund ihrer Strafverfolgungspflicht gemäß § 164 StPO in der
aktiven Beteiligung an der Drogenprävention an Probleme stoßen kann,
wenn sie dabei von Strafverstößen erfährt. Gleichwohl wird die Pflicht zur
Mitwirkung an der Drogenprävention sowohl aufgrund ihres Gefahrenab-
wehrauftrages sowie ihrer gesellschaftlichen Kompetenz bejaht. Folgende
Vorschläge werden unterbreitet und ausführlich erläutert: Aufklärung jun-
ger Menschen über die Folgen des BtM-Gebrauchs und Hinweis auf straf-
rechtliche Konsequenzen. Mitwirkung bei der Erzeugung eines Anti-Dro-
gen-Klimas bei Veranstaltungen. Schulung von Bezugspersonen junger
Menschen, wie z. B. Eltern, Lehrer etc. Bei dieser Thematik ist konzeptio-
nielles Vorgehen wichtig, d. h. eingehende Planung aller möglichen Maß-
nahmen und deren langfristige Ausrichtung sowohl im überregionalen wie
auch im kommunalen Bereich. Darüber hinaus muß die Polizei den Dro-
genpräventionsbereich personell etablieren und mit ausreichenden Finanz-
mitteln versehen.
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036
Dölling, Dieter
Zusammenfassung der Untersuchung
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5. 565 - 584

Im Zuge der steigenden Besorgnis über die Drogendelinquenz wird in den
letzten Jahren neben der Repression von Rauschgiftkriminalität und der
Therapie von Drogenabhängigkeit der Prävention des Drogenkonsums
verstärkt Aufmerksamkeit zugewendet. In Deutschland betreiben zahlrei-
che Polizeidienststellen Drogenprävention. Ganz überwiegend handelt es
sich um Primärprävention. Sekundärprävention kann nur vereinzelt festge-
stellt werden. Die primärpräventiven Bemühungen richten sich vorwie-
gend an junge Menschen, Eltern, Lehrer und andere Multiplikatoren und
teilweise an die Allgemeinheit. Abschreckungsprävention wurde weitge-
hend aufgegeben. In mehreren Ländern Europas und den USA betreibt die
Polizei Drogenprävention mit unterschiedlicher Intensität. In einigen Staa-
ten unternimmt die Polizei auf diesem Gebiet erhebliche Anstrengungen.
Dies gilt für Großbritannien, Schweden und die USA. Auf die Zusammen-
arbeit mit anderen in der Drogenprävention tätigen Institutionen wird
erheblicher Wert gelegt. Für Italien, Polen und Ungarn konnten nur wenige
Aktivitäten der Polizei auf dem Gebiet der Prävention festgestellt werden.
Auch in den Niederlanden hält sich die Polizei im primärpräventiven
Bereich zurück.

037
Eidam, Gerd
Korruption als Betriebsmodus. Unternehmensethik und Schuldstraf-
recht. Ausreichende Instrumente zur Bekämpfung der Korruption?
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 8 -9, 5. 543 -547

Unternehmen, die eine pointierte Unternehmensethik pflegen, können eine
hohe Bereitschaft ihrer Mitarbeiter erwarten, die gebotenen betrieblichen
Verhaltenskodizes zu beachten. Sie verfügen damit auch über ein geeigne-
tes Präventivmittel zur Verhinderung von Bestechung. Der Verfasser unter-
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sucht außerdem die Frage, welche rechtlichen Schritte sich zur Eindäm-
mung der Korruptionsgefahr angesichts der Tatsache anbieten, daß Unter-
nehmen als juristische Personen in Deutschland bisher nicht straffähig
sind.

038
Eysink Smeets, Marnix W B.
Sicherheit im öffentlichen Personenverkehr - Maßnahmen in den Nie-
derlanden
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 139 - 175

Die Sicherheit im öffentlichen Personenverkehr hat in den Niederlanden in
subjektiver Hinsicht an Bedeutung gewonnen. Aus diesem Grunde wurde
eine Plattform gegründet, bestehend aus drei Ministerien, den Fachverbän-
den und den Verkehrsbetrieben (Eisenbahn, Stadtverkehr, regionaler Ver-
kehr) und ein unabhängiges Beratungs- und Forschungsbüro eingeschaltet.
Für das Programm (Laufzeit zunächst drei Jahre) hat die Regierung neben
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 1150 Millionen Gulden zur Verfügung
gestellt. Die Plattform als landesweites Projekt orientiert ihr Vorgehen an
dem sog. Sicherheitsdelta: Einsicht: (in die Sicherheitsproblematik), Aktion
(Maßnahmenpaket), Organisation (Strukturen und Bedingungen der
Umsetzung). Eine verbesserte Kenntnis der Sicherheitsprobleme des öf-
fentlichen Personenverkehrs wird durch jährliche Untersuchungen (‹Na-
tionaler Monitor", ,,Unternehmensmonitor") erreicht. Sie zeigen, daß am
stärksten die Angestellten der Verkehrsunternehmen vom Sicherheitspro-
blem betroffen sind. Auf Befragungen von (Nicht-)Fahrgästen gestützte
Maßnahmen führten zu einem teilweise erheblichen Anstieg der Fahrgast-
zahlen (10-300%) und gleichzeitig zu einer Eindämmung des Schwarz-
fahrens.
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039
Feltes, Thomas
Vorschläge für die Gestaltung polizeilicher Drogenprävention
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, S. 554 - 564

Effektive polizeiliche Drogenprävention sollte primär kommunal organi-
siert und orientiert sein. Dabei können überregionale Polizeiorganisationen
koordinieren und initiieren, aber nicht die regionale Verantwortung über-
nehmen. Eine tatsächliche präventive Polizeiarbeit, die sich vorrangig an
Hilfe und weniger an Kontrolle und Repression orientiert, wird zum einen
von den Bürgern eher akzeptiert, zum anderen führt diese Polizeiarbeit zu
einer größeren Identifikation der Beamten mit ihren Aufgaben. Eine solche
bürgernahe Präventionsarbeit ist aber ebenso wie die bürgernahe Polizeiar-
beit nicht einfach eine neue Methode, sondern eine vollkommen neue
"Ideologie" polizeilichen Tätigwerdens, eine Zielvision für die Polizei der
Zukunft.

040
Flamme, Günther
Prävention gegen atypische Überfälle. Bankensicherheit
In: WIK, 1995, Jg. 17, Heft 4, S.61- 62

Jährlich kommt es zu etwa 200 sog. ‹atypischen Banküberfällen", bei
denen außerhalb der Öffnungszeiten durch Bedrohung des Personals die
Herausgabe von Werten verlangt wird. Die dabei erzielte Beute ist meist
höher als beim ‹typischen" Bankraub am Schalter. Daß die Täter so häufig
erfolgreich sind, liegt im wesentlichen an den fehlenden Sicherungsmaß-
nahmen. Zu diesem Zweck wurde ein ,,Banken-Personenschutz-System"
(BPS) entwickelt, das in diesem Beitrag vorgestellt wird.
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041
Gallwitz, Adolfr Paulus, Manfred; Gaal, Ferdinand (Hg.)
Sexuelle Gewalt gegen Frauen und Kinder. Täter-Opfer-Tatabläufe.
Materialien einer Aktionswoche in Ulm im Rahmen der kommunalen
Kriminalprävention
(Texte Bd. 11) 1996, III, 117 5.

Im Rahmen kommunaler Kriminalprävention wurde von der Polizeidirek-
tion und der Stadt Ulm eine gemeinsame Aktionswoche zum Thema
‹Sexuelle Gewalt gegen Frauen und Kinder" durchgeführt. Wissenschaftli-
che Erkenntnisse und polizeipraktische Erfahrungen wurden zusammenge-
führt und in ein - inzwischen als ‹Ulmer Modell" - bekanntgewordenes
Vorbeugungskonzept umgesetzt. Aktuelle Kriminalitätsentwicklungen und
-formen wie Menschenhandel, Zwangsprostitution, Kinderhandel und
Pädophilie werden ebenso berücksichtigt, wie die Veränderungen der Tat-
gelegenheitsstrukturen in diesen Kriminalitätsbereichen durch die Nutzung
moderner Kommunikationstechniken. Die modernsten Erkenntnisse und
die wirksamsten Möglichkeiten zur Verhinderung dieser Kriminalität wer-
den vermittelt.

042
Geurtz, Josef
Fahrraddiebstahl. Ein Übel an der Wurzel gepackt
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 6, S. 411- 414

Fast 13 % der im Bundesgebiet gemeldeten Diebstähle waren im Jahre
1993 Fahrraddiebstähle. Während aber die Aufklärungsquote beim Dieb-
stahl insgesamt immerhin noch bei knapp über 27 % lag, betrug sie beim
Fahrraddiebstahl gerade mal 6,9 %. Das ist ein Zustand, der - will man als
Polizeibeamter nicht gänzlich tatenlos danebenstehen - gezielter Aktivitä-
ten bedarf. Angesichts dieser Ausgangslage wurde nach Möglichkeiten zur
effektiven Bekämpfung gesucht. Unter anderem wurden durch drei
Beamte eine Ermittlungsgruppe Fahrrad (EG/F) gebildet, eine Individuali-
sierung durch Fahrrad-Codierung wurde angestrebt, außerdem wurden
Handzettel verteilt, um die Bevölkerung aufmerksam zu machen sowie
Fahrrad-Paß-Aktionen durchgeführt. Das Fahrrad-Codiersystem ist in Ber-
gisch-Gladbach eingeführt und vom Bürger angenommen worden. Mittler-
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weile arbeitet die Kriminalpolizeibehörde Leverkusen und Detmold eben-
falls mit. Das Ergebnis: Im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres
waren die Fallzahlen im ersten Quartal 1994 um 25 % zurückgegangen. In
Leverkusen wurde ein Fahrraddieb anhand der Codiernummer überführt -

das Fahrrad konnte dem rechtmäßigen Besitzer zurückgegeben werden!

043
Grobosch, Petra, Simsa, Christiane
Polizeiliche Drogenprävention in einigen ausländischen Staaten. Italien
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5. 403 -414

In der aktuellen Drogenpolitik Italiens bildet der Kampf gegen den Dro-
genhandel nur einen Aspekt neben der Drogenprävention und der Behand-
lung sowie Wiedereingliederung von Drogenabhängigen. Die Drogen-
prävention in Italien soll eine wesentliche Aufgabe der Gesundheitsbehör-
den sein. Die Polizei Italiens dürfte im Bereich der Primärprävention
bisher eine untergeordnete Rolle spielen. Nach Angaben des Innenministe-
riums kommt es jedoch verstärkt zu einer Zusammenarbeit mit anderen
Institutionen. Eine besondere Rolle bei der polizeilichen Eindämmung des
Drogenmißbrauchs nimmt die ‹Direzione Centrale per i Servizi Anti-
droga" (D.C.S.A.) ein, die als spezielle Abteilung 1981 eingerichtet wurde
und als Zentralleitung auf Landesebene die drei verschiedenen Bereiche
der polizeilichen Drogenbekämpfung, nämlich die Staatspolizei, die
Militärpolizei und die Finanzpolizei koordiniert.

044
Grünewald, Steffi
Tankstellen - Schmerzgrenze ist erreicht
In: WIK, 1996, Jg. 18, Heft 1, 5. 18 -20

Diebe an Zapfsäulen und im Tankstellen-Shop lassen sich am ehesten
durch den Einsatz von Videoüberwachungstechnik abschrecken. Die Er-
fahrung zeigt, daß sich an vielen Stationen die Investition rasch amorti-
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siert. Eine Studie zeigt interessante Zusammenhänge auf:
- Täter suchen in ihrem ‹Einzugsbereich" eine Tankstelle ohne Video-

überwachung. Es gilt das Verdrängungsprinzip.
- Nach Installation einer Videoüberwachungsanlage sinkt die Anzahl der

Benzindiebe sofort bis zu 50 %.
- Bei genauerem Hinsehen gliedern sich die verbleibenden 50 % in 30 %

‹echte" Straftaten und 20 % Fahrlässigkeiten.
- Diese 20 % unterteilen sich in bewußte und unbewußte Bedien- und

Handlungsfehler der Kunden und Bedienfehler des Personals.
- Täter setzen darauf, daß die Ermittlung erschwert ist, wenn das Auto

kurz zuvor den Halter gewechselt hat.
- Durch Analyse des jeweiligen Tankstellen-Umfeldes wurde festgestellt,

daß in Ost- und Westdeutschland gleiche Verhaltensmuster auftreten.

045
Hallmann, Sabine, Schmeitz, Thomas
Bestandsaufnahme über die polizeiliche Drogenprävention in Deutsch-
land. Befragung zu den Anti-Drogen-Diskotheken in Nordrhein-West-
falen
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe B d. 34), 1996, 5. 244 -317

Nachdem inzwischen erwiesen ist, daß die rein restriktive Drogenpolitik
gescheitert ist, müssen neue Wege beschritten werden. Einen dieser Wege
stellt der Versuch der Polizei dar, den Bereich der Prävention auszubauen.
Das Konzept der Anti-Drogen-Disko hat sich wider erwarten als eine gut-
durchdachte Show erwiesen, die ihrem Gedanken, als Ergänzungsveran-
staltung für weitere, tiefer in die Materie eindringende Veranstaltungen zu
dienen, voll gerecht wird. Die Studie belegt die Akzeptanz bei der Ziel-
gruppe, die angesprochen werden soll. Die Mischung aus Musik und gut
moderierten Info-Blöcken schafft eine Atmosphäre, die Jugendlichen unter
anderem zeigt, daß gute Stimmung nicht zwangsläufig mit Alkohol-, Ziga-
retten- oder Drogenkonsum gleichzusetzen ist. Im Rahmen der allgemei-
nen Suchtprävention sollte das Programm ausgebaut und personell, evtl.
auch durch Fachkräfte außerhalb des Landeskriminalamtes, erweitert wer-
den.
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046
Hammerschick, Walter
Verunsicherungen des Alltags. Unsicherheitserfahrungen und Reak-
tionen - alters- und geschlechtsspezifische Unterschiede
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 79 -99

Der Beitrag schöpft aus dem umfangreichen, für das Projekt ‹Wien - siche-
re Stadt" gesammelten Datenmaterial. Die Überlegungen gehen vor allem
der Frage nach, ob sich die von Männern und Frauen bzw. von verschiede-
nen Altersgruppen berichteten Problemerfahrungen unterscheiden. Empiri-
sche Basis sind die 1.318 erhobenen Geschichten, von denen 746 von Frau-
en und 572 von Männern erzählt wurden. Ausgangspunkt der Betrachtungen
ist die Beziehung der Befragten zu den von ihnen berichteten Typen von
Problemerfahrungen. Selbsterlebtes, Nicht-Selbsterlebtes und als Zeuge
Wahrgenommenes werden hier beschrieben und gegenübergestellt. Die Aus-
führungen befassen sich ausschließlich mit selbst gemachten Erfahrungen
und mit der Zuordnung der verschiedenen Erfahrungstypen zu nach Alter
und Geschlecht differenzierten Lebenswelten. Abschließend folgt eine Dar-
stellung und Diskussion der im Zusammenhang mit selbst gemachten Erfah-
rungen bzw. Typen von Erfahrungen gesetzten eigenen Aktivitäten.

047
Heiliger, Anita; Permien, Hanna
Männliche Gewalt und Prävention
In: DISKURS, 1995, Jg. 10, Heft 1, 5. 33 -41

Ausgangspunkt des Beitrags ist die Erkenntnis, daß Jugendgewalt im
wesentlichen ein männliches Phänomen ist und daß - zur Erklärung dieses
Phänomens - die männliche Sozialisation herangezogen werden muß, die
sich immer noch vor allem an Leitbildern von Dominanz, Überlegenheit,
Stärke und Härte gegen sich selbst und andere orientiert. In diesem Zu-
sammenhang werden die Ergebnisse von zwei Projekten des Deutschen
Jugendinstituts (DJI) zu ‹Strukturen männlicher Sozialisation und (poten-
tieller) Täterschaft bezüglich sexuellen Mißbrauchs an Mädchen" sowie zu
‹Jugendhilfe und Geschlechtersozialisation" vorgestellt. An den Ergebnis-
sen beider Studien läßt sich zeigen, daß die immer noch vorherrschenden
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Vorstellungen von ‹überlegener", ‹beherrschender" Männlichkeit und von
relativ wehrloser, sich unterordnender Weiblichkeit zentrale Grundlagen
von (sexueller) Gewaltbereitschaft bzw. Gewalttoleranz bilden. Aus diesen
Ergebnissen werden Ansatzpunkte zur Prävention im Sozialisationsprozeß
abgeleitet.

048
Heinz, Wolfgang
Anstieg der Jugendkriminalität? Die Grenzen des Jugendstrafrechts,
die Möglichkeiten der Prävention
In: DVJJ-Joumal, 1996, Jg. 7, Heft 4, Nr. 154, S. 344 -460

Die gegenwärtige Diskussion um steigende Jugendkriminalität dramati-
siert durch Verwendung nicht hinreichend differenzierter Daten. Aussagen
zur Entwicklung der Jugendkriminalität, die sich auf Daten stützen, in
denen auch nichtdeutsche Tatverdächtige enthalten sind, sind nicht valide.
Der einseitigen Zuspitzung der Diskussion auf Einzelfälle ist die ‹Normna-
lität" der Jugendkriminalität und die kriminalpolitische ,,Vernünftigkeit"
des deutschen Jugendstrafrechts entgegenzuhalten. (Jugend-)Strafrecht
kann soziale Probleme nicht lösen. Prävention hat deshalb Vorrang vor
Repression. Die Jugendkriminalrechtspflege sollte aber nicht nur auf ihre
begrenzte Problemlösungskapazität hinweisen, sondern auch ihr Fachwis-
sen in kriminalpräventive Konzepte einbringen. Der Verfasser hält die
Gemeinde für den Ort, in dem entsprechende Konzepte mit Aussicht auf
(begrenzten) Erfolg angesetzt werden können.

049
Helfer, Hans- Ulrich
Marktforscher oder Spion?
In: WIK, 1995, Jg. 17, Heft 6, S. 10, 12-13

Die Verantwortlichen der Wirtschafts- und Konkurrenzspionage beziehen
ihr Wissen und ihre Information zu 80 % aus öffentlich zugänglichen Quel-
len. Zwischen legaler und illegaler Informationsbeschaffung besteht indes
eine breite Grauzone. Eindeutig illegal ist sie, wo klassische Straftatbe-
stände durch ,,Hacker" oder Informationsveruntreuung verletzt werden.
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Insbesondere externe Berater, die im Regelfall tiefe Einblicke in betriebs-
interne Abläufe haben, werden vermehrt von Konkurrenz- und Nachrich-
tendiensten eingesetzt. Während die nachrichtendienstliche Wirtschafts-
spionage mit dem Einschleusen von Agenten zunehmend für osteuropäi-
sche Staaten an Bedeutung gewinnt, wird für europäische, amerikanische
und japanische Unternehmen die Konkurrenzspionage immer wichtiger,
weil hier hochqualifizierte Fachleute vorhanden sind, um die beschafften
Informationen schnell und effizient als Produkt umzusetzen. Spionageab-
wehr muß bei den Unternehmen selbst angegliedert sein. Neben organisa-
torischen und technischen Maßnahmen ist vor allem die Personaleinstel-
lung besonders zu beachten.

050
Hepp, Hanns Michael
Eurocard-Sicherheitsmanagernent. Prävention gegen Kreditkarten-
mißbrauch
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1996, Jg. 14, Heft 5, 5. 32 -33

Um dem Mißbrauch von deutschen Eurocards entgegenzuwirken, setzt die
Gesellschaft für Zahlungssysteme mbH (GZS) intelligente DV-Werkzeuge
zur Mißbrauchsfrüherkennung ein. Um die Nutzung gestohlener Karten zu
erkennen, führen die DV-Werkzeuge FALCON und FALCON-expert Risi-
koanalysen auf der Basis verschiedener Informationen durch. Im Ver-
dachtsfall werden entsprechende Maßnahmen eingeleitet. Um auch
schwarze Schafe unter den Vertragspartnern zu erkennen, kommt dem-
nächst das Schadenspräventionssystemn MEMOS zum Einsatz. Dieses
System bezieht auch die Vertragspartner in die Risikoanalyse ein.
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051
Hermann, Dieter
Polizeiliche Drogenprävention in einigen ausländischen Staaten.
Schweden
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5.~ 383 -402

In Schweden wechselte die Drogenpolitik zwischen permissiven und
restriktiven Phasen. Die verschiedenen Phasen der Drogenpolitik spiegeln
sich in der Entwicklung der registrierten BtM-Straftäter und der Anzahl
der wegen Drogendelikten Inhaftierten wider. Das z. Z. angestrebte Ziel
der schwedischen Drogenpolitik ist es, auf allen gesellschaftlichen Ebenen
möglichst umfassend den Drogenmißbrauch zu bekämpfen, um so zu einer
drogenfreien Gesellschaft zu kommen. Die wechselnde Drogenpolitik
Schwedens hat eine Reihe von Präventionsprojekten mit Beteiligung der
Polizei hervorgebracht. Als landesweite Maßnahme wurden in den 80er
Jahren polizeiliche Straßenstreifen gebildet, die insbesondere durch
Abschreckung den Drogenhandel treffen sollten.
Das Ziel war, lokale Märkte zu beseitigen und den Handel permanent
unter möglichst starkem Druck zu halten. Die Drogenprävention in Schwe-
den ist also insgesamt gesehen ein Versuch, vor dem Hintergrund einer
restriktiven Drogenpolitik möglichst alle gesellschaftlichen Kräfte in dem
Kampf gegen Drogenkriminalität einzusetzen.

052
Herok, Peter
Neue Wege der Kriminalitätsbekämpfung in der Innenstadt. Krimi-
naiprävention statt Straftätern hinterherlaufen
In: Polizeinachrichten, 1995, Jg. 3 5, Heft 2, 5. 6- 8

Am Beispiel der mittelgroßen Stadt Aschaffenburg schildert der Autor
neue Wege der Kriminalitätsbekämpfung in der Innenstadt. Aschaffenburg
wurde als Beispiel für eine Stadt gewählt, die aufgrund der speziellen
Infrastrukturgegebenheiten (Rhein-Main-Gebiet) und der Nähe zur Groß-
stadt Frankfurt einen besonderen kriminalgeographischen Raum darstellt.
Die Besonderheit wird durch folgende Tatsachen begründet: Konzentration
vieler Wirtschaftsunternehmen, Dienstleistungsbetriebe, Behörden und
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Gastronomiebetriebe mit einem insgesamt hohen Waren- und Geldumlauf.
Zunächst wurde ein Lagebild "Innenstadt" erstellt, d. h. Beschreibung aller
Erscheinungsformen der Innenstadtkriminalität mit entsprechender Ana-
lyse. Darauf aufbauend wurde ein sog. ,,Jnnenstadtkonzept" entwickelt,
wobei schnell erkannt wurde, daß Verhütung und Bekämpfung der Er-
scheinungsformen und Delikte nur mit Hilfe eines koordinierten Maßnah-
menbündels erfolgen können. So waren neben der Polizei auch viele
Betriebe und Unternehmen eingebunden. Auch wurden Vorträge und Schu-
lungen für Bürger veranstaltet. Die im Rahmen des Innenstadtkonzeptes
gewonnenen Erkenntnisse zeigen, daß Prävention mehr denn je notwendig
ist, daß ausschließlich repressive Maßnahmen zur Eindämmung der delikt-
spezifischen Straftaten in einer Innenstadt keine wirksame Interventions-
möglichkeit sind. Eine in Aschaffenburg durchgeführte Befragung der
Bevölkerung ergab letztendlich, daß über 80 % der Bürger sich u. a. durch
eine stärkere Polizeipräsenz in der Stadt sicherer fühlen.

053
Herok, Peter
Tageswohnungseinbrüche (TWE) - Eine Randerscheinung der Orga-
nisierten Kriminalität. Bekämpfungsstrategien im Einzugsbereich
einer Großstadt
In: Polizeinachrichten, 1995, Jg. 35, Heft 3, 5. 5- 8

Ein entscheidender Faktor für die deutliche Zunahme der schweren Straf-
taten in Aschaffenburg ist zweifellos die besondere ,,kriminalgeographi-
sche" Lage. Der Wohnungseinbruch nimmt zwar im Vergleich zur Gesamt-
kriminalität nur einen geringen Anteil ein, aber beeinflußt das subjektive
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung überproportional. Eine besondere Art
stellt der Tageswohnungseinbruch (TWE) dar. Der Autor stellt im folgen-
den das Lagebild zum TWE in Aschaffenburg dar und schildert das Kon-
zept zur Straftatenbekämpfung durch Schutz- und Kriminalpolizei. Das
angestrebte Ziel, die Deliktsentwicklung in diesem Kriminalitätsfeld nach
unten zu korrigieren, wurde erreicht. Die Erfolge beweisen, daß selbst so
ein problematischer Deliktsbereich wie der Tageswohnungseinbruch
durchaus präventabel ist.
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054
Hofmnann, Frank
Bestandsaufnahme über die polizeiliche Drogenprävention in Deutsch-
land. Die Umfrage bei den Rauschgiftfachkommissariaten
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe B d. 34), 1996, 5. 217 -244

Im Rahmen einer Bestandsaufnahme zur polizeilichen Drogenprävention
wurden alle Rauschgiftfachkommnissariate der deutschen Großstädte über
200.000 Einwohner nach ihren Aktivitäten auf dem Gebiet der Drogen-
prävention befragt. Bei der Untersuchung wurde in neue und alte Bundes-
länder differenziert. Es sollte festgestellt werden, inwieweit im Rahmen
alltäglicher polizeilicher Arbeit Aktivitäten im Bereich der Drogenpräven-
tion stattfinden. Dazu wurden Informationen zur organisatorischen und
konzeptionellen Ausgestaltung der Drogenprävention erhoben. Daneben
wurden die Erfahrungswerte der eingesetzten Beamten und ihre Verbesse-
rungsvorschläge hinsichtlich der Ausgestaltung der Drogenprävention ana-
lysiert. Darüber hinaus wurden auch Informationen über die Art und Weise
der Zusammenarbeit mit anderen Institutionen gesammelt und ausgewer-
tet. Als Ergebnis wurde festgestellt, daß die Großstadtkommissariate in
nicht unerheblichem Maße Drogenprävention betreiben und als Weiterent-
wicklung eine stärkere Strukturierung der Aktivitäten in Betracht kommt.

055
Kawelovski, Frank
Ältere Menschen als Kriminalitätsopfer
(BKA - Reihe Polizei Bd. 59), 1995, 288 5.

Thema dieses Buches ist vordringlich das Opfer, und zwar speziell der alte
Mensch als Opfer. Betrachtet werden die Ursachen und Zusammenhänge
der Kriminalität gegen alte Menschen, ganz besonders aber auch die Er-
scheinungsformen, wie etwa Tötungsdelikte, Mißhandlungen, Handta-
schenraub, Trickdiebstahl und Wohnungseinbrüche, unter denen sie zutage
treten. Abschließend wird untersucht, welche Wirkung die unmittelbare
Beobachtung von Straftaten und die Medienberichterstattung über Krimi-
nalität auf Ältere hat. Präventive Ratschläge für die jeweiligen Deliktsbe-
reiche ergänzen abschließend die Untersuchung.
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056
Kehsler, Astrid
Dieben keine Chance. Galerien, Kunsthandlungen und Museen richtig
absichern
In: W und 5 Wirtschaftsschutz und Sicherheitstechnik, 1995, Jg. 17,
Heft 1 1, 5. 862, 864

Museen und Galerien stellen aufgrund der abzusichernden Objekte, der
Nutzung der Gebäude, in denen sie untergebracht sind, sehr individuelle
Anforderungen an die Sicherungstechnik. Mit einer projektspezifischen
Kombination verschiedener Sicherungsmaßnahmen lassen sich effektive
Absicherungen realisieren. Dabei sollten Betreiber bei der Planung und
Installation einer Anlage verschiedene Kriterien, wie z. B. Sicherung der
neuralgischen Punkte (Türen, Fenster etc.) beachten. Einen Überblick über
die wichtigsten Sicherungsmaßnahmen für Museen und Galerien geben die
,,Sicherungsrichtlinien für Geschäfte und Betriebe" des Verbandes der
Schadensversicherer in Köln.

057
Klier, Hermann
Sicherheit duldet keine Kompromisse. Möglichkeiten und Grenzen
eines sondergeschützten Fahrzeuges
In: CD Sicherheitsmanagement, 1995, Jg. 19, Heft 4,5. 66- 68, 70, 72-74

Bei der Sicherheit, die ein sondergeschütztes Fahrzeug bieten soll, müssen
die Aspekte Beschußresistenz, Mehrfachbeschußresistenz im Glasbereich
und im unsichtbaren Bereich und Resistenz gegenüber dem Einsatz von
Sprengmitteln in einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Im Mittelpunkt
des Anforderungsprofils eines sondergeschützten Fahrzeuges steht die For-
derung nach effizientem Personenschutz. Diese Forderung muß mit den
sonstigen Anforderungen des Fahrers, des Personenschützers und der
Schutzperson möglichst in Einklang gebracht werden. Die Grenzen des
Sonderschutzes liegen in der Belastung des Fahrzeuges durch die Gewich-
te der eingesetzten Schutzvorrichtungen. Dieses Zusatzgewicht bedingt
erhöhte Anforderung an die Fahrzeugkonstruktion. Durch die Schaffung
spezieller Stahl-Kunststoff-Verbindungen sowie Weiterentwicklung im
Panzerglasbereich konnten derartige Probleme zum Teil entschärft werden.
Ein weiterer Problemkreis ist der von den Anbietern zu erbringende Nach-
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weis der Resistenz eines Sonderschutz-Fahrzeuges. Die DIN-Norm 52290
berücksichtigt nämlich nicht das herausragende Bedrohungspotential
Sprengstoff. Zudem muß sich die Resistenzprüfung danach nur auf die
eingesetzten Materialien und nicht auf die Gesamtkonstruktion beziehen.
Seriöse Anbieter gehen daher bei ihren Prüfungen weit über die Anforde-
rungen der DIN-Norm hinaus und führen kostenintensive Tests durch. Das
Bundeskriminalamt hat eine Überprüfungsmethode zur Sprengmittel-Resi-
stenz entwickelt, die jedoch zu einer Zerstörung des Prototyps führt.

058
Kohaus, Hermann; Cladder-Micus, Annita
Integrative Arbeit mit gewalttätigen Jugendlichen und ambulantes
Anti-Aggressivitätstraining in Nottuln
In: DVJJ-Journal, 1995, Jg. 6, Heft 3 -4, Nr. 150, S. 347 -353

Vorgestellt wird ein Projekt, in dem präventiv mit gewaltbereiten und
gewalttätigen Jugendlichen gearbeitet und das seit 1989/90 in Nottuln
durchgeführt wird. Zunächst wird über die integrative Arbeit mit gewalt-
auffälligen Jugendlichen berichtet. Angesprochen werden das Umfeld
sowie die Prinzipien der dortigen Jugendarbeit und deren praktische
Umsetzung. Dazu zählen u. a. kreative Angebote, geschlechtsspezifische
Arbeit und Eltemnarbeit. Um über die in der Jugendarbeit gängigen Hand-
lungsmuster hinaus gezielt wirken zu können, wurde in Zusammenarbeit
mit Psychologen ein Ambulantes Anti-Aggressivitätstraining (AAT) ent-
wickelt. Die Rahmenbedingungen, Inhalte, Ziele und Erfahrungen mit die-
sem AAT werden beschrieben.

059
Krumm, Detlef
Eine neue Herausforderung für die Polizei - Kreditkartenkriminalität -
Lagebild - Maßnahmen - Prävention
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1996, Jg. 14, Heft 5, 5. 15 - 18, 20 -22

Verglichen mit der Zahl der im Inland ausgegebenen Kreditkarten ist
Deutschland im internationalen Vergleich noch immer als Entwicklungs-
land einzustufen. Eine deutliche Rolle spielt die Bundesrepublik allerdings
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in einem speziellen Segment des Kreditkartenbereiches, der Kreditkarten-
kriminalität. Der Verfasser schildert aus polizeilicher Sicht Entwicklung
und Stand der Kreditkartenkriminalität sowie deren Bekämpfungsmöglich-
keiten.
Er erläutert speziell:
- die Schadensentwicklung im Kreditkartenbereich (verfälschte, white

plastics, totalgefälschte Karten)
- die bundeseinheitliche Zuständigkeitsregelung bei der Erarbeitung von

Kreditkartendelikten
- die bundeseinheitlichen Bearbeitungsrichtlinien
- die Begehungsfomiien
- die Sicherheitsmerkmale
- Postwegverluste
- Repressions- und Praventionsmoglichkeiten

060
Kube, Edwin
Schon beim Entwickeln ans Sichern denken
In: Protector, 1995, Jg. 23, Heft 1, S. 46 -5 1

Kriminalität als mögliche Konsequenz des technischen Fortschritts war
bislang kaum ein Thema bei der Technikfolgenabschätzung. Wir benötigen
eine proaktive Technikprävention, d. h. Maßnahmen zur Kriminalitätsvor-
beugung sollten möglichst schon greifen, bevor neue Technologien einge-
führt und für kriminelle Zwecke nutzbar werden. Im Rahmen der vielfälti-
gen gesellschaftspolitischen Strategien und Instrumente zur Kriminalitäts-
eindämmung hat proaktive Prävention mit technischen Mitteln ein
erhebliches Vorbeugungspotential. Um Umfang und Qualität der Krimina-
litätsanpassung an die technologische Fortentwicklung beurteilen zu kön-
nen, ist zu prüfen, inwieweit sich Kriminelle zur Produktentwicklung und
-herstellung schon einer regelrechten Fabrikationstechnik auf unternehme-
discher Basis bedienen und inwieweit kriminelle Organisationen ihre ille-
galen Aktivitäten nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten betreiben.
Neue Techniken und Verfahren werden u. a. unter drei Aspekten miß-
braucht: Tatzielbezogene Innovationskriminalität, logistische Innovations-
kriminalität, Produktionsfolgenkriminalität.
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061
Legat, Gerhard
Bekämpfung der Jugendkriminalität beim Polizeipräsidium München
In: Polizeispiegel, 1996, Jg. 30, Heft 4, 5. 101, 103, 105

Seit Mitte der 60er Jahre war in München eine stetige Zunahme minder-
jähriger Tatverdächtiger zu verzeichnen. Während ihr Anteil 1965 noch
15,7 % betrug, waren es im Jahre 1969 20,9 % und 1970 bereits 24,9 %.
Um den gesetzlichen Auftrag zu erfüllen, wurden durch das Polizeipräsi-
dium München Überlegungen angestellt, wie dem Phänomen begegnet
werden kann. Die Konzeption des Polizeipräsidiums München bei der
Bekämpfung der Jugendkriminalität wird von den drei gleichrangigen
Komponenten Jugendschutz, Prävention und Repression getragen. In den
vergangenen 25 Jahren konnte durch aufeinander abgestimmte polizeiliche
Präventions- und Repressionsmaßnahmen der Anteil der minderjährigen
Tatverdächtigen an der Gesamtkriminalität um immerhin 6,4 Prozent-
Punkte reduziert werden.

062
Liedgens, Eduard
Prävention und Präventionserfolge in der Falschgeldbekämpfung. Wie
kann man sich vor Schaden schützen?
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1996, Jg. 14, Heft 5, 5. 11 -14

Durch die Ausgabe der neuen deutschen Banknoten (III. Ausgabe), begin-
nend mit dem 1. Oktober 1990 und den damit verbundenen Aufklärungser-
fordernissen, ergibt sich ein Zeitraum, der die Problematik der Falschgeld-
prävention überschaubar darstellen läßt. Die Chronologie der modernen
Falschgeldprävention wird aufgezeigt und auf den Entwicklungssprung
der Fotokopiertechnik eingegangen, der neue Fälschungsmöglichkeiten
eröffnet.
Danach werden Präventionsansätze erläutert:
- Schutz der Banknoten durch Sicherheitsmerkmale
- Information und Aufklärung der Öffentlichkeit
- Zusammenarbeit mit Industrie und Handel
- Prävention durch Repression
Der Autor kommt zu folgendem Schluß:
Die gemeinsame Präventionsarbeit von Notenbank und Polizei hat sich
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nicht unerheblich auf den Zahlungsverkehr ausgewirkt. Das Bewußtsein
des Einzelnen wurde geschärft, die Sicherheitsmerkmale unseres Geldes
sind bekannt. Kontrollen werden kaum noch als ehrenrührig verstanden.
Die Geschäftsbanken gehen noch sorgfältiger mit Bargeld um. Die große
Gefahr, daß Geldfälschung sich zu einem Allerwelts- oder Jedermannsde-
likt aufschwingt, wurde abgewendet.

063
Liedgens, Eduard
Falschgeld. Eine Situationsbeschreibung
In: Der Kriminalist, 1996, Jg. 28, Heft 10, S. 402-404, 406, 408-410

Anhand der Fallzahlen in Bayern - 2.000 Fälle im Jahre 1990, 8.500 Fälle
im Jahre 1995 - wird die Notwendigkeit einer intensiven Bekämpfung der
Falschgeldkriminalität aufgezeigt. Festzustellen ist dabei, daß die Herstel-
lung von Falschgeld einem Wandel unterworfen ist. Im Farbfotokopierver-
fahren werden Banknoten hergestellt, die dann in einem Druckverfahren
‹veredelt" werden. Die Deliktsbelastung ist in Zeiten mit erhöhtem Bar-
geldumlauf (Urlaub, große Volksfeste) größer. Die Falschgeldverteilung
läuft über Hersteller, Großverteiler und Einzelverbreiter, der das größte
Risiko trägt. Das Delikt ist geprägt von organisierten Kleingruppen. Aus
Italien kommen seit Jahrzehnten gute Druckfälschungen, die traditionel-
len, italienischen ",Familien" angelastet werden. Falschgelddelikte werden
zu den Weltdelikten gezählt. Die Zentralstellen zur Bekämpfung sind in
Deutschland die Landeskriminalämter und das Bundeskriminalamt. Die
Bekämpfungsmaßnahmen setzen eine gute Ausbildung der Fachbeamten
voraus sowie einen kooperativen Informationsaustausch der Fachdienst-
stellen. Als Begutachtungsstelle für Falschgeld fungiert die Deutsche Bun-
desbank. Sie erstellt Gutachten, die sie den Landeskriminalämtern zu-
schickt. Sie hat zudem die Aufgabe, den Geldumlauf und die Kreditversor-
gung der Wirtschaft mit dem Ziel der Währungssicherheit zu regeln. Die
Ziele der Präventionsarbeit liegen vornehmlich in der Aufklärung. Die
bezieht sich dabei nicht nur auf die potentiellen Opfer, sondemn auch auf
die Geldprofis, die als Garant für die Sicherheit im Zahlungsverkehr ste-
hen. Ein weiterer Präventionsaspekt ist die Einbeziehung der mit dem
Geld befaßten Berufsgruppen (z. B. Geschäftsbanken, Geldbearbeitungs-
unternehmen, Druckindustrie). Auch die Hersteller von Fotokopiergeräten
werden in die Präventionsbemühungen einbezogen.
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064
Matzke, Michael
Prävention und Jugendstrafrechtspflege. Einzelne Empfehlungen prä-
ventivorientierter Handlungsstrategien der ‹Unabhängigen Kommis-
sion Berlin gegen Gewalt" und Probleme ihrer Umsetzung in der
(Berliner) Justiz
In: Bewährungshilfe, 1995, Jg. 42, Heft 4, 5. 409 -424

Der von der ‹Unabhängigen Kommission Berlin gegen Gewalt" vorge-
legte Bericht geht unter anderem davon aus, daß ca. 6 % eines Geburten-
jahrganges jeweils 40% der Strafverstöße begehen. Er konzentriert sich
auf präventivorientierte personelle, organisatorische und funktionale Maß-
nahmenvorschläge, wie die Forderung, die Bearbeitung von Jugendstrafsa-
chen in der Staatsanwaltschaft stärker zu konzentrieren sowie den Täter-
Opfer-Ausgleich in der Praxis zu einer üblichen Strafmaßnahme zu ent-
wickeln und entweder die Einrichtung eines Jugendbereitschaftsgerichts
oder aber die Einführung eines Jugendbereitschaftsdienstes vorzusehen.
Empfehlungen und Vorschläge bedürfen allerdings einer andauernden
Umsetzung in Handlungsnormen.

065
Meier, Bernd Dieter
Gewaltdelinquenz und strafrechtliche Reaktionen. Bestandsaufnahme
und Forschungsperspektiven
In: Juristenzeitung JZ, 1995, Jg. 50, Heft 9, 5. 434 -441

In der allgemeinen Diskussion über die Gewaltkriminalität, ihre Ursachen
und die Möglichkeiten der Prävention nimmt die Frage, ob und inwieweit
mit den Mitteln des Strafrechts Prävention, namentlich Spezialprävention,
betrieben werden kann, nur einen vergleichsweise geringen Raum ein. Die
Möglichkeiten des Strafrechts zur präventiven Einwirkung auf die Täter
werden im allgemeinen skeptisch beurteilt und dementsprechend weitge-
hend vernachlässigt. In dem nachfolgenden Beitrag wird versichert, dieses
Defizit auszugleichen und unter Auswertung des deutschen und des inter-
nationalen Schrifttums eine Bestandsaufnahme über den gegenwärtigen
Stand der empirisch-kriminologischen Forschung zu liefern sowie Per-
spektiven für die weitere kriminologische Forschung aufzuzeigen.
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066
Merkel, Angela
Zur Prävention von Gewalt, insbesondere zum Aktionsprogrammn der
Bundesregierung. Vortrag, gehalten auf der 15. Bundestagung der
DBH am 6. - 9. 11. 1994
In: Bewährungshilfe, 1995, Jg. 42, Heft 1, S. 22 -27

Es stellt sich die Frage, ob Staat und Gesellschaft den inneren Frieden
durch rechtsstaatliche Ordnung, sozialen Ausgleich sowie angemessene
Repression und Prävention bewahren können. Jede Form von Gewalt muß
geächtet, Freiheit und Menschenwürde müssen als personelle Werte durch-
gesetzt werden. Zur Prävention und reaktiven Gewaltminderung unter
Jugendlichen wurde von der Bundesregierung 1992 ein Aktionsprogramm
gegen Aggression und Gewalt in 30 Schwerpunktregionen begonnen. Die
bisher vorherrschende Orientierung gewaltbereiter Jugendlicher an politi-
schen Positionen wechselt nun zu sog. ,,Streetgangs" mit Raubdelikten,
Erpressung und Diebstahl. Die sozialpädagogische Art im Aktionspro-
gramm muß frei von Gewalt, indizierter Musik und extremistischer Propa-
ganda bleiben. Gewaltprävention ist allerdings auch eine erzieherische
Aufgabe - Politik kann dazu bessere Rahmenbedingungen schaffen.

067
Möbus, Maria; Franz, Petra
Suchtprävention im Kindergarten. Ein Bericht über die Kooperation
der Drogenberatung und der Beratungsstelle für Jugend- und Erzie-
hungsfragen im Landkreis Reutlingen
In: Sucht, 1995, Jg. 4 1, Heft 3, 5. 194 -202

Primärprävention in der Suchtarbeit ist mehr als Information über Wirkung
und Gefahren von Rauschmitteln, denn Suchtentstehung ist ein Prozeß, der
mehr umfaßt, als das Wechselspiel von Konsum und Wirkung psychotro-
per Substanzen. Deshalb muß Suchtprävention ursachenorientiert, ziel-
gruppenorientiert, suchtmittelunspezifisch und suchtmittelspezifisch sein.
Das ist nur möglich, wenn sie weit im Vorfeld von Konsum und Rauscher-
fahrung, d. h. so früh wie möglich ansetzt, um die Forderung von psycho-
sozialen Kompetenzen zu ermöglichen. Suchtprävention im Kindergarten
richtet sich an Erwachsene, die diese Ziele in die alltägliche Erziehungsar-
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beit mit Kindern einfließen lassen. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß der
Vorschulbereich ein gutes Feld ist, motivierte Erzieherinnen und Eltern zu
erreichen, die die Notwendigkeit erkannt haben, Kinder zu befähigen, mit
den Gefährdungen des Lebens umgeben zu können und die deshalb ihr
Bewußtsein und ihre erzieherische Kompetenz in dieser Richtung erwei-
tern wollen.

068
Müller, Harry; Kersch, Brigitte
Erwachsenwerden ohne Drogen - Schulische Drogenprävention. An-
sätze und Ergebnisse eines Leipziger Forschungsprojektes 1993/1994.
Entwicklungstendenzen und Bedingungen des Drogengebrauchs Leip-
ziger Schülerinnen und Schüler und deren Bedeutsamkeit für schuli-
sche Drogenprävention
In: Sucht, 1995, Jg. 3 1, Heft 6, 5. 43 1- 438

Im Zusammenhang mit Untersuchungen zur Bestimmung der Wirkung von
Präventionsprogrammen in Leipziger Schulen wird über Ergebnisse zu
Gebrauchsgewohnheiten bei legalen und illegalen Drogen bei 12 bis
l6jährigen berichtet. Als starkes Gefährdungspotential hat sich der Kon-
sum von Zigaretten und Alkohol erwiesen. Besonders hoch wird die Pro-
bierbereitschaft bezüglich Haschisch eingeschätzt, insbesondere bei ge-
wohnheitsmäßigen Trinkern und Rauchern. Seit Anfang 1994 wurde ein
rascher Anstieg im Gebrauch von Haschisch verzeichnet. Die Vorausset-
zungen für eine Angleichung an das Niveau in den alten Bundesländern
sind nach Ansicht der Verfasser inzwischen gegeben. Als sozialpersonale
Bedingungen für Substanzgebrauch erwiesen sich unter anderem bestimm-
te psychosoziale Problemnbelastungen der Heranwachsenden als bedenk-
lich (Situation in der Familie, schulische und finanzielle Probleme, Zu-
kunftssorgen, Arbeitslosigkeit der Eltern). Gleichaltrige Freunde und deren
Problemverhalten haben nach der Untersuchung einen starken Einfluß auf
das Konsumverhalten der Schüler. Es besteht ein dringender Bedarf an
frühzeitigen und breitangelegten primärpräventiven Maßnahmen, wobei
der Schwerpunkt bei drogenunspezifischen Präventionsmaßnahmen in län-
gerfristig angelegten Programmen gesetzt werden sollte.
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069
Ostendorf, Heribert
Jugendsachbearbeitung der Polizei unter besonderer Berücksichti-
gung der kriminalpolitischen Entwicklungen
In: DVJJ-Journal, 1995, Jg. 6, Heft 1, 5. 103 -107

Auch hier gilt der Vorrang der Prävention. Die Effizienz des repressiven
Systems wird permanent überschätzt. Das Selbstbildnis der Polizei ist
nicht das Beste, das Fremdbildnis der Polizei ist demgegenüber durchaus
positiv. Der Autor ist für die Ausweitung ambulanter Sanktionen im Ver-
gleich zu stationären, freiheitsentziehenden Sanktionen und setzt sich für
die vermehrte Nutzung neuer ambulanter Sanktionen im Vergleich zu tra-
ditionellen ambulanten Sanktionen ein. Der Autor plädiert für eine verbes-
serte institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen Strafjustiz/Staatsan-
waltschaft und Jugendpolizei mit Einschluß der Jugendgerichtshilfe.

070
Ostendorf, Heribert
Anstieg der Jugendkriminalität? Die Grenzen des Jugendstrafrechts,
die Möglichkeiten der Prävention
In: DVJJ-Joumal, 1996, Jg. 7, Heft 4, Nr. 154, S. 361- 364

Die Forderung "Prävention hat Vorrang vor Repression" untermauert der
Autor durch fünf Thesen:
- Die Möglichkeit eines Präventionsstrafrechts, eines humanen und

gleichzeitig effektiven Jugendstrafrechts, die helfenden Sanktionen sind
längst noch nicht ausgeschöpft.

- Vernachlässigung der primären und sekundären Prävention, zu starke
Gewichtung der tertiären Prävention.

- Doppelgleisiges Vorgehen, Ausschöpfung aller Möglichkeiten, gleich-
zeitiges Aufzeigen der Grenzen bei der Einforderung vorrangiger Prä-
vention.

- Verantwortung der Eltemn bei der Einforderung der primären Präven-
tion.

- Keine Überziehung der Forderungen nach Prävention, sondemn Weg der
kleinen Schritte.
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071
Paul, Susanne
Nochmals - Gewalt gegen Frauen. Erfahrungen mit einem neuen Prä-
ventionskonzept
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 2, S. 117- 118

Seit 1993 werden in Hannover regelmäßig Selbstbehauptungstrainingsver-
anstaltungen angeboten, die bei den Frauen auf gute Resonanz stoßen.
Nach einer ,,Gegenwehrstudie" erreichten 85 %/ der sich massiv wehrenden
Frauen einen Abbruch der sexuellen Gewalttat. Im Trainingsangebot wird
eine ausführliche Theoriearbeit durch Wahrnehmaungs- und Selbstbehaup-
tungsübungen in Rollenspielen ergänzt.

072
Pexa, Rosemarie
Zunehmende Brutalität. Gewalt in Schulen - Die Übergriffe der Schü-
ler werden brutaler
In: Öffentliche Sicherheit, 1995, Heft 4, 5. 8 - 10

An österreichischen Schulen werden Meinungsverschiedenheiten unter
Jugendlichen mit wesentlich brutaleren Methoden als früher ausgetragen.
Auch Lehrer seien vor Übergriffen nicht mehr sicher. Hauptursachen sind:
desolate Familienverhältnisse, zunehmender Orientierungs- und Wertever-
lust und schlechte Einflüsse, hier vor allem durch audiovisuelle Medien.
Durchschnittlich haben Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr im Fernsehen
100.000 Gewalttaten gesehen. Eine der Wurzeln für den Werteverlust wird
in der schwindenden Autorität von Eltemn und Lehrern gesehen. Viele an
Schulen begangene kleinere Delikte würden nicht angezeigt, sondern
intern geregelt, da eine mögliche Vorstrafe im Sinne einer Stigmatisierung
negative Folgen für den Schüler hätte. Aus der Lehrerschaft rekrutierte
Schülerberater sollen durch intensive Gespräche mit verhaltensauffälligen
Schülemn die Eskalation von Gewalt und die Entstehung krimineller Kar-
rieren rechtzeitig verhindern. Angebote der Jugendkontaktbeamten werden
verstärkt von Lehrern genutzt. Themen für Schulvorträge sind Drogen,
Verhalten im Verkehr und Sexualdelikte. Zusätzlich leisten Veranstaltun-
gen wie ,,Anti-Drogen-Discos" wertvolle Bewußtseinsarbeit in von den
Teens akzeptierter Form.
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073
Scheuermann, Wolfgang
Gesundheitsförderung und Drogenprävention. Erfahrungen aus medi-
zinischen Studien
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, S. 478 -532

Ausführlich vorgestellt wird die Deutsche Herz-Kreislauf-Präventionsstu-
die (DHP, 1984 -92), die das zuvor in der sog. EberbachlWiesloch-Studie
erstmalig in Deutschland eingeführte Modell der ‹gemeindebezogenen
Verhaltensmedizin" auf eine breitere Basis übertragen und diesen Prozeß
wissenschaftlich evaluieren sollte. Hauptziel des Projektansatzes ist die
Schaffung eines gesundheitsfördernden Klimas. Entscheidend für die Eta-
blierung des Modells und für sein Funktionieren sind die Arbeitsgemein-
schaften für gemeindebezogene Verhaltensmedizin, die näher vorgestellt
werden. Exemplarisch wird die Interventionsaktivität ,,Schulprojekttag"
ausführlich dargestellt, weil hierbei immer wieder auch eine konkrete
Konfrontation mit dem Thema Drogen erfolgt. In bezug auf mögliche
Konsequenzen für eine polizeiliche Drogenprävention stellt der Autor fest,
daß sie allein für viele keine ausreichende Motivation zur Verhaltensände-
rung in sich birgt. Wer Kinder und Jugendliche erreichen will, muß deut-
lich machen, daß in dem gewünschten Verhalten ein Gewinn für sie liegt.
Es sind dynamischere Wege als der der betulichen oder gouvernantenhaf-
ten Prävention gefragt. Will man erfolgreich sein, so ist hohe Flexibilität
gefragt. Dies widerspricht langfristig festgelegten Handlungsanleitungen
mit universellem Gültigkeitsanspruch.

074
Schicht, Günter
Ladendiebstahl. Was kann man gegen ein Massendelikt tun?
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 7, S. 501- 508

Ladendiebstähle machen rund 43 % aller bekanntgewordenen einfachen
Diebstähle aus und gehen keineswegs auf das Konto einer überschaubaren
Zahl von Rückfalltätern. Die Diebstähle werden vielmehr zu 90 % von
sog. Entwicklungstätern (Kindern, Jugendlichen, Heranwachsenden) und
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Gelegenheitstätern (Gruppe der 21 bis 60jährigen ohne besondere Motiva-
tion) begangen und können aufgrund der Palette der gestohlenen Waren als
normales Konsumverhalten mit illegalen Mitteln bezeichnet werden.
Ladendiebstahl ist sozusagen die Wirtschaftskriminalität des kleinen Man-
nes. Neben den allgemein bekannten technischen Präventionsmaßnahmen
sollte die ‹soziale Prävention", die bisher kaum verbreitet ist, weiter in den
Vordergrund treten. Durch Beteiligung des Handels an Aufklärungskampa-
gnen in Schulen, durch Bildung kriminalpräventiver Räte aber auch durch
Personifizierung des Personals mit dem Problembereich kann der Grad der
Normverinnerlichung gestärkt werden, der bei der Entscheidung zum
Diebstahl eine große Rolle spielt. Ertappte Täter müssen als Persönlichkeit
geachtet, nicht stigmatisiert oder herabgewürdigt und gerecht behandelt
werden. Entkriminalisierung auf der einen und harte Sanktionspraxis auf
der anderen Seite ist fehl am Platz, weil der Handlungsspielraum des § 153 a
StPO ausreichend ist.

075
Schmidhäusler, Fritz E
Goldene Käfige. Geldautomaten der neuesten Generationen müssen
neuen Anforderungen Rechnung tragen
In: W und 5 Wirtschaftsschutz und Sicherheitstechnik, 1995, Jg. 17,
Heft 10, S. 754-755

In den vergangen Jahren haben die Banken ihre Filialen mit Geldautoma-
ten (GAA) ausgestattet. Sicherheit geht dabei über alles. Die Herstellerfir-
men versuchen mit ihrer Hard- und Software Sicherheit zu gewährleisten,
z. B. durch fälschungssichere Chipkarten, Installation von Videoüberwa-
chungsanlagen, durch Alarmanlagen pp. Einige Anbieter wollen nun tele-
fonzellen-ähnliche Kabinen mit GAA-Equipment anbieten. Mit der Auf-
stellung dieser Geräte an vielen verschiedenen Orten ändert sich das
Gefährdungspotential für die Geräte und die Personen, die sie versorgen
oder nutzen. Die Kundenfernbetreuung mit GAA setzt technisch komplexe
Systeme voraus. Diese müssen besonders geschützt werden. Die Konzepte
müssen abgesprochen werden zwischen Nutzer und Versorgungspersonal.
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076
Schmidt, Armin
Kriminalistik im Wandel. Ergebnisse eines Modeliversuelis zur täter-
orientierten Bekämpfung der Straßenkriminalität
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 8 -9, S. 551- 555

Um dem Anstieg der Straßenkriminalität in Hanau entgegenwirken zu
können, wurde ein Modellversuch zur täterorientierten Bekämpfung
durchgeführt. Eine beim Rauschgiftkommissariat angesiedelte Arbeits-
gruppe zur Bekämpfung der Beschaffungskriminalität wurde insbesondere
aufgrund vorhandener Szenenkenntnisse mit der Bearbeitung des Straßen-
raubes und der Beraubung von Tankstellen betraut. Kemstücke der Stra-
tegie der Arbeitsgruppe waren neben der täterorientierten Vorgehensweise
die zeitnahe Sachbearbeitung, die Durchführung von Maßnahmen zur Er-
langung von Milieu- und Szenenkenntnissen, der Aufbau einer pflegbaren
Lichtbildkartei sowie die Intensivierung der Zusammenarbeit mit benach-
barten Kräften. Die Bündelung aller Anzeigen/Vorgänge zu einem Be-
schuldigten bei der Arbeitsgruppe, Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit
sowie die Kooperation mit interessierten Institutionen waren weitere Eck-
pfeiler des Modells. Spezielle Opfer-/Zeugenschutzmaßnahmen und eine
intensive Elternarbeit trugen maßgeblich zum Erfolg der Arbeitsgruppe
bei. Idealtypische organisatorische Voraussetzungen führten zu einer ho-
hen Motivation der eingesetzten Kräfte.

077
Schröter, Gerhard
Systematisch zur integrierten Sicherheit
In: WIK, 1995, Jg. 17, Heft 4-5, 5. 38-42, 24, 29-31

Arbeitsschutz, Brandschutz, Objektschutz und neuerdings IT-Schutz haben
unabhängig voneinander Sicherungseinrichtungen mit vergleichbarer Wir-
kung entwickelt. Sinnvoll wäre es daher, bei Risikoanalysen und Maßnah-
menplanung so vorzugehen, daß ein aufeinander abgestimmtes System
entsteht. Das geschilderte Instrumentarium soll helfen, die komplexen
Risikolagen zu beurteilen und zu beherrschen. Gleichzeitig hilft es jenen,
die die verbleibenden, ggf. von der Allgemeinheit zu tragenden ,,Restrisi-
ken" verständlich kommunizieren müssen. Im ersten Teil des Beitrages
wird ein risiko- und wirkungsbezogenes Stufenkonzept für den Einsatz
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von Sicherheitstechnik im Objektschutz skizziert. Im zweiten Teil wird ein
auf normierten Schutzklassen beruhendes und um organisatorische As-
pekte erweitertes Modell vorgestellt.

078
Schwab, Horst
Einbruch - Sichern beruhigt
In: Öffentliche Sicherheit, 1995, Heft 6, 5. 16 -17

Der Autor gibt einen Überblick ülber die Sicherungsmöglichkeiten bei Ein-
familienhäusern. Statistisch gesehen machen es viele Hauseigentümer den
Einbrechern leicht. Türen, Fenster, Rolläden bieten die idealen Angriffs-
flächen. Fast 90 % der Einbrecher sind Gelegenheitseinbrecher. Professio-
nelle Täter spähen vorher ihre Objekte aus. Ist ein Haus nun entsprechend
gesichert, so muß der Täter diese Barrieren brechen. Oft erfolgt dadurch
eine Abschreckung. Schätzungsweise 80 % der Täter geben auf, wenn die
Sicherheitseinrichtungen unüberwindlich erscheinen. Der Verfasser giht
anhand von Statistiken einen Überblick über die konkreten Angriffspunkte
für Einbrecher.

079
Sieber, Ulrich
Logistik der Organisierten Kriminalität in der Bundesrepublik
Deutschland. Ergebnisse eines neuen Forschungsansatzes
In: Juristenzeitung JZ, 1995, Jg. 50, Heft 15 -16, S. 759 -768

Zur Erhellung der Struktur und der Verbreitung organisierter Kriminalität
wurde ein neuer Forschungsansatz für Logistik der Organisierten Krimina-
lität (LOOK) entwickelt. Die Untersuchung legte den Begriff der ‹Organi-
sierten Kriminalität' weit aus und erfaßte die Strukturmerkmale organi-
sierter Straftätergruppen in einem betriebswirtschaftlichen Analyseraster.
Dieser Ansatz wurde in einer Pilotstudie über die internationale Kfz-Ver-
schiebung, die Ausbeutung von Prostituierten, den Menschenhandel und
das illegale Glücksspiel empirisch überprüft. Die Untersuchung bestätigte
die Existenz von planmäßig, arbeitsteilig und überregional operierenden
Straftätergruppen. Bedrohlich ist vor allem der Machtzuwachs dieser kri-
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minellen Organisationen, die über erhebliche Geldmittel verfügen. Aus der
Studie ergeben sich vielfältige Forderungen an Verbesserungen im Bereich
der Strafverfolgung unter dem Vorbehalt, daß die in der Untersuchung
gewonnenen Erkenntnisse lediglich einen Ausschnitt aus dem Gesamt-
spektrum der Organisierten Kriminalität darstellen.

080
Siefert, Stefan;~ Wiegandt, Hans
Schnelle Beute - Leichter Zugriff auf Tageseinnahmen. Überfälle ver-
hindern - Bargeld gesichert entsorgen
In: W und 5 Wirtschaftsschutz und Sicherheitstechnik, 1995, Jg. 17, Heft
5, 5. 284-286, 288

Die Dienste gewerblicher Geld- und Werttransporteure sind für Kleinkun-
den aus logistischen Gründen nicht durchführbar oder wirtschaftlich
unrentabel. Im Mittelpunkt von Sicherheitskonzeptionen muß daher der
Schutz des Menschen an erster Stelle stehen. Als generelle Abschreckung
für Täter haben sich heute Videoüberwachungsanlagen bewährt. Zur Si-
cherung von Tankstellen bieten sich Nachtschalter an. Einen ähnlichen
Schutzeffekt erzielt man mit dem Einsatz von kraftbetriebenen Abtrennun-
gen vom Geschäftsraum. Hinsichtlich der Prävention hat die Erfahrung
gezeigt, daß sich die Täter abhalten lassen, wenn sie nur wenig Beute
erlangen können oder die Beute für sie nicht verwertbar ist, z. B. durch
farbliche Markierungen der Geldscheine. Das regelmäßige Abschöpfen des
Bargeldes macht nur Sinn, wenn es sofort in einem gesicherten Behältnis
wie einem Bodentresor untergebracht werden kann. Bei mehreren Kassen
ist eine ,,Rohrpostanlage" sinnvoll. Nachteilig sind hierbei die relativ
hohen Investitionskosten. Andere Entsorgungskonzepte sehen vor, daß das
Bargeld von Sicherheitsunternehmen mit gepanzerten oder ungepanzerten
Fahrzeugen abgeholt wird. Eine multifunktionale Kompromißlösung der
Firma Gehrer AG sieht ein Koffersystem vor. Der Koffer kann sowohl am
Boden verankert als auch transportiert werden.

65



081
Siefert, Stefan; Wiegandt, Hans
Möglichkeiten der Raubprävention
In: WIK, 1996, Jg. 18, Heft 3, 5. 30 -31

Das Autorenduo berichtet von der zunehmenden Gefährdung des Einzel-

handels, insbesondere der Tankstellen. Durch die Brutalisierung der Täter

sind diese Handeisbereiche gezwungen, mehr in die präventive Sicherung
zu investieren. Zukunftsweisend.e Sicherheitskonzepte müssen Personal

und Sachwerte sinnvoll schützen. Auf der Basis einer Schwachstellenana-
lyse mit Unterstützung der Polizei, einem Sicherheitsdienstleister oder

Errichter von Sicherheitstechnik, kann ein objektspezifisches Sicherheits-

konzept entwickelt werden. Am Beispiel der besonders überfallgefälirde-
ten Tankstellen wird aufgezeigte, welche Möglichkeiten sich anbieten.

Schwachstellen bei Tankstellen sind der Kassenraum und die Überbrin-

gung der Tages-/Nachteinnahmen zur Bank bzw. die Abholung durch
Kurierdienste/Geldtransporteure. Besonders die Problematik einer gesi-

cherten Erlösentsorgung muß individuell gelöst werden. Im Aufsatz wer-

den Möglichkeiten genannt, die von der Abholung durch besonders
geschulte Werttransporteure bis hin zu besonderen, d. h. präparierten Über-
gabe- bzw. Transportkoffern reichen. Ziel muß dabei immer sein, die
Gefährdung der Kassierer, Kuriere oder auch Kunden so weit wie möglich
zu reduzieren.

082
Simsa, Christiane
Bestandsaufnahme über die polizeiliche Drogenprävention in Deutsch-
land. Die Projektumfrage
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur

Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5. 132 -217

Im Rahmen einer Projektumfrage mit dem Ziel einer Bestandsaufnahme
der polizeilichen Programme zur Drogenprävention wurden bis Mai 1993
insgesamt 146 auswertbare Fragebögen aus neun Bundesländern einge-

sandt. Ausgehend von diesem Material werden im ersten Teil der Ausar-
beitung grundsätzliche Angaben zu den mitgeteilten Projekten hinsichtlich
der beteiligten Personen, der Methoden und Mittel sowie der Ziele und
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Zielgruppen aufgelistet. Im zweiten und umfangreichsten Teil werden die
Projekte typisiert nach: Anti-Sucht-Tage und -Wochen, Anti-Drogen-Dis-
kos, Wettbewerbe, Medienarbeit, Informationsstände und -ausstellungen,
Präventionsmaterialien, Vortragsveranstaltungen und Arbeitskreise zur
Suchtprävention und dann unter bestimmten Gesichtspunkten (z. B. Initia-
toren, Finanzierung, Qualifikationen der Teilnehmer, Ziele etc.) ausführ-
lich analysiert und verglichen. Im dritten Teil der Ausarbeitung werden die
Projekte im Hinblick auf ihren Einzugsbereich in landesweite, regionale
und gemischte Projekte differenziert. Hierbei werden die einzelnen Pro-
jekte zunächst unter ihren jeweiligen Bezeichnungen angeführt und an-
schließend nach Initiatoren, Etat und Verlauf ausgewertet. In einem kurzen
Resümee werden die Ergebnisse abschließend in kurzer Form zusammen-
gefaßt. Generell wird eine erstaunliche Vielfalt sowohl bezogen auf die Art
der Veranstaltung als auch auf die verwandten Methoden und die Zielgrup-
pen festgestellt. Allerdings wird oft ein fehlendes Gesamtkonzept und zu
kurzfristige Planung der einzelnen Projekte bemängelt.

083
Simsa, Christiane; Wilmer, Thomas
Polizeiliche Drogenprävention in einigen ausländischen Staaten. Groß-
britannien
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, S. 319 -365

Durch Interviews, Fachliteratur und Projektbeschreibungen wurden die
Tätigkeiten der Polizeibehörden in England, Schottland und Wales im
Bereich der Suchtprävention zusammengetragen. Projekte des Home
Office in London, der West Yorkshire, der Humberside Police, der Dorset
Police, der Central Scotland Police sowie ein Projekt in Kirklees werden
vorgestellt. Es zeigt sich, daß sich sowohl Inhalte als auch Strukturen der
Drogenprävention in Großbritannien im Wandel befinden, insbesondere
hin zur Bildung von Behörden-Netzwerken. Hauptträger der Prävention
sind die Gesundheitsbehörden. Eine einheitliche polizeiliche Präventions-
politik ist in Großbritannien in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. Daß ab-
schreckende Botschaften in der Regel keine präventive Wirkung haben, ist
innerhalb der britischen Polizei inzwischen weitgehend akzeptiert. Das in
Großbritannien für die Polizei geltende Opportunitätsprinzip ermöglicht
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eine offenere und vertrauensvollere Zusammenarbeit mit den Jugendli-

chen. An einer Evaluation der polizeilichen Präventionsprojekte mangelt

es weitestgehend. Es gibt kein einheitliches Berufsbild von Präventions-

fachkräften, die Umsetzung des Partnership Approach hängt allerdings

ganz wesentlich von engagierten Persönlichkeiten ab. Regelmäßig neigt

die Polizei zur Schwerpunktsetzung von technischer Prävention und ver-

nachlässigt dabei soziale Aspekte. Dabei ist aber zu bemerken, daß Haupt-

aufgabe der Polizei weiterhin die Repression bleibt und Polizisten keine

Sozial- oder Jugendarbeiter in Uniform sind. Besondere Funktionsträger

innerhalb der polizeilichen Prävention in Großbritannien sind der Crime

Prevention Officer, der Crime Prevention Design Adviser und der Schools

Involvemnent Officer.

084
Simsa, Christiane; Weninger, Wolfgang

Polizeiliche Drogenprävention in einigen ausländischen Staaten. Nie-
derlande
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur

Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -

Forschungsreihe Bd. 34), 1996, S. 366 -383

Die niederländische Drogenpolitik basiert zum einen auf der Durchsetzung

und Anwendung des Opiatgesetzes, zum anderen auf einer bestimmten

Praxis von Prävention, Beratung und Behandlung. Das Opiatgesetz in sei-

ner Fassung aus dem Jahr 1975 definiert Besitz, Verkauf, Transport, Han-

del, Herstellung u. ä. der in diesem Gesetz genannten Drogen wie z. B.

Opiate, Kokain, Amphetamine, als strafbare Handlungen. Information,

Erziehung und Prävention sind die wesentlichen Bereiche der niederländi-

schen Drogenpolitik. Da Drogenprobleme in den Niederlanden hauptsäch-

lich eine Angelegenheit der Gesundheits- und Wohlfahrtsbehörden darstel-

len, wird die Polizei in der Regel nur da tätig, wo die öffentliche Sicher-

heit und Ordnung betroffen ist. Die Polizei spielt in den Niederlanden nur

eine untergeordnete Rolle bei der Drogenprävention.
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085
Simsa, Christiane
Polizeiliche Drogenprävention in einigen ausländischen Staaten. USA
In: Dölling, Dieter: Drogenprävention und Polizei. Eine Untersuchung zur
Beteiligung der Polizei an der Prävention des Drogenmißbrauchs, (BKA -
Forschungsreihe Bd. 34), 1996, 5. 427 -447

Vorgestellt werden zehn verschiedene Programme unterschiedlicher Art
von Präventionsarbeit der Polizei in den USA. Eines der bekanntesten Pro-
jekte ist das 1983 von der Polizei Los Angeles in Zusammenarbeit mit der
Schulbehörde entwickelte DARE-Programm. Insgesamt ist eine Evalua-
tion der Drogenpräventionsprojekte schwierig. Die Auswertung verschie-
dener Programme läßt erkennen, daß eine effektive Reduzierung von Ver-
halten, das Drogenmißbrauch fördert, wohl nur mit Maßnahmen möglich
ist, die möglichst früh in den Schulen beginnen und sich darauf konzen-
trieren, Fähigkeiten zu lehren, wie man sozialen Zwängen zum Drogen-
mißbrauch widerstehen kann. Insgesamt gilt aber, daß Drogenpräventions-
programme in der Schule zwar die Einstellung zu Drogen verändern und
auch das Wissen über Drogen erweitern können, jedoch kaum eines dieser
Programme hat einen positiven Effekt auf das Verhalten. Positive Wirkun-
gen werden auch Programmen zugeschrieben, die auf gemeindenahen
Ansätzen aufbauen. Da das DARE-Programm jedoch auch positive Effekte
in bezug auf das Verhältnis der Polizei zu den Eltern, der Schule, den
Jugendlichen und der Gemeinde zu haben scheint, soll auch in Zukunft ein
weiterer, ggf. modifizierter Ausbau derartiger Schulprogramme stattfinden.

086
Vahlenkamp, Werner; Knauß, Ina; Ahlf, Ernst-Heinrich
Korruption - hinnehmen oder handeln? Korruption - ein unscharfes
Phänomen als Gegenstand zielgerichteter Prävention. Ergebnisse eines
Forschungsprojektes
(BKA -Forschungsreihe Bd. 33), 1995, 517 S.

Im Zentrum dieser empirischen Untersuchung steht die Korruption im
Rahmen wirtschaftlicher Betätigung und im Zusammenhang mit dem Ver-
waltungshandeln. Mittels schriftlicher und mündlicher Befragungen wur-
den praxisorientierte Erkenntnisse und Einschätzungen über dieses Krimi-
nalitätsphänomen erhoben. Dar-über hinaus werden Anregungen und Emp-
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fehlungen zur Korruptionsbekämpfung und -verhütung eingeholt, bewertet
und in eine umfassende Anti-Korruptions-Konzeption eingearbeitet. Die
vorgestellten Ergebnisse befassen sich mit den Umfeld- und Rahmenbe-
dingungen korruptiven Verhaltens und geben Auskunft über Möglichkeiten
und Grenzen der Korruptionsprävention bzw. einzelner Anti-Korruptions-
Maßnahmen. Des weiteren erfolgt eine intensive Auseinandersetzung mit
polizeilichen Bekämpfungsproblemen und rechtlichen wie auch ethischen
Aspekten. An der Befragungsaktion wirkten 165 Mandatsträger aus den
Kommunalvertretungen zweier Bundesländer sowie 276 öffentlich Be-
dienstete aus über 50 Städten und aus verschiedenen Landes- und Bundes-
behörden mit. Interviews mit 22 Experten aus der gewerblichen Wirt-
schaft, allgemeinen öffentlichen Verwaltung, Polizei und Staatsanwalt-
schaft runden die Ergebnisse ab. Die befragten Experten raten im
Zusammenhang mir der Einleitung von Vorsorgemaßnahmen, das Vorge-
hen gegen die Korruption nicht als Mißtrauen gegenüber den Betroffenen
zu deuten, sondern als dringendes Gebot des Schutzes vor unlauteren bzw.
kriminellen Einflüssen.

087
Vieselmeier, Heinz Dieter
Prävention - Möglichkeiten und Grenzen. Autoklau und Gegenwehr
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1995, Jg. 13, Heft 2, 5. 18 -22

Professionelle Täter kann man mit den Mitteln der Prävention nur sehr
schwer von ihrem Handeln abhalten. Prävention bietet zumindest die Mög-
lichkeit Gelegenheitstäter vom [)iebstahl abzuhalten. Es sind zwei Wege
zu beschreiben, den der verhaltensorientierten und den der technischen
Prävention. Die verhaltensorientierte Prävention findet ihren Ausfluß im
Kriminalpolizeilichen Vorbeugungsprogramm (KPVP). In den Broschüren
des KPVP werden technische Sicherungen aufgezeigt, die nach Meinung
von Polizeiexperten dazu geeignet sind, den Gelegenheitstätern ein
Schnippchen zu schlagen. Ohne die Mithilfe der Bürger kann Prävention
nicht sinnvoll betrieben werden. Der Autor beschreibt verschiedene Prä-
ventionsaktivitäten von Automobil- und Zubehörindustrie, Gesetzgeber,
Versicherungswirtschaft und Kfz-Interessenverbänden.
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088
Werle, Thomas
International organisierte Kraftfahrzeugverschiebung
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 1, S. 78 -80, Heft 2, S. 153 -159

Aus der in diesem Beitrag ausführlich dargestellten Phänomenologie der
international organisierten Kfz-Verschiebung werden Rückschlüsse auf
deren Entstehungsprozeß gezogen. Die Betrachtung der Interaktion zwi-
schen Person, Situation und Sozialkontrolle läßt unter Anwendung neuerer
und klassischer Kriminalitätstheorien Erklärungsansätze für die Entste-
hung des Rechtsbruchs in Form der international organisierten Kfz-Ver-
schiebung erkennen. Aus der Bewertung dieser Erklärungsansätze ergehen
sich Ansätze für die Kriminalitätskontrolle. Daraus resultieren Maßnah-
men, die auf den Feldern Primärprävention, Ausführungs- und Führungs-
ebene sowie durch flankierende Maßnahmen umzusetzen sind.

089
Wopmann, Markus
Kindesmißhandlung - Formen, Erkennung, Hilfe, Prävention
In: Kaiser, Günther; Jehle, Jörg-Martin: Kriminologische Opferforschung.
Neue Perspektiven und Erkenntnisse. Teilband II - Verbrechensfurcht und
Opferwerdung. Individualopfer und Verarbeitung von Opfererfahrun-
gen, (Neue Kriminologische Schriftenreihe Bd. 102/ II. Teilbd.), 1995,
5. 223 -227

Der Referent gibt einen Überblick über die verschiedenen Formen der
Kindesmißhandlung: körperliche Mißhandlung, Vernachlässigung, emotio-
nale Mißhandlung, Vortäuschen/Provozieren von Krankheitssymptomen
und sexuelle Ausbeutung. Er macht Ausführungen zur Verdachtsgewin-
nung und geht dabei auf die Problematik der Fehldiagnosen sowie der
Grenzfälle ein. Als Präventionsmaßnahme wird niedrigschwellige, direkte
und lebenspraktische Hilfe im Vorfeld einer Mißhandlung gefordert. Das
Beispiel einer bereits im Verdachtsfall tätig werdenden Kinderschutz-
gruppe am Kantonsspital Baden wird ausgeführt.
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090
Zapp, Andreas
Kfz-Verschiebung - Das Delikt der 90er Jahre?
In: Hessische Polizeirundschau, 1995, Jg. 22, Heft 8, S. 12 - 14

Die Zahl der gestohlenen Kraftfahrzeuge war im letzten Jahr rückläufig.
Dies ist insbesondere auf die Einführung von Wegfahrsperren und geän-

derte Versicherungsbedingungen zurückzuführen. Daneben besteht sowohl
auf der präventiven als auch auf der repressiven Seite noch eine Vielzahl
noch nicht ausgeschöpfter oder ungenutzter Möglichkeiten zur Eindäm-
mung des Kfz-Diebstahls. Im repressiven Bereich kommt dabei neben der
Verbesserung bestehender Möglichkeiten eine Intensivierung proaktiver
Vorgehensweisen, wie z. B. das Aufstellen von präparierten Lockfahrzeu-
gen etc., in Betracht. Im präventiven Bereich ist insbesondere die Zusam-
menarbeit mit den Kfz-Herstellern zu intensivieren. Als Maßnahme kom-
men hier unter anderem die Einführung einer maschinenlesbaren,
fälschungssicheren Fahrzeug-Iderntifizierungsnummer (FIN), peilbare Sen-
devorrichtungen, verbesserte Wegfahrsperren etc. in Betracht. Darüber
hinaus muß die polizeiliche Zusammenarbeit im internationalen Bereich
weiter intensiviert werden.
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091
Arndt, Werner
Konzept für kommunale Präventionsräte
In: Hessische Polizeirundschau, 1995, Jg. 22, Heft 5, S. 15 -16

Der Autor stellt ein Konzept für die Arbeit kommunaler Präventionsräte
vor. In diesem Instrument wird der bedeutendste und wirksamste Ansatz-
punkt gesehen, abweichendes Verhalten und Kriminalität zu verhüten.
Nach der Gründung von Präventionsräten und der Definition eines Zielbil-
des wird empfohlen, die Arbeit in drei Abschnitte zu gliedern. Im ersten
Abschnitt sollen Regionaldaten (z. B. demographische Daten, Sozialdaten,
Infrastrukturdaten, Kriminalitätsdaten) erfaßt und zusammengeführt wer-
den. Nach dem zweiten Schritt, der Auswertung und Bewertung der
gewonnenen Regionalinformationen, werden im letzten Abschnitt Einzel-
konzepte erarbeitet und umgesetzt.

092
Arndt, Werner
KOP - EDV-Programm für die kommunale Kriminalprävention. Regio-
nalanalysen als Grundlage für eine wirksame Kriminalprävention
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 6, 5. 43 1-438

In der Stadt Dreieich (OffenbachlHessen) wird zur Unterstützung des
Präventionsrates das EDV-Programm KOP (Kommunale Kriminalpräven-
tion) eingesetzt. Das Programm ist in der Programmiersprache Clipper 5.2
geschrieben und läuft auf der Bentutzeroberfläche Microsoft Windows 3. 1.
Der Präventionsrat will mit dieser Computerunterstützung Informationen
gewinnen und daraus gewonnene Erkenntnisse gezielt für Präventions-
zwecke einsetzen. Der Artikel nennt die für diese Aufgabe relevanten
Datenbereiche: Kriminalität, Bevölkerungs- und Infrastrukturdaten sowie
soziale Interventionen. Hierbei werden die Bevölkerungs- und Infrastruk-
turdaten anonymisiert vom Ordnungsamt der Stadt zur Verfügung gestellt.
Es werden acht präventable Deliktsbereiche unterteilt: Diebstahl aus Kfz,
Einbruch in Wohnungen, Geschäftseinbrüche, Körperverletzungen, Laden-
diebstähle, Fahrraddiebstähle, Straßenraub und Sachbeschädigung. Soziale
Interventionen sind Maßnahmen im Rahmen der Familien- oder Drogen-
hilfe, amtliche Einweisungen nach Konflikten im familiären oder sozialen
Umfeld oder Einschreiten nach dem Jugendschutzgesetz. Mit Hilfe graphi-
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seher Darstellungen werden die Informationen veranschaulicht. Zusam-
menhänge werden über Korrelationen und Faktorenanalyse berechnet.
KOP soll in erster Linie ein Programm sein, das globale Strukturen dar-
stellt und auf Besonderheiten und Ausprägungen hinweist.

093
Baasch, Jürgen
Der Rat für Kriminalitätsverhütung in der Gemeinde Bordesholm -

eine Erzählung
In: DVJJ-Jounal, 1996, Jg. 7, Heft 4, Nr. 154, S. 365 -367

Der Beitrag stellt einen Erfahrungsbericht über die Gründung des Krimi-
nalpräventiven Rates der Gemeinde Bordesholm dar. Die Ziele des Vereins
sind: Angste der Bürger für Kriminalität wahrnehmen, Aufklärung über
Sicherheitslage sowie Polizei- und Justizarbeit, Verantwortungsgefühl der
Bürger stärken, Nachbarschaftshilfe, Ratschläge zu Sicherheitsfragen,
Eigentumsschutz, Vorschläge für kommunale Kriminalitätsverhütung, Ju-
gendarbeit, auch für schwer integrierbare Jugendliche. Das Ergebnis der
bisherigen Arbeit wird positiv bewertet.

094
Baier, Roland
Präventionsaktivitäten in Baden-Württemberg. Zusammenfassung ei-
ner Umfrage
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotprojekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, S. 123 - 128

Im Oktober 1994 führte die Fachhochschule für Polizei in Villingen-
Schwenningen eine fragebogengestützte Umfrage zur sozialen Prävention
und kommunalen Kriminalprävention in Baden-Württemberg durch. Die
Umfrage richtete sich sowohl an Polizeidienststellen als auch Behörden
auf Kreisebene. Das Umfrageergebnis wurde in einer Übersicht zusam-
mengefaßt. Es bestätigt die bisherigen Erkenntnisse, daß bereits zahlreiche
Initiativen in Baden-Württemberg, besonders im großstädtischen Raum,
bestehen. Im einzelnen sind dies Initiativen zu: Suchtprophylaxe und Dro-
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genprävention, Jugendarbeit und Jugendkriminalität, Gewalt, Eigentums-
kriminalität, Ausländer/Ausländerfeindlichkeit und Initiativen mit ver-
schiedenen Themengebieten. Der Autor erläutert diese anhand von Bei-
spielen. Er kommt zu dem Schluß, daß die Initiativen weitgehend auf
behördliche Federführung beschränkt sind und der einzelne Bürger bislang
noch zu selten einbezogen wurde bzw. zu wenig einbringt.

095
Birzele, Frieder
Kommunale Kriminaiprävention in Baden-Württemberg - von der
Idee zur Umsetzung
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotproj ekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, 5. 3- 9

Sicherheit ist aus den verschiedensten Gründen für das Zusammenleben
der Menschen von großer Bedeutung. Eine ursachen- und tatorientierte
Kriminalitätsbekämpfung und -vorbeugung muß ressortübergreifend im
engeren und weiteren Wohnumfeld potentieller Täter ansetzen. Kommu-
nale Kriminalprävention ist ein dynamischer Ansatz, der auf Kontinuität
ausgerichtet sein muß und aktuelle Entwicklungen besonders berücksich-
tigt. Wichtig für einen Erfolg ist auch, das Verantwortungsbewußtsein, den
Gemeinsinn, das "Wir-Gefühl" der Bürger in den Kommunen zu stärken.
Vor dem Hintergrund der in den Jahren 1992 und 1993 steigenden Krimi-
nalität wurde vom baden-württembergischen Innenministerium 1993 daher
das Pilotprojekt ‹Kommunale Kriminalprävention" in Calw, Freiburg und
Ravensburg initiiert. Begonnen hat das Projekt, in dem erstmals eine
Zusammenarbeit verschiedener kriminologischer Forschungseinrichtungen
und der Polizei praktiziert wurde, mit einer gründlichen Bestandsauf-
nahme und einer wissenschaftlichen Begleitforschung. Schon heute kön-
nen die meisten der Städte eine positive Zusammenarbeit der beteiligten
gesellschaftlichen Kräfte konstatieren. Die Städte selbst haben dabei die
Federführung übernommen. Ihnen kommt eine außerordentlich wichtige
Integrations- und Bündelungsfunktion zu.
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096
Blankenburg, Erhard
Präventive Sicherheitspolitik in der Großstadt
in: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 167 -179

Gerade die Bevölkerungsgruppen, die am wenigsten Gefahr laufen, Opfer
einer Straftat zu werden, machen sich die meisten Sorgen darum - diejeni-
gen, die am ehesten bestohlen, betrogen oder beraubt werden, zeigen die
geringste Angst. Trotzdem sollten Unsicherheitsgefühle und Krimina-
litätsängste ernst genommen werden. Nachdem der Autor die Zustände in
amerikanischen Großstädten beschrieben hat, kommt er zu dem Schluß,
daß eine vergleichbare Kriminalitätsfurcht in europäischen Städten fehl am
Platz ist, da die ethnischen Spannungen nirgends das Ausmaß der amerika-
nischen Slums erreichen. Furcht ist nicht so sehr abhängig vom absoluten
Risiko, sondern eher von der relativen Zunahme der Kriminalität. Die
Bevölkerung ist vor allem durch die Eigentumskriminalität beunruhigt, auf
die 70 % der angezeigten Delikte entfallen. Manche Formen moderner
Eigentumskriminalität können als Begleiterscheinung des Wohlstandes
gesehen werden. Mobilität ist ein Grund für die durchweg größere Krimi-
nalitat in der Stadt. Fur eine praventive Sicherheitspolitik ist eine viktimo-
logische Betrachtung der Gelegenheiten, die zu Kriminalität führen, inter-
essant. Diese Gelegenheiten sind möglicherweise effektiver zu beeinflus-
sen, als die Tat oder der Täter selber. Diese Präventionsgedanken von im
einzelnen harmloser, in der Masse aber lästiger Kriminalität erläutert der
Autor am niederländischen Beispiel.

097
Börs, Klaus
Ravensburg ist nicht Washington
In: Neue Kriminalpolitik, 1995, Jg. 7, Heft 1, 5. 16 -21

Kriminalität ist ein ökonomisch bedingtes Modernisierungsrisiko, dem
man mit sozialsanitären Bekämpfungsvorstellungen, etwa einer krimina-
litätsfreien Gesellschaft, kaum begegnen kann. Das ",derzeit" einmalig
hohe Niveau der Kriminalitätsfurcht, das nach Ansicht der zitierten Auto-
ren eine bürgernahe Polizeiarbeit ",vorrangig" begründet, ist nach einer
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1993 durchgeführten Erhebung allenfalls in den neuen Bundesländern fest-
zustellen. Daraus ergibt sich ein Spielraum, die Entwicklung oder gar
einen Handlungszwang gegenüber der Kriminalitätsfurcht zurückhaltender
zu betrachten. Ob kommunale Präventionsprogramme selbst bei im höhe-
ren Maße wegen der Kriminalitätsentwicklung verunsicherten Bevölkerung
einen Erfolg erwarten lassen, ist nicht unzweifelhaft. Die Erwartungen im
Hinblick auf eine Reduzierung der Kriminalitätsfurcht durch Projekte der
kommunalen Kriminalprävention dürfen nicht allzu hoch angesetzt wer-
den. Aufgrund der unterschiedlichen Strukturen der amerikanischen, tradi-
tionell an die Gemeinde gebundenen, und der deutschen, eher obrigkeitlich
orientierten Polizei und der Tatsache, daß Deutschland im Gegensatz zu
den Vereinigten Staaten sozialstaatlich orientiert ist, können nicht die glei-
chen Polizeikonzepte zur Anwendung kommen. Eine Begrenzung der
kommunalen Polizeiarbeit auf Informations-, Beratungs- und Vermitt-
lungstätigkeiten erscheint aus rechtsstaatlicher Sicht unverzichtbar.

098
Cladder-Micus, Annita; Kohaus, Hermann
Integrative Arbeit mit gewaittätigen Jugendlichen und ambulantes
Anti-Aggressivitätstraining in Nottuln
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PPA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 11 5- 131

Die integrative Arbeit mit gewalttätigen Jugendlichen findet in einem offe-
nen Jugendzentrum in Trägerschaft der katholischen Kirchengemeinde in
Nottuln (17.000 Einwohner/westliches Münsterland) statt. Zu den regel-
mäßigen Besuchen gehören u. a. männliche und weibliche Jugendliche aus
sozialen Randgruppen, Skinheads und Hooligans. Es gilt das Prinzip der
Offenheit für alle, solange die Hausregeln eingehalten werden (Gewaltver-
zicht, Verbot von Gewaltverherrlichung und rechtsextremistischer Propa-
ganda, Alkoholverbot). Bestandteile der Arbeit sind der offene Treff
(Jugendcafe), kreative Angebote für momentane Bedürfnisse, geschlechts-
spezifische Arbeit, Beratung/Einzelfallhilfe, Eltemnarbeit, Mitbestim-
mungsmöglichkeiten der ehrenamtlich jungen Mitarbeiter, Öffentlichkeits-
und Gremienarbeit. Anstoß für das Anti-Aggressivitätstraining war der
ausdrückliche Wunsch von Jugendlichen, die ihr Gewaltverhalten nicht
mehr im Griff hatten. Vorbild ist das Anti-Aggressivitätstraining in der
Jugendstrafanstalt Hameln. Im Mittelpunkt steht die erinnernde Konfron-
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tation mit dem eigenen Verhalten. Ziele sind Betroffenheit, Reflektion,
Opferperspektive, Konfliktlösungsstrategien, Selbstachtung als Vorausset-
zung der Achtung anderer. Das Training findet einmal pro Woche (zwei
Stunden) statt und dauert 16 Wochen.

099
Dölling, Dieter; Hermann, Dieter; Simsa, Christiane
Kriminalität und soziale Probleme im räumlichen Vergleich. Analysen
anhand der Bevölkerungsbefragungen in den Projektstädten
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotproj ekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, 5. 69 -92

Der Beitrag befaßt sich mit der Frage, inwieweit Kriminalität von den Ein-
wohnern Calw, Freiburg und Ravensburg im Vergleich zu anderen gesell-
schaftlichen Bereichen als relevantes Problem angesehen wird und wie
sich Kriminalität in diesen Städten verteilt. Die Problemsicht der Bürger
und ihre Vorstellungen über Problemlösungen wurden durch Befragungen
ermittelt. Insbesondere wird auf die räumliche Verteilung der Kriminalität
und auf die soziale und geographische Verortung von Viktimisierten Bezug
genommen. Anhand der erzielten Ergebnisse können in allen drei Kommu-
nen Zielgruppen und Stadtteile bestimmt werden, die für Präventionsmaß-
nahmen besonders in Betracht kommen. Die Vorschläge der befragten Per-
sonen zur Erhöhung der Sicherheit richten sich hauptsächlich auf polizeili-
che und bauliche Maßnahmen.

100
Dreher, Gunther
Pilotstudie zum Notruf- und Funkstreifenwageneinsatzaufkommen in
den Projektstädten
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotprojekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, 5. 129-136

Bei der Untersuchung der Notrufe wird sichtbar, daß nur ein Teil dieser
Sicherheitsprobleme mit Kriminalität assoziiert. Ziel der Studie war es, ein
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Gesamtbild über die quantitative und qualitative Verteilung der Anlässe zu
erstellen. Als Hilfe dienen die Polizeiliche Kriminalstatistik und Bevölke-
rungs- und Opferbefragungen. Methodisch wird ein Erhebungsbogen ein-
gesetzt, der bei allen beteiligten Dienststellen geführt wird. Die Verfasser
geben innerhalb ihrer Abhandlung eine Definition des Begriffes Notruf,
wonach sie jede fernmündliche Mitteilung des Bürgers an die Polizei, die
eine baldige polizeiliche Reaktion zur Intention hat, verstehen. Die Ergeb-
nisse der durchgeführten Erhebungen sind in Tabellen und Schaubildern
aufgeführt. Festzuhalten ist, daß dLie durch den Notruf ausgelöste Reaktion
sich in der Mehrzahl der Fälle mit unmittelbarem "Problem-Management"
beschreiben läßt, die rechtliche Verarbeitung von Problemlagen im Sinne
von Straftatenbearbeitung ist eher nachrangig, zumindest in Ravensburg!
Weingarten und Calw. Aus dem ausgewerteten Material wird die These
von der Polizei als einer unspezifischen Abhilfe-Instanz bestätigt. Anders
als andere Behörden ist die Polizei nicht für ein relativ begrenztes Spek-
trum von mit Problemen behafteten Sachverhalten, sondemn unter be-
stimmten Bedingungen für fast alle Arten von Störungen im öffentlichen
wie privaten Leben und für verschiedenste ‹Unmoralitäten" zuständig.

101
Dreher, Gunther; Feltes, Thomas; Gramckow, Heike
Neue Präventionsprogrammne in den USA und in England. Alter Wein
in neuen Schläuchen
In: Bewährungshilfe, 1995, Jg. 42, Heft 4, 5. 379 -397

Seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts sah die Polizei den Kampf gegen
das Verbrechen als Hauptaufgabe an, wobei man der Meinung war, durch
mehr Personal und bessere Einsatz- und Kommunikationsmöglichkeiten
mehr im Sinne von weniger Kriminalität zu erreichen. Es wurde jedoch
erkannt, daß die Polizei diesen Kampf nicht alleine führen kann, sondern
von der Öffentlichkeit unterstützt werden muß. So wurden in den letzten
Jahren in den USA eine Reihe vc>n Präventionsprogrammen zur Reduzie-
rung von Kriminalität und Drogenkonsum entwickelt, die sich speziell auf
Jugendliche konzentrieren. Es werden das Children-At-Risk-Program
(CAR), das Community Opportunities Program for Youth (COPY KIDS),
das Program AmeriCorps und das Program Secure Training Order - letzte-
res aus Großbritannien - vorgestellt. Nachdem die Autoren sich kritisch
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mit den verschiedenen Programmen auseinandergesetzt haben, kommen
sie zu dem Schluß, daß alle an neuen/alten kriminalpolitischen Projekten
Beteiligten gut daran täten, ihren Aufgaben mit etwas mehr Skepsis und
weniger blindem Vertrauen in die Wirkung von freiheitsentziehenden
Maßnahmen nachzugehen.

102
Dreher, Gunther
Kommunale Kriminalprävention - Anliegen, Grundgedanken und Er-
trag bisheriger Bemühungen
In: Die Polizei, 1996, Jg. 87, Heft 7, 5. 173 - 183

Nach einer kurzen Einführung zur Entwicklung der kommunalen Krimi-
nalprävention in Deutschland wird der Begriff und der Stellenwert dieses
Präventionsansatzes im Kontext einer systematischen Kriminalprävention
ausführlich erläutert. Schwerpunkt dieses Artikels ist die Beschreibung der
theoretischen Grundlagen und Ziele der kommunalen Kriminalprävention.
Hierbei wird detailliert auf die jeweilige Rolle der Polizei, der politisch
Verantwortlichen auf den verschiedenen Ebenen, der Wissenschaft und der
Medien eingegangen. Ferner wird die Systematisierung, Planung, Durch-
führung und Finanzierung von entsprechenden Projekten angesprochen. In
einer kurzen Stellungnahme zu den bisherigen Erfolgen von Projekten zur
kommunalen Kriminaiprävention wird auf die Probleme der Meßbarkeit
des Erfolgs bei solchen Projekten hingewiesen und es werden die Grenzen
derartiger Projekte aufgezeigt.

103
Deubel, Ingolf,; Rottes, Vera
Fallstudie Solingen
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 177 -191

Der Brandanschlag auf die Familie G. löste nicht nur in der Stadt, sondern
bundesweit Diskussionen über die Ursachen der Gewalt gerade unter den
Jugendlichen aus. Die breite Betroffenheit verdeutlichte, daß der Brandan-
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schlag in jeder anderen Stadt hätte passieren können. Das Beispiel der
Stadt Solingen stellt dar, wie eine Kommune präventiv auf verschiedenen
Ebenen tätig werden kann:
1 .Auf welche Weise in Solingen (auch bereits vor dem Brandanschlag)

präventiv im Bereich der Jugendarbeit, in den Schulen und durch die
Ordnungsbehörden gearbeitet wird.

2. In welcher Weise mit der lokalen Polizei kooperiert wird.
3. Zu welchen Ergebnissen und Empfehlungen die empirische Untersu-

chung der Universität Hamburg zu den Strukturen der Kriminalität in
Solingen kommt.

Zwei Projekte wurden nach dem Brandanschlag entwickelt und sind Bei-
spiele für kommunales Handeln im Bereich der Gewaltprävention. Beim
ersten Beispiel handelt es sich um eine breit angelegte Kampagne gegen
Haß und Gewalt, die sich mittels Plakaten und Sammelmappen an die
breite Öffentlichkeit wendet und insbesondere an das Engagement der
Bürger und Bürgerinnen für die ausländischen Mitbürger/innen appelliert.
Das zweite Beispiel verdeutlicht die kommunalen Handlungsansätze in
einem hochverdichteten Stadtteil, wo mit Hilfe eines integrierten Stadtteil-
projektes insbesondere auch die Situation der Jugendlichen verbessert
werden soll.

104
Edelbacher, Maximilian
Prävention und Sicherheit. Objektive und subjektive Sicherheit, der
Wertewandel in der Gesellschaft und Modelle der Kriminalitätsprä-
vention
In: Öffentliche Sicherheit, 1996, H-eft 5, 5. 12, 15

In Österreich wie auch in vielen anderen Ländern haben die Menschen
Angst vor der Entwicklung der Kriminalität, zunehmender Gewalt, Dro-
gen, Terrorismus und Extremaismus, den Fremden etc. Der Artikel erläutert
die objektive Sicherheit anhand von Statistiken zu Straftaten und Auf-
klärungsquoten und führt Aspekte zu einer in allen Ländern sinkenden
subjektiven Sicherheit ins Feld. ]Es wird aber auch ein durchaus positiver
Ansatz präventiver Arbeit in Österreich aufgezeigt. Kontinuierlich sind
seit den 70er Jahren die Maßnahmen zur Kriminalprävention gestiegen.
Dabei wird die Prävention durchaus auch als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, insbesondere von Familie und Schule, gesehen. 1994 wurde bei der
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Polizeidirektion Wien konkret mit ,,CP" (Community Policing) begonnen.
Die Chancen dieser kommunalen Strategie liegen in der Kriminalitäts-
bekämpfung ‹von der Wurzel her". Hiernach ist es erklärtes Ziel der Poli-
zei, von dem ,,Feuerwehrdenken" hin zu professionellem und umfassen-
dem polizeilichen Agieren zu kommen.

105
Fehervary, Janos
Community Policing - nun auch in Wien
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 149 -166

Unter Community Policing (CP) versteht jeder etwas anderes. Die einen
erkennen darin eine Art neuer Polizeiphilosophie - für andere ist es eine
wirksame organisatorische Strategie, mit deren Hilfe polizeiliche Entschei-
dungsprozesse und organisatorische Handlungsbedingungen reformiert
werden können - wieder andere sehen darin einen Ansatz zur Stärkung der
polizeilichen Service-Funktion im Verhältnis zur Zwangsfunktion. Insge-
samt entwickelte sich CP zunehmend zu einer beliebten Altemnative bei der
Kontrolle von Kriminalität und negativ sozialabweichendem Verhalten,
speziell in Stadtvierteln von Großstädten mit besonderen Sicherheitspro-
blemen. Nachdem der Autor auf bisher veröffentlichte Literatur zu CP ein-
gegangen ist, lenkt er die Aufmerksamkeit auf das Wiener Projekt ,,Com-
munity Policing", das seit Herbst 1992 im 13. Wiener Gemeindebezirk
durchgeführt wird. Dort war eine 7 %ige Kriminalitätssenkungsrate bei
Verbrechen festzustellen, so daß das Projekt auch in anderen Stadtvierteln
eingeführt wurde. Das CP-Projekt der Wiener Polizei stellt auf eine Stär-
kung der polizeilichen Kompetenzen in der regionalen Präventionsarbeit
ab. Es gibt konkrete Hinweise, daß CP-Projekte in der Bevölkerung über-
all sehr wohlwollend aufgenommen werden, eine Verbesserung in der
öffentlichen Beurteilung polizeilicher Leistungen bewirken und erfolg-
reich zur Reduzierung von Kriminalitätsängsten beitragen können.
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106
Feltes, Thomas
Zur Einführung - kommnunale Kriminalprävention und bürgernahe
Polizeiarbeit
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminaiprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotprojekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, 5. 11-29

Seit 1995 bestehen in europäischen Nachbarstaaten Erfahrungen über den
Einsatz von Langzeitarbeitslosen bzw. Milchmännerm, Briefträgern und
Taxifahrern für Hilfspolizeiaufgaben, während in Baden-Württemberg
Pilotprojekte Kommunaiprävenition laufen. Community Policing und
Community Crime Prevention gehen davon aus, daß monolitische bzw.
zentralistische Ansätze mit quasi militärischem Verständnis die Probleme
nicht bewältigen können. Zur Erarbeitung kommunaler Sicherheitskon-
zepte werden in Sicherheitsanalysen konkrete Probleme herausgearbeitet
und Lösungsmöglichkeiten regional, ganzheitlich, kooperativ und struktu-
rell entwickelt. Die Evaluation polizeilicher Tätigkeiten steht im Vergleich
zu Erfahrungen in den USA noch am Anfang. Nach den ersten Erfahrun-
gen in Baden-Württemnberg sollte die Polizei auch die Grenzen ihrer
Dienstleistung herausstellen, sollte die soziale Kompetenz der Bürger ge-
stärkt werden.

107
Finkel, Roland
Netzwerke der Kriminalprävention entstehen - Beispiel Schleswig-
Holstein. Der Rat für Kriminalitätsverhütung in Schleswig-Holstein
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PPA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 27 -45

Ausgangspunkt ist die Überlegung, daß Strafverfolgung und herkömmli-
che polizeiliche Prävention einen Erfolg im Sinne eines Rückgangs von
Kriminalität bisher nicht erzielen konnten. Als Gründe dafür werden die
institutionelle Begrenzung auf Polizei und Justiz und die inhaltliche
Begrenzung der Prävention auf Behandlung der Symptome von Krimina-
lität angesehen. Vor diesem Hintergrund wurde in Anlehnung an Vorge-
hensweisen im Ausland (Dänemark, Schweden, Großbritannien, Nieder-
lande, Frankreich, Belgien) in Schleswig-Holstein eine ursachenorientierte
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und gesamtgesellschaftliche Präventionsstrategie entwickelt. Zur Realisie-
rung dieser Strategie wurde auf der Basis von Kabinettsbeschlüssen am
29. 10. 1990 in Kiel der ‹Rat für Kriminalitätsverhütung in Schleswig-
Holstein" gegründet. Er ist wie ein Verein organisiert und hat folgende
Organe: Vorstand (Vorsitz: Innenminister), Geschäftsführung (im Präventi-
onsreferat des Innenministeriums), Wissenschaftlicher Berater, Arbeits-
gruppen, Plenarversammlung (z. Z. 146 Personen aus nahezu allen gesell-
schaftlichen Bereichen). Ziel des Rates ist die Reduzierung von Krimina-
lität und ihren Folgen, um dadurch die Sicherheitslage und das
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung zu verbessern. Hierzu hat er Vorschläge
und Empfehlungen der Landesregierung zu erarbeiten und Organisations-
strukturen auf kommunaler Ebene zu initiieren. Sowohl im Bereich der
Politikberatung als auch bei der Schaffung eines Netzwerks der Kriminal-
prävention konnten konkrete Fortschritte erzielt werden. Arbeitsschritte,
Konzepte, Projekte und Maßnahmen werden am Beispiel der Stadt Neu-
münster dargestellt und analysiert.

108
Finkel, Roland
Kriminalprävention. Neue Wege in der Gemeinschaft
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1995, Jg. 13, Heft 4, 5. 19 -21

Repression in ihrer jetzigen Form hat nur eingeschränkt präventive Wir-
kung. Mit verhaltensorientierter und sicherheitstechnischer Beratung ver-
sucht die Polizei Tatgelegenheiten zu reduzieren. Diese Art der Sekundär-
prävention weckt beim Bürger Erwartungen, die nicht erfüllt werden kön-
nen. Erhöhte Polizeipräsenz hat nur eingeschränkte Präventivwirkung. Sie
führt jedoch zu einer Verbesserung des subjektiven Sicherheitsgefühls. Um
wirksame Prävention durchzuführen, müssen gesamtgesellschaftliche Ent-
stehungs- und Bedienungszusammenhänge stärker beachtet werden. Bei
der Entwicklung entsprechender Programme müssen primär-, sekundär-
und tertiärpräventive Komponenten stärker beachtet werden. Schleswig-
Holstein versucht die o.g. Aspekte nach internationalem Vorbild durch die
Gründung eines Rates für Kriminalitätsverhütung abzudecken.
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109
Gullatz, Günter
Motorrad statt Knast - Das Uelzener Projekt ‹Ambulante sozialpäda-
gogische Betreuung junger Straffälliger"
In: Kriminaiprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PPA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 225 -228

Das Projekt, Modellversuch seit 1980 und Dauereinrichtung ab 1985, ist
eine Alternative zu freiheitsentziehenden Maßnahmen (Arrest, Jugend-
strafe) und basiert auf einem Kabinettsbeschluß der niedersächsischen
Landesregierung. An dem Betreuungsangebot nehmen straffällig gewor-
dene Jugendliche auf der Grundlage von Weisungen gemäß § 10 Jugend-
gerichtsgesetz teil. Das Programm besteht aus folgenden Schwerpunkten:
A) erzieherisch gestaltete Gruppenarbeit und B) Einzelbetreuung. Die
Gruppenarbeit ist handlungs- und erlebnispädagogisch strukturiert und an
den Bedürfnissen der Jugendlichen ausgerichtet. Sie soll Fähigkeiten und
Fertigkeiten fördern, entwickeln und verbessern. Durch die Einzelbetreu-
ung sollen die Jugendlichen in die Lage versetzt werden, in den Gruppen
erworbene Fähigkeiten und Einstellungsveränderungen in ihrem sozialen
Umfeld in geändertes Verhalten umzusetzen. Die durchschnittliche Ver-
weildauer im Projekt liegt bei 1,5 Jahren, obwohl die Weisungsdauer im
Durchschnitt nur sechs Monate beträgt.

110
Hanak, Gerhard
Finstere Gassen - dunkle Gestalten. Unsicherheitserfahrungen in einem
Wiener Stadtviertel
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 57 -58

Der Beitrag handelt von einem Wiener Stadtviertel, in dem ca. 12.000
Menschen wohnen, von den besonderen Strukturmerkmalen dieses Stadt-
viertels, von den Veränderungen, die sich dort in den letzten Jahren vollzo-
gen haben - und wie sich all das in Unsicherheitserfahrungen und Irritatio-
nen der dortigen Wohnbevölkerung - oder genauer: bestimmter Segmente
der Wohnbevölkerung - spiegelt. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei
auch der Frage, wie diese Strukturmerkmale und Veränderungen die loka-
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len Muster und Praktiken sozialer Kontrolle prägen und was sie für das
Zusammenspiel von informellen und formellen Kontrollstrategien bedeu-
ten. Das Datenmaterial, auf dem die folgenden Ausführungen basieren,
wurde im Rahmen des Projekts ‹Wien - sichere Stadt" erhoben, das von
der Magisterabteilung 18 (Stadtplanung und Stadtentwicklung) der Ge-
meinde Wien in Auftrag gegeben wurde. Ausgewertet wurden zunächst die
verfügbaren Statistiken (Bevölkerungsevidenz, Volkszählungsdaten, Kri-
minalstatistik). Im Stadtviertel bzw. Bezirk wurde eine Reihe von Exper-
tengesprächen mit Vertretem der dort tätigen Institutionen und Dienststel-
len geführt, sowie 111 Interviews mit Bewohnern des Stadtviertels. Nicht
zuletzt basiert die Skizze des Untersuchungsgebiets auf unmittelbarer
Anschauung und den Ergebnissen wiederholter Beobachtung im Gebiet,
vor allem im öffentlichen Raum.

111
Heinz, Wolfgang; Spiess, Gerhard
Viktimisierung, Anzeigenerstattung und Einschätzung der Arbeit der
Polizei durch die Bürger. Analysen anhand der Bevölkerungsbefra-
gung in den Projektstädten
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotprojekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, S. 93 - 122

Kriminalitätsbelastung und die die Lebensqualität beeinträchtigende Kri-
minalitätsfurcht stellen neuartige Anforderung sowohl an die gemeindliche
Planung und Infrastrukturentwicklung als auch an die Polizei. Der Beitrag
stellt ausgewählte Befunde aus den Ergebnissen einer vor diesem Hinter-
grund im Sommer 1994 in Calw, Freiburg und Ravensburg durchgeführten
schriftlichen Befragung zu den Themenkomplexen Viktimisierung, Anzei-
generstattung und Einschätzung der Arbeit bei der Polizei durch die Bür-
ger vor. Ziel des Projektes war es, vor Planung, Entwicklung und Umset-
zung von Präventionsaktivitäten auf kommunaler Ebene den hiermit
befaßten Stellen empirisch abgesicherte Daten zur Verfügung zu stellen.
Ergebnisse: Die Opferbelastung entspricht den aus neueren Forschungen
bekannten und erwartbaren Bandbreiten. Nur jedes dritte Delikt wurde
auch angezeigt. Knapp die Hälfte der Opfer stuft ihre Viktimisierung als
nicht sehr gravierend ein. Opfererfahrung führt weder zu einer dramatisie-
renden Bewertung von Kriminalität noch zum Ruf nach ,,Law and Order".

87



Die Bürger sind mit der Arbeit der Polizei überwiegend zufrieden. Zur
Verbesserung der Kriminaiprävention erwarten sie strukturelle Verbesse-
rungen sowie eine Erhöhung der sichtbaren Polizeipräsenz. Initiativen der
kommunalen Kriminaiprävention, bei der Kommune und Polizei zusam-
menarbeiten, lassen eine höhere Akzeptanz bei den Bürgern erwarten.

112
Hermanutz, Max
Die Zufriedenheit von Bürgern mit den Umgangsformen der Polizei
nach einem persönlichen Polizeikontakt - eine empirische Untersu-
chung
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei
Pilotprojekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, 5. 137 - 182

Die Polizei wird einerseits von der Bevölkerung bei repräsentativen
Umfrageergebnissen positiv beurteilt, auf der anderen Seite werfen Einzel-
fallberichte der Medien ein negatives Licht auf die Polizei. Die unter-
schiedlichen Bewertungen können darauf zurückzuführen sein, daß bei
Repräsentativumfragen Stereotypen zur Polizei abgefragt werden, die
möglicherweise wenig mit den tatsächlichen Umgangsformen der Polizei
im täglichen Kontakt mit dem Bürger zu tun haben. Mit der empirischen
Untersuchung über die Zufriedenheit der Bürger nach einem persönlichen
Polizeikontakt soll ein realistisches Bild zur Bewertung von Kontakten
zwischen Polizei und Bürgern erhalten werden. Bei einer nicht repräsenta-
tiven Befragung von 190 Bürgern, die einen Polizeikontakt hatten, zeigt
sich, daß Globalurteile über die Polizei in keinem Zusammenhang mit der
Beurteilung der Umgangsformen eines Polizeibeamten, mit dem ein Kon-
takt stattgefunden hat, steht. Aufmerksame, menschliche, freundliche und
korrekte Beamte machen den Bürger zufrieden, ironische, kalte, beleh-
rende Beamte bewirken Unzufriedenheit. Der Einfluß der Umgangsformen
und Konmmunikationsmerkmale sind weitgehend unabhängig von Alter,
Geschlecht und allgemeinen Einstellungen zur Polizei sowie dem Anlaß
für den Polizeikontakt. Anmerkung: Der Beitrag wird ergänzt durch zahl-
reiche Tabellen, Schaubilder und Muster der Erhebungsbögen.

88



113
Hölsch er- Voss, Christa; Sörnsen, Michael
Der Kriminalpräventive Rat der Hansestadt Lübeck
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, S. 47 -80

Aufgrund einer anhaltend hohen Kriminalitätsbelastung der Hansestadt
Lübeck wurde mit der Erstellung einer kriminologischen Regionalanalyse
für den Zeitraum von 1987 bis 1990 durch einen Kriminologen sowie
einen Dipl.-Soziologen die Grundlage für die Planung einer effektiven
Kriminalprävention unter Einbindung aller kommunalen Verantwortungs-
träger geschaffen. Zum Zwecke einer möglichst umfassenden Beschrei-
bung des Lübecker Kriminalitätsbildes wurde die Analyse objektiver Kri-
minalitätsdaten und deren Verknüpfung mit Stadtstrukturdaten durch eine
Medienanalyse sowie eine Bevölkerungsbefragung ergänzt. Auf der
Grundlage eines entsprechenden Senatsbeschlusses vom 3. 7. 1991, einer
Auswertung der Ergebnisse der Regionalanalyse sowie der Erarbeitung
einer Konzeption zur aufbauorganisatorischen Zusammensetzung eines
entsprechenden Gremiums konstituierte sich am 27. 4. 1992 der Kriminal-
präventive Rat der Hansestadt Lübeck unter dem Vorsitz der Innensenato-
rin, der eine hauptamtliche Geschäftsführerin zur Seite steht. Die Leitung
des Rates obliegt einer Lenkungsgruppe (Innensenatorin, Vertreter Ord-
nungs-, Jugend-, Sozial- und Stadtplanungsamt, Frauenbüro, Leiter der
Lübecker Kriminalpolizei), die die Beobachtung der Ergebnisse der Ar-
beitsgruppen sowie deren Vernetzung untereinander sicherstellt. Daneben
bestehen z. Z. folgende Arbeitsgruppen: Stadtteilarbeit und Schule in
Lübeck-Moisling (hochbelasteter Stadtteil, geringes subjektives Sicher-
heitsgefühl, aggressive Verhaltensweisen in Schulen), neue Wohnformen,
Jugendgruppendelinquenz und Gewalt gegen Ausländer und Minderheiten,
Suchtprävention, technische Prävention, Gewalt in der Familie und gegen
Kinder, Gewalt gegen Frauen und Mädchen, Ladendiebstahl. Insbesondere
im Bereich der Stadtteilarbeit ist zwischenzeitlich ein breitgefächertes
Netzwerk von Maßnahmen und Institutionen entstanden, welches zu einer
spürbaren Verbesserung der Situation geführt hat. Dieses Projekt wird wis-
senschaftlich begleitet. Durch die Landesregierung wurde ein Projektkoor-
dinator eingesetzt. Es ist geplant, dieses Projekt durch Anpassung an die
örtlichen Gegebenheiten auf zwei weitere Stadtteile zu übertragen. Bereits
jetzt ist es gelungen, nicht nur das Sozialklima und die Lebensqualität,
sondern auch das Straftatenaufkommen kleinräumig positiv zu beeinflus-
sen bzw. einzudämmen.
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114
Hunsicker, Ernst
Vereine zur Förderung der Kriminalprävention oder - gehören ge-
meinnützige Präventionsfördervereine auf den Prüfstand?
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 7, 5. 499- 501

Kriminalpräventive Räte wurden und werden in vielen Städten und Krei-
sen Deutschlands gegründet. Für diese Aufgaben fehlen ständig finanzielle
Mittel. 1996 wurde in Osnabrück ein Verein zur Förderung der Kriminal-
prävention gegründet, der in gewissem Umfang auch durch den Zufluß
privater Gelder unterstützt werden sollte. Kurz vor der Gründungsveran-
staltung dieses Vereins teilte das Innenministerium Niedersachsens mit,
daß der vorgelegte Satzungsentwurf und die Vereinsgründung nicht zu-
stimmungspflichtig seien, gegen das beabsichtigte ‹Sponsoring" jedoch
erhebliche Bedenken vorgebrachte werden. Das Innenministerium wies dar-
auf hin, daß polizeiliche Arbeit nicht durch private Mittel gefördert werden
dürfte. Gleichwohl sei aber die Finanzierung polizeilicher Aufgaben durch
Fördervereine aus grundsätzlichen Erwägungen nicht möglich. Die Finan-
zierung ausschließlich oder vonrangig polizeilicher Präventionsaufgaben
durch den Präventions-Förderverein war zwar nicht vorgesehen, es wurde
aber die Osnabrücker Polizeibehörde als Dienststelle aus dem Satzungs-
entwurf herausgenommen und die im Verein tätigen Polizeibediensteten
traten nur noch als Privatperson auf. Der Aufsatz geht auf die Eckpunkte
der Vereinssatzung und der Beitragsordnung ein und schließt mit der
Bemerkung, daß private Gelder zur Förderung der kommunalen Kriminal-
prävention eine Alternative zu Finanzmitteln aus Haushaltstiteln sein sol-
len und die Förderung im übrigen nicht nur aus finanzieller Sicht bestehen
sollte.

115
Jäger, Joachim
Mehr als ein Experiment - Der Rat für Kriminalitätsverhütung in
Schleswig-Holstein. Programm, Projekte, Probleme, Perspektiven
In: Bewährungshilfe, 1995, Jg. 4 2, Heft 4, 5. 398 -408

1990 wurde in Schleswig-Holstein von der Landesregierung ein Rat für
Kriminalitätsverhütung gegründet. Der Autor gibt zunächst einen kurzen
Rückblick über die geleistete Arbeit. Zweck und Ziel des Rates ist es,
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durch Unterstützung staatlicher und insbesondere nichtstaatlicher Maßnah-
men die Kriminalität im Lande Schleswig-Holsteins zurückzudrängen. Die
Verhütung von Kriminalität ist eine gesellschaftliche Aufgabe. Innerhalb
des Rates haben sich verschiedene Arbeitsgruppen konstituiert. Sie
beschäftigen sich mit verschiedenen Aufgabenbereichen. Aber auch die
Bürger sollen miteinbezogen werden. Kommunikation und Kooperation
sollen betrieben werden. Nach fünf Jahren Bestehen des Rates kann fol-
gendes Resümee gezogen werden: Es kann derzeit noch keine Reduzie-
rung der Rechtsbrüche verzeichnet werden. Aber man spürt Auswirkun-
gen. Finanziell ist noch viel zu investieren. Das Personal muß besser aus-
gebildet werden, professioneller werden. Engagement und Idealismus
alleine bewirken noch keine Reduzierung der Kriminalität. Dazu ist mehr
erforderlich.

116
Jäger Joachim
Kriminaiprävention. Vortrag in der Deutschen Richterakademie am
17. Oktober 1995 mit dem Thema ‹Kriminaipräventive Räte - das
schleswig-holsteinische Modell"
In: Schriftenreihe der Polizei-Führungsakademnie, 1996, Heft 3, 5. 35-44

Die seit Jahren zunehmende Akzeptanz der Kriminalprävention geht ein-
her mit einer kontinuierlich wachsenden Kriminalitätsrate. Weltweite
Migrationsbewegungen und ihre politische Behandlung haben Auswirkun-
gen auf die Kriminalitätslage in Deutschland. Weitere bedeutende Ent-
wicklungen finden statt im Bereich Organisierter Kriminalität, Umwelt-
sowie Wirtschaftskriminalität. Die soziale Lage hat sich verändert. Verbre-
chensbekämpfung hat bei der Bevölkerung einen hohen Stellenwert. For-
derungen nach einer gesamtgesellschaftlichen Kriminalprävention liegen
nahe. In Schleswig-Holstein wurde nach einem Regierungswechsel 1988
ein Kriminalpräventiver Rat nach ausländischem Vorbild (insbesondere
Skandinavien) eingerichtet. Zweck und Ziel ist es, durch Unterstützung
staatlicher und nichtstaatlicher Maßnahmen, die Kriminalität in Schles-
wig-Holstein zurückzudrängen. Zu den Aufgaben gehören der Aufbau
eines Netzwerks, Erarbeitung und Verbreitung von Präventionskonzepten
und Verbreitung von Publikationen, die den Aufbau neuer Räte auf kom-
munaler Ebene unterstützen. Im Bereich der kommunalen Kriminalpräven-
tion, z. B. bei Diebstahl aus Kfz, hat die Kenntnis der Deliktsentstehung
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eine zentrale Bedeutung für die Planung. Betrachtungsfelder sind dabei die
Person des Täters, die Tatgelegenheit und die soziale Kontrolle. Die Kon-
zeption für eine kommunale Kriminalprävention weist fünf wesentliche
Elemente auf: Politik, Organisation, Aktionsfelder der Kommunikation
und Kooperation, Finanzierung und Forschung. Hierbei kommt es darauf
an, diese Potentiale zu gemeinsamer Kommunikation und Kooperation
zusammenzuführen.

117
Kail, Eva; Kose, Ursula, Licka, Lilli
‹Draußen einfach sicher" - Ein Planungsbeitrag zur Vermeidung von
Angsträumen
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 181- 190

Wo der öffentliche Raum seine positiven Facetten verliert und durch eine
unbedachte Gestaltung bei vielen Frauen Angst, Unsicherheit oder das
Gefühl der Bedrohung auslöst, werden aus Stadträumen auch Angsträume.
Zwischen Gewalt gegen Frauen und der räumlichen Gestaltung besteht ein
Zusammenhang. Mangelhaft beleuchtete Straßen und Plätze, verwinkelte
Eingänge in Wohnhausanlagen und Tiefgaragen rufen Angstgefühle her-
vor. Durch die Vermeidung und Beseitigung von unübersichtlichen Berei-
chen können spontan handelnden Tätern die möglichen Tatorte entzogen
werden. 1992 wurde von der Wiener Stadtplanung zum ersten Mal das
Thema ,,Angsträume" generell thematisiert. Grundlage war ein Fragebo-
gen, der im Schneeballsystemn an interessierte Frauen verteilt wurde. Die
Autorinnen beschreiben den Ablauf der Studie, die angewendeten Metho-
den und konkrete Beispiele aus dem Maßnahmenkatalog. Eine niederlän-
dische Erfahrungssammlung weist nach, daß bei Berücksichtigung der
sozialen Sicherheit auf öffentlichen Flächen nicht nur das Sicherheitsge-
fühl zunimmt, sondern auch die Kriminalitätsrate geringer wird. Grund-
sätzlich sollten Anforderungen der Orientierung, Ubersicht, Einsehbarkeit,
Beleuchtung, Belebung, Konfliktvermeidung und Pflege an zu gestaltende
Freiräume in der Stadt eingehalten werden.
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118
Karazman-Morawetz, Inge
Was macht Stadtbewohner unsicher? Unsicherheitserfahrungen in
zwei Wiener Stadtvierteln und ihre strukturellen Hintergründe
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(fig.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, S. 17 -37

Der Autor bespricht die Ergebnisse der Befragung über Unsicherheitser-
fahrungen im städtischen Raum, die im Rahmen des Projekts ‹Wien -

sichere Stadt" in den Wiener Stadtvierteln Kalvarienberg und Wilhelms-
dorf im Herbst 1993 durchgeführt wurden. Nach einleitenden Worten zu
beiden Stadtvierteln werden die Typen von Unsicherheitserfahrungen, die
Anlaßfälle und die Bearbeitungsform und Erledigung von verunsichernden
Vorfällen beschrieben. Es ist nicht Kriminalität, die in erster Linie verunsi-
chert. Die angegebenen Unsicherheitserfahrungen betreffen chronische
Mißstände und personenbezogene Konflikte. Es sind die unangenehmen,
aber im Grunde harmlosen Ergebnisse im städtischen Raum, die die
Bewohner verunsichern. Unsicherheit entsteht aus Situationen der Hilflo-
sigkeit und des Mißtrauens, aus Gefühlen von Ohnmacht, des Vernachläs-
sigt- und Alleingelassen-Werdens, aus fehlenden Möglichkeiten durch
eigene Handlung Einfluß zu nehmen, also Kontrolle über die eigene Um-
welt auszuüben.

119
Kaselofsky, Klaus
Aktivitäten des Arbeitskreises Vorbeugung und Sicherheit in Düssel-
dorf - Stand Februar 1995
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 91 -100

Der Arbeitskreis ,,Vorbeugung und Sicherheit in Düsseldorf" wurde im
April 1994 auf der Grundlage des Runderlasses des Innenministeriums
vom 18. 8. 1993 beim Sozialdezernat der Stadt eingerichtet. Er versteht
sich als Lenkungsgruppe und ist mit den übergeordneten Fragen und The-
menstellungen sowie der Koordination von Maßnahmen der Kriminalitäts-
vorbeugung befaßt. Der Arbeitskreis, in dem Polizei und alle relevanten
Amter der Stadtverwaltung vertreten sind, tagt vierteljährlich unter dem
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Vorsitz des Dezernenten für Jugend, Gesundheit, Soziales und Sport. Zur
Erörterung und Planung konkreter Maßnahmen existieren derzeit die Pro-
jektgruppen Drogen, Gewalt an Schulen, Schutz ausländischer Mitbür-
ger/innen, Sicheres Wohnen, Sport und Sicherheit.

120
Kube, Edwin
Städtebauliche Prävention. Ein noch immer vernachlässigtes Aufga-
benfeld
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 12, 5. 766 -770

Der Beitrag basiert auf dem Eingangsstatement des Verfassers und der
Diskussion in der Arbeitsgruppe ‹Städtebauliche Prävention", die im Rah-
men einer Tagung in der Polizei-Führungsakademie Münster anläßlich des
Deutschen Präventionstages 1996 eingesetzt war. Nach einer kurzen Dar-
stellung der defizitären Forschungslage werden vielfältige Präventions-
möglichkeiten aufgezeigt. Dabei wird auch auf das Problem der Krimina-
litätsfurcht insbesondere von Frauen eingegangen. Kommunale Kriminal-
prävention erscheint der Arbeitsgruppe als die wesentliche und notwen-
dige Antwort auf die besonders besorgniserregende Zunahme der Jugend-
kriminalität in manchen großstädtischen Bereichen. Ein Blick auf die Lage
in den USA möchte augenscheinlich machen, daß auch in Deutschland ein
erheblicher Präventionsbedarf besteht, soll negativen Kriminalitätsent-
wicklungen rechtzeitig vorgebaut werden.

121
Kubon, Peter
Sichere Städte. Eine Perspektive unter besonderer Berücksichtigung
der Belange von Frauen
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 8 -9, 5. 555 -559

Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist für Frauen mit mehr und anderen
Ängsten verbunden als für Männer. Dies liegt zum einen an der
geschlechtsspezifischen Gefahr der Opferwerdung, da 97 % aller Opfer
sexueller Delikte Mädchen oder Frauen sind und Straftaten gegen die
sexuelle Selbstbestimmung zu etwa einem Drittel im öffentlichen Raum
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(Straßen, Grünanlagen) stattfinden. Die in Deutschland durchgeführten
Untersuchungen haben gezeigt, daß stets wiederkehrende raumspezifische
Parameter darüber entscheiden, ob ein Raum zum ,,Angstraum" wird. Es
handelt sich im wesentlichen um fehlende Wahlmöglichkeit des Weges,
mangelnde Übersichtlichkeit, fehlende soziale Kontrolle und mangelhafte
Beleuchtung. Diese Umstände treffen insbesondere auf Parkhäuser, Parks
und Grünanlagen und große Wohnanlagen zu. Allerdings besteht kein
monokausaler Zusammenhang zwischen Stadtplanung, Architektur und
Kriminalität. Gleichwohl haben sichere Raumstrukturen ihren Stellenwert
und können helfen, die soziale Kontrolle zu verbessern. Insofern besteht
ein entscheidender Zusammenhang zwischen Architektur, der Reduzierung
von Tatgelegenheiten und sozialer Kontrolle.

122
Lattwein, Wolfgang
Das Saarlouiser Modell. Wir stellen vor - Jugendarbeit
In: Unsere Jugend, 1995, Jg. 47, Heft 8, 5. 342 -349

Ein konzeptionell sowie auch praktisch bewährter jugendpädagogischer
Arbeitsansatz in der kommunalen Jugendpflege des Landkreises Saarlouis
im Saarland - so könnte das Fazit einer mehrjährigen Bestandsaufnahme
des Jugendhilfeansatzes für eine landkreisweit organisierte Jugendhilfein-
frastruktur, bestehend aus 13 Gemeinden mit durchschnittlich rund 12.000
Einwohnemn und zwei Mittelstädten, lauten. Die arbeitsinhaltliche Grund-
lage des in den gemeindlichen Jugendkontaktbüros, dem Kreisjugendamt
Saarlouis und Jugendtreffs praktizierten Jugendhilfemodells basiert auf
dem Kreisjugendhilfeplan und den "Richtlinien des Landkreises Saarlouis
zur Förderung der außerschulischen Jugendarbeit in der Fassung vom
1. 1. 1989." (Die Richtlinien werden detailliert besprochen.) Im Grundsatz
heißt es: ‹Das Jugendamt gewährt im Bereich der außerschulischen
Jugendarbeit Zuschüsse für Maßnahmen, die insbesondere geeignet sind,
den Jugendlichen zu einer kritischen und verantwortungsbewußten Persön-
lichkeit in der Gesellschaft heranzubilden, und ihm über den schulischen
Rahmen hinaus die Möglichkeit bieten, seine Anlagen und Fertigkeiten zu
entfalten." Die konkrete Jugendarbeit ist in der Regel praxis- und themen-
bezogen und richtet sich hauptsächlich an die vielen nicht in Vereinen,
Verbänden und sonstigen fest strukturierten Organisationen eingebundenen
und aktiv ihre freie Zeit verbringenden Jugendlichen.
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123
Mast, Josef
Vernetzung der Gewaltprävention aus der Sicht eines kommunalen
Beratungsunternehmens
In: Kriminaiprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 101 - 1 13

Das Thema Aggression und Gewalt wird in der Gesellschaft von unter-
schiedlichen Instanzen, Organisationen, Personen unterschiedlich behan-
delt. Geeignete Präventionsmaßnahmen werden derzeit von Fall zu Fall
organisiert, sind zeitlich befristet und entstehen aus tagespolitischen Res-
sourcen. Erfolgreiche Prävention braucht aber langfristige, kontinuierliche,
fachlich fundierte und zumindest regional abgestimmte Arbeitsschritte.
Dem komplexen Thema Aggression und Gewalt müssen komplexe Prä-
ventionsmaßnahmen entsprechen. Die Bearbeitung muß aus und mit unter-
schiedlichen Organisationsformen gemeinsam erfolgen. Eine wirkungs-
volle und realistische Operationsebene sind die Stadt- und Landkreise.
Viele mögliche Partner der Polizei wie Schulbehörden, Jugendbehörden,
Verbände, politische Parteien etc. stehen zur Verfügung. Kommunikations-
prozesse, Zielvorgaben und in Handlung sichtbare Verbindlichkeiten sind
auf der Ebene der Stadt- und Landkreise ideal zu organisieren. Organisati-
onsanstöße können dabei von der Polizei alleine oder gemeinsam mit den
Jugendbehörden (§ 14 KJHG) erfolgen. Mögliche Maßnahmen sollten me-
diale und kommunikative Teile beinhalten. Klare Zielgruppen müssen aus-
gewählt und definiert werden. Leistungen externer Dienstleister sind zuzu-
kaufen, z. B. mediale Materialien wie Ausstellungen, Broschüren, Plakate,
Bücherlisten, Artikelreihen etc., aber auch kommunikative wie Seminare
für Multiplikatoren (z. B. Schulleiter, Jugendgruppenleiter etc.) oder an-
dere spezielle Zielgruppen.

124
Müller, Werner
Gewaltprävention in den Kommunen Brandenburgs
In: Recht und Politik, 1995, Jg. 3 1, Heft 2, 5. 106 -109

Die Furcht vor Gewalt ist längst an die Spitze aller Bürgerängste gerückt,
was mittlerweile zahlreiche Bundesländer zur Entwicklung von Präven-
tionsprogrammen veranlaßt hat. Gewalt gab es schon immer, neu ist, daß
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sie als interpersonelle Konfliktbewältigungsstrategie offensichtlich zuneh-
mend akzeptiert wird und sich Umstehende und Gesellschaft nicht ent-
schieden genug dagegen wehren. Ein erfolgreiches Vorgehen gegen
Gewalt erfordert Gemeinsamkeit und eine gleichmäßige Verteilung von
Kompetenz und Zivilcourage. Der vielbeachtete Brandenburger Modell-
versuch ,,Sicherheitspartner" hat zur Entschärfung von Gewalt auf kom-
munaler Ebene beigetragen. Vertrauenswürdige Bürgerinnen und Bürger
werden als Sicherheitspartner ausgewählt, die im Auftrag ihrer Mitbewoh-
ner mit der Polizei vor Ort aktiv werden.

125
Murck, Manfred
Bedingungen und Ansatzpunkte kommunaler Prävention
In: Polizei - heute, 1995, Jg. 24, Heft 1, 5. 15 -18

Allgemeine Maßnahmen der Stadtentwicklung allein reichen nicht aus, die
derzeitige Kriminalitätsbelastung in unseren Städten und Gemeinden posi-
tiv zu beeinflussen. Wesentliche Zielgrößen und Rahmenbedingungen
kommunaler Kriminalprävention müssen sich an einer sorgfältigen Ana-
lyse der objektiven und insbesondere subjektiven Sicherheit orientieren
und in kommunale Sicherheitskonzepte münden, an der die verschieden-
sten Beteiligten und Ressorts zusammenwirken. Von besonderer Bedeu-
tung sind dabei ,,Controlling-Systeme", um die angestrebten Maßnahmen
systematisch koordinieren und auf ihren Erfolg hin überprüfen zu können.
Erschwingliche Mietpreise und entsprechendes Wohnungsangebot zur
Erhaltung oder Verbesserung der Sozialstruktur, Funktionsmischungen von
Wohn-, Geschäfts- und Gewerbegebieten sowie Wohnumfeldverbesserun-
gen und Baugestaltungen in Abstimmung mit Architekten, Sozialarbeitern
und der Polizei sind grundsätzliche Ansatzmöglichkeiten zur Verbesserung
des subjektiven und objektiven Sicherheitsgefühls.
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126
Newiger, Griet
Modellversuch",SicherheitspariLner" in Brandenburg - Hilfssheriff im
,,Bürgerdesign"?
In: Bürgerrechte und Polizei, 1995, Heft 5 1, Nr. 2, S. 50 -56

Der im Frühjahr 1994 gestartete Modellversuch ,,Sicherheitspartner" zielt

offiziell auf eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit besonders enga-

gierten Bürgern ab. Die Mängel des Projektes liegen zum einen in der

unklaren Aufgabenkonzeption, zum anderen daran, daß die Mehrheit der

Sicherheitspartner von ihrer inneren Einstellung und vom tatsächlichen

Schwerpunkt ihrer Aktivitäten her das Wesen ihrer Arbeit als eine polizei-
liche Hilfstätigkeit verstehen, was erklärtermaßen nicht Ziel des Modell-
versuchs ist. Offen bleibt auch, wodurch die vordergründig dem Projekt

zugeschriebenen Erfolge tatsächlich verursacht wurden. Ursachengeleitete
Gegenmaßnahmen bietet der Modellversuch jedenfalls nicht. Gerade auf

kommunaler Ebene gibt es aber genug Altemnativen und ursachenorien-

tierte Gegenstrategien, wie z. B. ‹Kommunale Räte" oder ‹Runde Tische",
die gemeinsam im Sinn einer Arbeitsteilung, ohne daß Befugnisse anderer
Stellen übemnommen werden, Verantwortung und Lösungen suchen.

127
Obergfell-Fuchs, Joachim; Kury, Helmut
Verbrechensfurcht und kommunale Kriminalprävention. Analysen
anhand der Bevölkerungsbefragung in den Projektstädten und der
bundesweiten repräsentativen Bevölkerungsumfrage
In: Feltes, Thomas (Hg.): Kommunale Kriminalprävention in Baden-Würt-
temberg. Erste Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung von drei

Pilotprojekten, (Empirische Polizeiforschung Bd. 9), 1995, 5. 31- 68

Kriminalität beeinflußt das Lebensgefühl vieler Menschen negativ.

Anhand differenzierter Einflußvarianten werden Daten zur Kriminalitäts-
furcht in den Projektstädten Calw, Freiburg und Ravensburg/Weingarten
vergleichend dargestellt. Die Fragebogenrücklaufquote lag zwischen 36%
und 44 %, Ausländer waren deutlich unterrepräsentiert. Ca. drei Viertel der

Antworten deuten auf gelegentliche Gedanken an ein Opferwerden hin,

Opfer haben dabei eher Verbrechensfurcht als Nichtopfer. Jugendliche,

junge Erwachsene und ältere Personen haben eher Furcht, Opfer zu wer-
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den. Einbruchsopfer haben eher nachts Furcht in der Wohnung. Ca. ein
Fünftel der Personen lassen sich beim Ausgehen begleiten, etwas mehr
meiden bestimmte Örtlichkeiten. Bewohner größerer Städte neigen zu
mehr Furcht. Furchtbehaftet sind Stadtgebiete mit niedriger Sozialstruktur,
wenn das auch nicht immer durch tatsächliche Opferverteilung gerechtfer-
tigt wird.

128
Schneider, Andreas; Lang, Gerd
Kriminaipräventive Räte - Ausweg oder Irrtum? Die Städte Weimar
und Suhl starten ein eigenes Modell
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 4, 5. 283 -287

Kriminalpräventive Räte, zunächst als neuer Weg der Verbrechensbekämp-
fung hoch gelobt, sind mancherorts bereits zum Reizwort geworden. Die
Stadt Wuppertal z. B. lehnt die Einrichtung eines Kriminalpräventiven Rates
ab, weil sie ein Erfordemnis dafür nicht sieht und darüber hinaus ernsthafte
Zweifel an der Praktikabilität einer solchen Einrichtung hat. Ob Wuppertal
symptomatisch ist für eine (polizeiliche) Idee, der der (kommunale)
Schwung ausgeht, zeigt der Beitrag der Leiter der thüringischen Polizeiin-
spektionen Weimar und Suhl. Im Freistaat Thüringen haben die Städte Wei-
mar und Suhl jeweils am 26. 10. 1994 einen Kriminalpräventiven Rat ge-
gründet. Zielsetzung, Schwerpunkte und Hauptrichtungen der Tätigkeit der
Kriminalpolizeilichen Räte und die Erstellung einer kriminologischen Re-
gionalanalyse werden erläutert. Die Autoren glauben, daß die Kriminalprä-
ventiven Räte ein wichtiger Aspekt kommunaler Kriminalprävention sind.

129
Schneider, Hans; Stock, Jürgen
Kriminalprävention vor Ort. Möglichkeiten und Grenzen einer von
Bürgern getragenen regionalen Kriminalprävention unter besonderer
Würdigung der Rolle der Polizei
(Empirische Polizeiforschung Bd. 8), 1995, 85 5.

Regionale Kriminalprävention unter Beteiligung aller gesellschaftlichen
Gruppen ist ein aktuelles und zentrales innenpolitisches Thema. Der
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Bericht basiert auf ersten Erfahrungen aus einer aktiven Arbeit im Verein
‹Kriminaiprävention Gießen e.V.". Aus dieser Sicht heraus wird zum einen
ein Stück Vereinschronik dokumentiert, zum anderen werden menschliche
Motive und Kriterien einer kommunalen Kriminalpolitik identifiziert und
thematisiert. Weiterhin stellt die Arbeit einen Baustein für die Entwicklung
einer umfassenden Präventionstheorie und eines entsprechenden Präventi-
onskonzeptes dar. Insbesondere werden die konkrete Projektarbeit und die
Palette verschiedener Themen angesprochen sowie einige Projekte in
Gießen beschrieben, z. B. Projekt ,Jugendkoordinator, ..... Gewaltfreie
Schulen", ,"Ladendiebstahl", ‹Kriminologische Regionalanalyse, ‹. .Gewalt
gegen Frauen", ,,Kriseninterventic>nlsoziale Prävention".

130
Schneppen, Anne
Nachbarschaftshilfe. Bürgerinitiativen gegen Anonymität und Gewalt
In: Psychologie Heute, 1995, Jg. 22, Heft 8, 5. 60 -65

Je näher die Menschen zusammenrücken mußten, desto größer wurde der
Wunsch nach Distanz, die gelebte Isolation offenbart ihre Schattenseiten,
z. B. wenn in Mietshäusern am Tage Wohnungstüren aufgehebelt werden.
Polizei und Politiker beklagen die Gefahren der "Wegsehmentalität". In
Großbritannien und in den Vereinigten Staaten schließen sich jedes Jahr
tausende Nachbarn zusammen, um die Beziehungen zu verbessern und
durch erhöhten Zusammenhalt und Wachsamkeit, Straftaten vorzubeugen.
,,Neighbourhood Watch Schemnes" haben dort eine lange Tradition. Die
Mitglieder wollen sich nicht nur vor Gewalttaten schützen. Auch der
soziale Aspekt ihres Engagements ist wichtig. Das Modell ist nicht kritik-
los gutzuheißen. Spitzelei und eine Fixierung auf vermeintlich überall dro-
hende Verbrechen sind Gefahren, die nicht von der Hand zu weisen sind.
In Deutschland würde das Modell den Dialog zwischen den Menschen för-
dem. Die Initiative muß von den Bewohnern einer Straße oder eines
Gebietes ausgehen und nicht von den Behörden oder der Polizei. Die örtli-
che Polizei kann aber nützliche Hinweise zur Kriminalitätsvorbeugung
geben.
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131
Schröcker, Bruni
Integrationsarbeit an der Basis - die Außenstellen des Wiener Integra-
tionsfonds
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, S. 191- 207

Der Ausländeranteil in Wien stieg von ca. 8 % 1985 auf ca. 16 % im Jahre
1992. Im Oktober diesen Jahres wurde der Wiener Integrationsfonds
gegründet. Das zentrale Büro des Wiener Integrationsfonds ist nicht für die
persönliche Beratung und Betreuung konzipiert. Die Außenstellen in
besonders betroffenen Bezirken sollen das soziale Klima im Stadtviertel
verbessern, Ängste, Vorurteile und Frustration abbauen und neue Sichtwei-
sen und Spielregeln im Zusammenleben erarbeiten. An den Bürgerdienst
sollen sich alle Stadtbewohner mit Anregungen und Beschwerden betref-
fend der Wohnumngebung wenden. In jeder Außenstelle arbeiten Dreier-
teams während der jeweiligen Öffnungszeiten mit jeweils deutscher, ser-
bisch-kroatischer und türkischer Muttersprache. 1994 wandten sich insge-
samt 2.770 Personen an die Außenstelle im 15. Bezirk, 20 % davon
Österreicher. Zum Schluß beschreibt der Autor Beispiele aus der Arbeit in
den Außenstellen des Wiener Integrationsfonds.

132
Scraton, Phil
Gemeindebezogene Polizeiarbeit (Conumunity Policing) in Großbri-
tannien. Historische Entwicklung und Kritik
In: Bürgerrechte und Polizei, 1995, Heft 3, Nr. 52, 5. 75 -81

Am 9. Juli 1829 trat der ,,Metropolitan Police Act" in Kraft und leitete die
Einrichtung der ersten regulären Berufspolizei Britanniens ein. Damit
endeten Jahre einer öffentlichen Kontroverse über die Errichtung eines
zivilen Polizeidienstes. Die ersten offiziellen Anweisungen an die Polizi-
sten betonten die "Verhinderung von Verbrechen" gegenüber einer reakti-
yen Anwendung der Gesetze. Zu diesem Zweck wurden die Polizisten
angehalten, mit den Gemeinden, in denen sie tätig waren, eng zu kooperie-
ren. Der Autor schildert die historische Entwicklung der gemeindebezoge-
nen Polizeiarbeit (Community Policing) in Großbritannien. Er zeigt den
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Widerspruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit auf, erläutert das
‹Alderson-Modell" und den ,,Scaiman-Report" und kritisiert die derzeitige
Situation.

133
Sörnsen, Michael
Der Kriminalpräventive Rat der Hansestadt Lübeck - Beispiel eines
institutionsübergreifenden kommunalen Präventionsansatzes
In: Polizeispiegel, 1995, Jg. 30, Heft 10, S. 257, 259, 261-262, 265

Lübeck nahm über Jahre hin einen Spitzenplatz bei der Kriminalitätsbela-
stung ein. Im Rahmen einer kriminologischen Regionalanalyse wurden
unter anderem zehn Ortsteile mit über 80 % der Tatorte bzw. Tatverdächti-
genwohnsitze herausgearbeitet, um, bezogen auf diese kleinräumigen
Stadtgebiete, differenzierte kriminalpräventive Maßnahmen vorzubereiten.
Im Hinblick auf die gesamtgesellschaftliche Problemstellung müssen im
Zusammenwirken aller Verantwortungsträger Veränderungen der krimina-
litätsfördernden Einflußgrößen in einem Kriminalpräventiven Rat erarbei-
tet werden. Arbeitsgruppen für Stadtteilarbeit und Schule, neue Wohnfor-
men, Suchtprävention, Jugenddelinquenz, Gewalt gegen Ausländer und
Minderheiten, technische Prävention, Gewalt in der Familie und gegen
Kinder, Frauen und Mädchen, Ladendiebstahl, die unter einer für die Ver-
netzung verantwortlichen Lenkungsgruppe stehen, planen Projekte und
führen sie durch.

134
Stangl, Wolfgang
‹Wien - sichere Stadt" - ein bewohnerzentriertes Präventionsprojekt
In: Kriminologisches Journal, 1996, Jg. 28, Heft 1, 5. 48 -68

Beschrieben wird ein bewohnerzentriertes Präventionsprojekt für Rechts-
und Kriminalsoziologie in Wien unter dem Arbeitstitel ,,Wien - sichere
Stadt". Das Projekt wurde von 1993 bis 1995 in zwei ausgewählten Stadt-
teilen durchgeführt. Projektziel war die Erhebung und Dokumentation pro-
blematischer Erfahrungen im öffentlichen Raum und darauf aufbauend die
Entwicklung und Einführung kommunikativer Verfahren, die als lokale
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Sicherheitsmodelle auch auf andere Stadtteile übertragbar sein sollten. Die
Untersuchungsgebiete, die Untersuchungsergebnisse und deren Interpreta-
tion sowie die aufgetretenen Probleme bilden Schwerpunkte der ausführli-
chen Darstellung des Forschungsprojektes. Ferner wird in einem gesonder-
ten Kapitel auf aktuelle Forschungsergebnisse zum Thema Kriminalitäts-
angst und Angstforschung eingegangen. Zentrales Ergebnis des Projektes
ist die Feststellung, daß ca. drei Viertel aller von den Bewohnern berichte-
ten ‹Irritationen" nichtkrimineller Natur waren, sondern Phänomene, die
in der kriminologischen Forschung unter dem Begriff ‹Disorder" verstan-
den werden. Die im Projekt entwickelten Interventionskonzepte haben sich
nach Meinung der Autoren im Ansatz bewährt, mußten jedoch aufgrund
der Streichung der Geldmittel durch die Stadt Wien aufgegeben werden.

135
Stangl, Wolfgang; Karazman-Morawetz, Inge; Hammerschick, Walter
Kommunale Sicherheitspolitik - über einige Schwierigkeiten ihrer
Realisierung
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 11 -16

In den beiden Wiener Stadtvierteln Wilhelmsdorf und Kalvarienberg
wurde 1993 die Studie ‹Wien - sichere Stadt" durchgeführt. Durch das
Projekt sollten die mit spezifischen Sicherheitsproblemen konfrontierten
Bewohner dabei unterstützt werden, ihre Probleme zu definieren, Bewälti-
gungsstrategien zu erarbeiten, um diese dann auch umzusetzen. Im Zuge
der Datenerhebungen stellte sich heraus, daß Unsicherheit in hohem Maße
durch Alltagsirritationen erzeugt wird, die entweder mit Kriminalität
nichts zu tun haben, oder sich auf Verhaltensweisen beziehen, die zum Teil
unter der Schwelle des kriminalisierbaren Verhaltens liegen. Insgesamt
wurden vier Arbeitsgruppen eingesetzt, wobei die Interventionen gemes-
sen an den gesetzten Zielen als gescheitert zu betrachten sind. Zum Schluß
beschreibt der Autor einige Schwierigkeiten, die in den Arbeitskreisen auf-
getreten waren.
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136
Stangl, Wolfgang
Die Unwirtlichkeit der Stadt als Bedrohung ‹Disorder" und ,,Crime"
in Wien-Meidling
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(Hg.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminalsoziologie Š95), 1996, 5. 39- 55

Die Frage, die von mehreren Blickwinkeln aus diskutiert wird, lautet:
Warum irritiert ‹Disorder" im Wiener Bezirk Meidling die Bewohner
mehr, als Kriminalität? Letztere ist in den vergangenen Jahren deutlich
angestiegen. Und trotzdem irritieren Schmutz, Lärm, Belästigung nicht nur
aber auch im Zusammenhang mit Ausländern, die Zeichen physischen Ver-
falls des Stadtviertels - verwendet wird dafür der aus der amerikanischen
Polizeiforschung entlehnte Begriff ,,Disorder" - deutlich mehr als krimi-
nelle Konflikte. Dieser Befund wird mit internationalen Forschungsergeb-
nissen verglichen, die in ähnliche Richtungen weisen. Sodann wird die
These diskutiert, wonach Kriminalität ein ,,beschwerdefähiger" Konflikt-
fall ist, wodurch moralische und auch (oftmals) finanzielle Bewältigungs-
strategien vorgezeichnet sind. ,,Disorder" hingegen generiert Konflikte
oder Beschwernisse gerade ohne offizielle Zuständigkeiten, und dieser
Umstand ist es, der hilf- und ratlos macht und irritiert. Diese Überlegun-
gen werden anhand des Exkurses ,,Der Hermann Leopoldi-Park als Ort des
Bösen" weiterdiskutiert und münden in die abschließende These, wonach
die Hilflosigkeit gegenüber ,,Disorder-Phänomenen" auch das Resultat
zerfallender sozial-moralischer Milieus in den Bezirken ist.

137
Steinert, Heinz
‹Kriminalprävention" als Gegenstand von Politik. Zur Herausbildung
einer kommunalen Sicherheitspolitik am Beispiel der Gemeinde Wien
In: Kriminalprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 229 -246

Als geschlossenes Politikfeld bildet sich kommunale Sicherheitspolitik
erst allmählich heraus, hier am Beispiel der Gemeinde Wien verdeutlicht.
Im Mittelpunkt steht das 1992 begonnene Projekt ,,Wien - sichere Stadt
(kommunale Sicherheitspolitik)", bestehend aus Erhebungen und wissen-
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schaftlich begleiteten Interventionen. Befragt wurden sowohl Beamte der
uniformierten Polizei und der Kriminalpolizei als auch Bewohner in zwei
unterschiedlichen Stadtteilen, wobei sich deutliche Entsprechungen hin-
sichtlich der Art und der lokalen Eingrenzung von Sicherheits- oder exak-
ter: Ordnungsproblemen ergaben. Insoweit wurden übereinstimmend Ört-
lichkeiten mit den typischen Ordnungsproblemen städtischer Vergesell-
schaftung genannt, d. h. Räume mit vielfältiger Nutzungsüberlagerung
einerseits und Wohnquartiere mit (plötzlicher) Verdichtung, Fluktuation,
Verjüngung der Wohnbevölkerung. Als Hauptbefund wird angesehen, daß
Unsicherheit weniger mit Erfahrungen und Kriminalität zusammenhängt,
sondern eher durch Unordnung begründet ist. Wien hat keinen Kriminal-
präventiven Rat, aber eine Vielzahl von Einzelinitiativen zur Sicherheit.
Insoweit wird das Projekt als zentrale Ergänzung und alle Initiativen koor-
dinierendes Unternehmen verstanden.

138
Stokar, Silke
Kriminalpräventionsräte. Öffentliche Sicherheit als kommunale Auf-
gabe
In: Bürgerrechte und Polizei, 1995, Heft 5 1, Nr. 2, 5. 57 -64

Mit der Einrichtung von Kriminalpräventionsräten soll ein Weg einge-
schlagen werden, der aus der sicherheitspolitischen Defensive führen soll.
In Niedersachsen liegt seit Mai 1995 dazu ein Konzept vor. Es soll auf
Landesebene ein interministerieller Arbeiterkreis Öffentliche Sicherheit
eingerichtet werden. Hauptaufgabe ist die Erstellung einer fortzuschrei-
benden Kriminalitätsanalyse. Es werden z. B. folgende Überlegungen
angestellt: Die Kriminalitätsrate ist derzeit auf einem besonders hohen
Niveau, polizeiliche Aufklärungsquoten steigen nicht proportional zu dem
Einsatz polizeilicher Ressourcen, Forschungsergebnisse müssen ausgewer-
tet, Weiterbildung muß betrieben werden. Im weiteren betrachtet der Ver-
fasser die Kriminalitätsentwicklung und die angewandte Prävention in
Bundesländern sowie im Ausland (z. B. Frankreich, USA). Sicher ist eins,
daß in den 90er Jahren die Kriminalität konstant ansteigt. Folgen daraus
sind z. B. auch, daß der private Sicherheitsmarkt augenblicklich boomt. Es
müssen neue Rahmenbedingungen geschaffen werden. Die einzelnen Insti-
tutionen wie Polizei, Ministerien müssen zusammenarbeiten. Die Polizei-
arbeit muß transparenter werden.
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139
Walter, Bernd
Die Polizei des Königreiches Dänemark - Einheit in der Vielfalt
In: Die Neue Polizei, 1995, Jg. 49, Heft 3, 5. 144 -145, 147

Die ca. 10.300 Polizeibeamten von Dänemark haben einen hohen Stellen-

wert als bürgernahe Polizei im Geschäftsbereich des Justizministeriums.
Seit 1971 besteht ein Kriminaipräventiver Rat zur Vorbeugung von Krimi-

nalität mit örtlichen Kontaktausschüssen zur Zusammenarbeit mit Sozial-,

Gesundheits-, Schul- und Freizeitverwaltung. Neben den Staatsanwälten

wirken die Polizeipräsidenten als Anklagebehörde bei den Amtsgerichten
für bestimmte Straftaten.

140
Walter, Peter
Kommunale Kriminalprävention aus der Sicht eines Kommunalpoliti-
kers
In: Der Kriminalist, 1996, Jg. 28, Heft 4, S. 177 -180

Die Kriminalitätsstruktur wechselt ihre Schwerpunkte von episodenhafter

Jugendkriminalität hin zur Kriminalität mit sozio-kulturellen Ursachen,

von der Unsichtbarkeit bin zur Sichtbarkeit der Kriminalität. Der dauer-
hafte Ruf der Kommunalpolitiker nach mehr Polizei, gerichtet an die

Adresse des Landes, stößt auf bewundernswerte Ignoranz dieser Instanz

und wird auch in Zukunft aufgrund der finanziellen Ressourcenlage uner-

hört bleiben. Eines der größten Hemmnisse kommunaler Kriminalpräven-

tion ist das Verharren in alten Denk- und Handlungsmustemn. Die Durch-

und Umsetzung des kriminalpräventiven Gedankens auf kommunaler Seite

hängt auch wesentlich vom Verkauf des Vorhabens durch die werbenden

Kräfte ab. Kriminalität muß sichtbar gemacht werden, muß in der Mikro-

Betrachtung erkennbar sein, um zu konkreten Diskussions- und Lösungs-

ansätzen zu finden.
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141
Wulf- Wichmann, Margret
Ein Weg zur guten Nachbarschaft/Projekt Kimberweg
In: Kriminaiprävention - Programme und Projekte in der Praxis (II),
(PFA-Schlußbericht 7/1995), 1995, 5. 8 1-90

In einer Wohnanlage des sozialen Wohnungsbaus war es kurz nach Bezug
der Anlage mehrfach zu Vandalismus und diversen kriminellen Delikten
gekommen. Mit Hilfe des ,,Aktionsforschungsansatzes" wurden zwei The-
sen überprüft:
1 .Die Vergabe von Wohnraum des sozialen Wohnungsbaus an ausschließ-

lich einkommensschwache oder aus anderen Gründen benachteiligte
Familien wirkt sich negativ auf das Zusammenleben aus und verstärkt
Gewaltpotentiale.

2. Schwierige familiäre Lebenslagen, unbefriedigende Wohnsituationen
und für Kinder und Jugendliche unzureichende Infrastruktur im Stadt-
teil (fehlende Freizeitangebote, eingeschränkter Bewegungsraum etc.)
tragen zur Eskalation von Gewalt bei.

Wichtigste Untersuchungsergebnisse waren: Für das Wohnerleben ist nicht
das absolute Niveau, also die Qualität der Wohnung unmittelbar aus-
schlaggebend, sondern wie die Wohnsituation wahrgenommen wird. Mäd-
chen haben häufig die schlechteren Wohnbedingungen. Ein hoher Auslän-
deranteil ist in dieser Neubauanlage eher von Vorteil. Die Eingewöhnung
in eine neue Wohnumgebung bringt für Familien mit niedrigem Einkom-
men besondere Schwierigkeiten mit sich, da der bislang gewohnte soziale
Bezug und Raum genommen wird. Arbeitslose und Alleinerzieher-Fami-
lien stehen im Alltag aufgrund mangelhafter sozialer Absicherung und feh-
lender Anerkennung vor besonderen Problemen. Mangelhafte Freiraum-
ausstattung oder das Fehlen geeigneter Freiräume (strukturelle Gewalt)
wirken sich nachteilig auf Familien aus. Frauen sind gute Ansprechpart-
nerinnen/Mittlerinnen, um Veränderungen oder Verbesserungen zu bewir-
ken. Im Anschluß an die Untersuchung erfolgte durch die Bewohnerinnen
selbst die Gründung eines Vereins, der die Lebensbedingungen im Wohn-
gebiet, insbesondere die der Kinder und Jugendlichen, verbessern soll. Ein
Präventiv-Maßnahmen-Katalog für weitere Wohnbauprojekte des sozialen
Wohnungsbaus schließt die Arbeit ab.

107



Auswahlbibliographie

Teil 4: Kriminalpolizeiliehe Beratung, Bürgernähe, Polizeipräsenz

109



142
Amft, Karl Heinz; Schmidt, Dieter
Bürgernahe Polizeiarbeit. Was können wir erreichen?
In: Deutsches Polizeiblatt DPolBl., 1995, Jg. 13, Heft 4, S. 2- 5

Bürgerorientierung ist zum HancLlungsgrundsatz für die öffentliche Ver-

waltung und damit auch für die Polizei geworden. Wünsche und Einstel-

lungen der Bürger wandeln sich. Deshalb kommt es darauf an, immer wie-

der neu die Interessen und Erwartungen der Bürger zu analysieren und bei

der polizeilichen Aufgabenwahmehmung zu berücksichtigen. Ein von

wechselseitigem Verständnis und Vertrauen geprägtes Bürger-Polizei-Ver-
hältnis ist für die polizeiliche Aufgabenwahruehmung unverzichtbar. Bür-

gemnähe und Bürgerorientierung kann aber nur in einem wechselseitigen

Prozeß gelingen. Diese Beziehungen werden sowohl von dem gesetzlichen

Auftrag der Polizei bestimmt als auch von den Erwartungen des Bürgers,

dem Selbstverständnis der Polizei, von vielfachen und wechselnden Ein-

flüssen innerhalb der Gesellschaft, aber auch von Mißverständnissen und

Enttäuschungen auf beiden Seiten. Der Text zeigt des weiteren Möglich-

keiten und Wirkungen bürgernaher Polizeiarbeit auf.

143
Anstetter Rüdiger
Prävention - Zeitverschwendung oder erfolgversprechender Ansatz-
punkt zur Straftatenverhütung? Ein kurzer Abriß über einige ausge-

wählte Präventionsaktivitäten im Schutzbereich Nürnberg
In: Polizeinachrichten, 1996, Jg. 36, Heft 6, 5. 7 -1 0

Die Polizeidirektion Nürnberg beschloß die Präventionsaktivitäten zu ver-

stärken und betraute zwei Beamte des Sachgebietes Einsatz hauptamtlich

mit Präventionsarbeit. Deren Aufgaben sind die Koordinierung, Planung,

Vorbereitung und Durchführung von Präventionsmaßnahmen wie z. B.

Info-Veranstaltungen, Beteiligung an Stadtteil-, Schulfesten, Aktionen zur

Selbstdarstellung der Polizei, interne und externe Vortragstätigkeit. Die

Drogenprävention wird seit der IJmstrukturierung nur noch von einer Be-

amtin hauptamtlich wahrgenommen. Erste Erfahrungen zum organisatori-

schen Ablauf sind ohne Einschränkung positiv. Anhand von Einsatzbeispie-
len (Stadtteilfest Südstadt oder die Drogenpräventionswoche der Polizei)

wird gezeigt, daß die Arbeit der Präventionsbeamten erfolgreich ist und den
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wahren Stellenwert der ‹Institution Polizei" in der demokratischen Gesell-
schaft widerspiegelt.

144
Berka, Walter; Sauter, Stefanie
Radstreifen der Polizei - voll im Trend!? Oder: Begrenzte Haushalts-
mittel als Innovationshremse
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 50, Heft 8 -9, 5. 599 - 602

Die Entwicklung der Einsatz- und Kriminalitätslage, fortschreitende Urba-
nisierung, zunehmende Verkehrsdichte und ökologische Trendsets fordern
dazu auf, Erfahrungen, z. B. aus den USA, Kanada und Großbritannien
aufzunehmen, und Fahrradstreifen einzurichten. Deutlich verbesserte Bür-
gernähe, Erhöhung der polizeilichen Präsenz, Mobilität sowie ökonomi-
sche und ökologische Vorteile sind herausragende Kennzeichen einer sol-
chen Einsatzform. Diese Gründe führten zur Einrichtung der ‹mobilen
Präsenzgruppe - Rad", kurz: Radstreife Mannheim. Sie kam erstmals in
der Zeit vom 1. bis 30. September 1995 zum Einsatz. Die Einsatzräume
werden durch die Einsatzmöglichkeiten des Fahrrads erweitert (Wald-,
Naherholungs- und Naturschutzgebiet). Die Einsatzschwerpunkte liegen in
der Durchführung ereignisunabhängiger Präsenzstreifen, verstärkten Strei-
fentätigkeit im Umfeld öffentlichkeitswirksamer Veranstaltungen zur Ver-
besserung des subjektiven Sicherheitsgefühls, Durchführung von Schwer-
punkteinsätzen zur Bekämpfung bestimmter Deliktsformen (insbesondere
Straßen- und BtM-Kriminalität), gezielten Kontaktaufnahmen mit Jugend-
lichen (Jugendtreffs, Schwimmbäder, Schulen etc.). Die Erfahrungsbilanz
ist erfolgreich und übertrifft die Erwartungen, so daß das Innenministe-
rium Baden-Württemberg beschloß, das Pilotprojekt auf neun weitere Mit-
tel- und Großstädte in Baden-Württemberg auszudehnen. Aufgrund be-
grenzter Haushaltsmittel wurde das Vorhaben dann gestoppt.



145
Bönisch, Detlef
Präventionsprojekte der Polizei Neubrandenburg. Diskussionsbeitrag
zur Jahresversammlung der Regionalgruppe Mecklenburg-Vorpom-
mern der DVJJ am 6. 6. 1996
In: DVJJ-Joumal, 1996, Jg. 7, Heft 4, Nr. 154, 5. 376 -379

Der Beitrag stellt einen Praxisbericht der Polizei und der Stadt Neubran-

denburg dar, in dem die Präventionsprojekte der letzten beiden Jahre vor-

gestellt werden. Die Aktionswochen, die durchgeführt wurden, werden als

Erfolg für die vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung gewertet.

146
Diederichs, Otto
Polizeiliche Streifentätigkeit - mehr Grün auf die Straße?
In: Bürgerrechte und Polizei, 1995, Heft 5 1, Nr. 2, 5. 23 -29

Nach einer kurzen Einleitung über die historische Entwicklung des poli-

zeilichen Streifendienstes beleuchtet der Autor den heutigen Streifendienst

und dazu bisher vorliegende Untersuchungen des In- und Auslandes.
Gerade die Untersuchungen (Berlin, Unternehmensberatung ,,Knight-

Wegenstein", 1972 und USA, ‹Kansas City Preventive Patrol Experi-

ment", Anfang der 70er Jahre) zeigen deutlich, daß die polizeiliche Strei-

fenpräsenz bei der unmittelbaren Kriminalitätsverhütung nahezu keine

Rolle spielt. In Deutschland nimmt man diese Erkenntnis jedoch nicht

ernst, im Gegenteil, bei jedem geeigneten Anlaß werden die Rufe nach

‹mehr Grün auf die Straße" lauter. In Großstädten und auf dem Lande

(z. B. Niedersachsen) wurden nach z. T. umfangreichen Polizeireformen

sog. Kontaktbereichsbeamte eingeführt, die - meist zu Fuß - unmittelba-

ren Kontakt zur Bevölkerung halten sollten. Damit wurde jedoch lediglich

das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung gesteigert, ein tatsächli-

cher Sicherheitsgewinn war nicht nachweisbar. Der Autor fordert nach-

drücklich eine deutliche Entlastung der Schutzpolizei von nutzloser Strei-

fentätigkeit und eine Diskussion, die zu einem neuen Verständnis polizeili-

cher Aufgaben und Möglichkeiten führen sollte.
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147
Dietsch, Wilfried
Verbesserung des Verhältnisses Bürger - Polizei in Nürnberg
In: Polizeinachrichten, 1996, Jg. 35, Heft 1, 5. 12

Um die Verbrechensbekämpfung und Straftatenverhütung zu verbessern,
sind bei allen Polizeiinspektionen der Polizeidirektion Nürnberg seit dem
1. 4. 1995 Stadtteilbeamte eingeführt worden. Deren Aufgabe besteht
darin, durch persönliche Kontakte mit der Bevölkerung unter anderem Kri-
minalitätsprobleme, Präventionsmöglichkeiten, sonstige Sicherheitsthe-
men und Verkehrsfragen aufzugreifen und Lösungen zu finden. Die Um-
setzung dieses ,,Stadtteilbeamten-Programms" wurde mit massiver Öffent-
lichkeitsarbeit und Presseberichten betrieben. Ebenso wurden andere
Möglichkeiten, wie z. B. die Präsenz mit einem Polizei-Infostand bei
einem Stadtfest, genutzt, um das Vorhaben möglichst bürgemah bekannt-
zumachen. Das Ergebnis war bereits nach kurzer Zeit sehr positiv, was
auch durch mehrere durchaus sachkundige Presseberichte bezeugt wurde.

148
Feltes, Thomas
Bürgernahe Polizeiarbeit - neuer Wein in alten Schläuchen? Anmer-
kungen zur Frage, ob bürgernahe Polizeiarbeit Konsequenzen für
Organisation und Struktur der Polizei haben muß
In: Hammerschick, Walter; Karazman-Morawetz, Inge; Stangl, Wolfgang
(H-g.): Die sichere Stadt - Prävention und kommunale Sicherheitspolitik,
(Jahrbuch für Rechts- und Kriminal soziologie Š95), 1996, 5. 125 -148

Ohne einschneidende Konsequenzen für Organisation und Struktur der
Polizei ist ‹bürgernahe Polizeiarbeit" nicht nur neuer Wein in alten Schläu-
chen, sondern für das Wohlergehen der Gesellschaft eher schädlich als
nützlich. Der Autor geht auf die Polizei in der Risikogesellschaft, das
Theorem der Inneren Sicherheit, den Problembereich der Innenstädte, Poli-
zei und Gewalt, das Thema, ob Polizeiarbeit Kriminalitätsbekämpfung
oder Sozialarbeit ist und Polizeiarbeit als Kommunikationsarbeit ein. Die
Grundidee der bürgernahen Polizeiarbeit besteht darin, die herkömmliche
Verantwortlichkeit der Polizei für Sicherheit und Ordnung auch auf andere
Institutionen zu übertragen. Bürgernahe Polizeiarbeit und kommunale Kri-
minalprävention müssen einhergehen mit veränderten Organisations- und
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Managementstrukturen bei der Polizei. Ein entscheidender Wechsel in der

Philosophie und Kultur von Polizeiarbeit ist ebenso erforderlich. Der Bür-

ger wird nur dann mit seiner Polizei zufrieden sein, wenn dort qualifizierte,

motivierte und selbständig handelnde Mitarbeiter tätig sind. Effektive poli-

zeiliche Prävention setzt eine Dezentralisierung von Polizeiarbeit voraus.

149
Granitzka, Winrich
Bezirksdienst. Dauerhafter Kontakt vor Ort
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1995, Jg. 13, Heft 4, S. 13 -16

Um den negativen Auswirkungen der Zentralisierung im Polizeibereich

entgegenzuwirken, wurde in Nordrhein-Westfalen der sog. Kontaktbe-

reichsbeamte eingeführt. Dadurch sollen das Verhältnis zum Bürger ver-

bessert, die Akzeptanz polizeilichen Handelns erhöht und das Sicherheits-

gefühl verbessert werden. Neben der Kontaktaufnahme und -pflege mit

zahlreichen gesellschaftlichen Institutionen in seinem Bereich nimmt der

Kontaktbereichsbeamte ein breites Aufgabenspektrum wahr. Bei der Per-

sonalauswahl und -fortbildung müssen entsprechende Kompetenzen, wie

z. B. Kommunikationsfähigkeit, im Vordergrund stehen. Damit die Arbeit

des Kontaktbereichsbeamten effektiv gestaltet werden kann, sind insbe-

sondere flexiblere Arbeitszeitgestaltung und die Einrichtung ausgelagerter
Bezirksdienststellen erforderlich.

150
Helfineier, Gerd
Kriminaiprävention mit der Puppenbühne der Polizei
In: Magazin für die Polizei, 1996, Jg. 27, Heft 246, 5.- 33 -34

Berichtet wird über eine Aufführung der Puppenbühne der Polizei in Soest

für die Grundschule Anröchte. Ziel der Aktion, die auf Präventionsmerk-
malen im Gewaltbereich basiert, war die Sensibilisierung von Kindern und

Eltern hinsichtlich der Gewalterkennung und Gewaltanwendung in verba-

ler Hinsicht und körperlicher Ausführung. Zudem sollte eine Möglichkeit

gegeben werden, den Eltern die Vorbeugungsprogramme der Polizei näher

zu bringen und vorbeugend mit ihren Kindern tätig zu werden.
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151
Höhbusch, Dieter; Elze, Ulrich
Durchführung der Prävention und ihre Erfolgsmessung am Beispiel
Schutz türkischer Objekte vor extremistischen Anschlägen
In: Die Polizei, 1996, Jg. 87, Heft 4, S. 105 -106

Vom 24. bis 3 1. März 1995 führte das Polizeipräsidium Wuppertal Präven-
tionsmaßnahmen zum Schutz türkischer Objekte vor extremistischen An-
schlägen durch, die so angelegt waren, daß sie eine sonst in der Prävention
kaum anzutreffende Basis für Erfolgsmessungen beinhalteten. Dies wurde
durch genaue Definition der Präventionszielgruppe und deren persönliche
Betroffenheit und räumliche Erreichbarkeit erreicht. Der Schutz der türki-
schen Objekte vor extremistischen Anschlägen sollte opferorientiert durch
Stärkung des Sicherheitsgefühls und des Selbstschutzgedankens erreicht
werden. Das Präventionshauptziel kann prinzipiell als erreicht betrachtet
werden, da es nach der Aktion im Zuständigkeitsbereich des Polizeipräsi-
diums in Wuppertal zu keinen extremistischen Anschlägen auf türkische
Objekte gekommen ist.

152
Jörg, Wolfgang
Verbrechensbekämpfung auf der Autobahn
In: Die Kriminalpolizei, 1995, Jg. 13, Heft 3, 5. 143, 145, 147-150

Autobahnen sind nicht nur Schnellverkehrswege, sie werden auch von Kri-
minellen bevorzugt, die nach getaner Arbeit schnell das Weite suchen. So
ist die Bundesautobahn ein Reiseweg gesuchter Personen und Sachen, aber
auch ein Treffpunkt von Straftätern, die Straftaten verabreden oder heiße
Ware übernehmen. Hierbei fällt auch auf den Nebenanlagen der Bundesau-
tobahn kleine und mittlere Kriminalität an. Ziel polizeilicher Maßnahmen
auf der Autobahn ist die Festnahme ausgeschriebener Straftäter und beson-
ders die Prävention durch sichtbare Präsenz. Auch kommt es ab und zu zu
spektakulären Zugriffen auf der Bundesautobahn. Der Autor beschreibt die
Zuständigkeitsregelung für die Bundesautobahn in Baden-Württemberg,
insbesondere den Fahndungsdienst der Autobahnpolizeidirektionen und
Sonderaktionen bei regionalen Großfahndungen.
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153
Kötzsche, Helmut
Präventionskriminalistische Strategien
In: Schäfer, Herbert (Bearb.): Beweismethoden und Beweisorganisation.

25 Jahre Kriminalistische Studiengemeinschaft e.V., (Kriminalistische Stu-

dien Sonderbd. V), 1995, 5. 43 -55

Kriminalistische Präventionsstrategien beschränken sich im wesentlichen

auf die Beratung von potentiellen Opfern und die Empfehlung zur techni-

schen Sicherung möglicher Angriffsobjekte. Flächendeckend sind Präven-

tionskriminalisten in weit über 200 örtlichen und regionalen Beratungs-

stellen tätig. Die knappe personelle Ausstattung schränkt den Wirkungs-

grad ein. Darüber hinausgehende mittelfristig angelegte Präventions-

bemühungen befinden sich immer noch in den wildwüchsigen, teilgeregel-

ten Anfängen. In Deutschland wird Kriminalprävention immer noch als

Aufgabe der Polizei angesehen. Die Neigung, gesamtgesellschaftlich und

ressortübergreifend zusammenzuarbeiten, läßt zu wünschen übrig. Bei

Würdigung der polizeilichen Bemühungen um kriminalistische Präventi-

onsstrategien läßt sich feststellen, daß die in den 60er Jahren mit Bera-

tungsstellen begonnene Arbeit nur begrenzte Erfolge aufweist. Die Krimi-

nalprävention muß allgemein als gesamtverantwortliche, ressortübergrei-

fende und partnerschaftliche Aufgabe der Bürger anerkannt werden. In

Deutschland muß ein zentrales Präventionsinstitut geschaffen werden.

154
Kuhleber, Hans Werner
Einsatz. Auf den täglichen Umgang mit dem Bürger kommt es an!

In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1995, Jg. 13, Heft 4, S. 7 -13

Bürgemnähe ist eine gesamtpolizeiliche Aufgabe. In erster Linie wird Poli-

zeipräsenz durch die uniformierte Polizei verkörpert. Ergebnisse einer

Bürgerbefragung ergaben, daß 68 % der Befragten mehr Fußstreifen wün-

schen, 60 % mehr Gespräche zwischen Polizei und Bürgemn, 64% mehr

Schulwegsicherheit, 52% mehr.Alkoholkontrollen und 64% eine bessere

Zusammenarbeit zwischen Polizei und anderen Institutionen. Der Beitrag

beleuchtet Probleme, die im Zusammenhang mit bürgemnahen Einsätzen

auftreten und beschreibt die Einsatzmöglichkeiten, die zur größeren Bür-

gemnähe führen können. Im einzelnen werden beschrieben: Einsatzbearbei-
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tung durch die Leitstellen und durch Bestreifung bzw. mobile Wachen vor
Ort. Möglichkeiten der Einzel- und Doppeistreifen zu Fuß, per Rad oder
im Streifenwagen werden mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen be-
schrieben. Insgesamt ist festzustellen, daß das subjektive Sicherheitsemp-
finden der Bevölkerung nur durch eine Polizei zum Anfassen erhöht wer-
den kann. Auch wenn Erfolge in der Kriminalitätsbekämpfung nicht durch
mehr Bürgernähe nachgewiesen werden können, ist die Polizei ohne Frage
auf mehr Verständnis und auf die Unterstützung der Bürger angewiesen.

155
Lack, Stephan
Kriminalpolizeiliche Beratungsstellen. Skizzen einer empirischen
Untersuchung in zwei Bundesländern
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 3, 5. 208 -214

In die Untersuchung wurden sechs Kriminalpolizeiliche Beratungsstellen
in Mecklenburg-Vorpommern und vier in Schleswig-Holstein einbezogen.
In beiden Ländern kommt der Erstkontakt zur Beratung überwiegend tele-
fonisch zustande. In Schleswig-Holstein werden feste Sprechzeiten wegen
der dünnen Personaldecke befürwortet. Ratsuchende wurden von den örtli-
chen Dienststellen insbesondere in Schleswig-Holstein überwiegend an
die Beratungsstellen verwiesen. Zwischen Anspruch und Wirklichkeit
besteht ein von den im Einzeldienst tätigen Polizeibeamten täglich erlebter
Widerspruch, der eine massenhafte Unterstützung des Vorbeugungspro-
gramms verhindert. Auch die räumliche Ausstattung der Beratungsstellen
wird vielfach als nur befriedigend oder ungenügend bewertet. Bei den Rat-
suchenden dominieren Rentner sowohl bei der Objekt- als auch bei der
Verhaltensberatung. Im Vorfeld von Kriminalität erscheint es wichtig, daß
Jugendliche im Kontakt mit Kriminalbeamten authentische Informationen
über die Polizei sowie den Gang eines Strafverfahrens erhalten. Die Ein-
bindung der Beratungsstellen in Kommunalpräventive Räte weist in die
Zukunft.
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156
Schmalzl, Hans Peter
Umgang mit dem Bürger. Mehr als Verbrechen bekämpfen
In: Deutsches Polizeiblatt DPoTB1, 1995, Jg. 13, Heft 4, S. 30 -33

Der tägliche Umgang mit Bürgern hält eine Menge Konfliktanfälligkeiten
bereit. Anhand eines Beispiels untersucht der Autor konkretes Einschreit-
verhalten, geht den möglichen Gründen nach und stellt einige Überlegun-
gen an, wie Abhilfe möglich ist.

157
Schneider, Andreas
Kontaktbereichsbeamte contra ‹Schwarze Sheriffs". Ergebnisse einer
Bürgermeister/innen-Befragung zur Kriminalprävention
In: Kriminalistik, 1995, Jg. 49, Heft 8 -9, S. 580 -584

In der Bevölkerung wächst die Furcht, Opfer einer Straftat zu werden. Die
positive Beeinflussung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung ist zu
einem wichtigen Ziel polizeilichen Handelns, insbesondere der Kriminal-
prävention geworden. Immer mehr private Sicherheitsuntemnehmen bieten
ihre Dienste an. Bürgernahe Polizei führte in den 70er Jahren in Berlin
dazu, den Kontaktbereichsbeamten einzusetzen. Trotz langjähriger Erfah-
rungen mit dem Kontaktbereichsdienst liegen keine gesicherten Erkennt-
nisse über die kriminalpräventivenr Wirkungen der Kontaktbereichsbeam-
ten vor. Aus diesem Grund wurde 1994 eine Umfrage von Bürgermeister/
innen des Freistaates Thüringen in Städten ab 5.000 Einwohnern durchge-
führt. Nachdem der Autor die Ergebnisse der Befragung vorgestellt und
die darin enthaltenen Wünsche dargelegt hat, kommt er zu dem Schluß,
daß den Kontaktbeamten besonders in der kriminalpräventiven Bedeutung
ein hoher Stellenwert zugemessen wird.
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158
Steinherr, Christine
Prävention durch Realisierung von Opferschutz. Aus der Praxis einer
bayerischen Beauftragten der Polizei für Frauen und Kinder
In: Kriminalistik, 1996, Jg. 49, Heft 12, S. 799 - 802

Vorgestellt wird eine bei der bayerischen Polizei seit 1987 bestehende
besondere Einheit zum Schutz für Frauen und Kinder (Beauftragte für
Frauenfragen, seit 1995 Beauftragte der Polizei für Frauen und Kinder -
BPFK). Hervorgehoben werden die Schwerpunkte Opferbetreuung, Opfer-
schutzrechte, Opferberatung und Wiederholungstäter unter dem Aspekt
Gewalt gegen Frauen. Gefordert wird eine hartnäckige Registrierung aller
in diesem Zusammenhang stattfindenden Gewaltdelikte analog den Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten.

159
Stübinger; Klaus
Die Sicherheits-Dienstleistungen der Polizei
in: Protector, 1996, Jg. 24, Heft 3, 5. 24 -25

Der Autor stellt die in Bund und Ländern vorhandenen Strukturen der
Polizei im Bereich der Präventionsarbeit dar. Insbesondere werden Aufga-
benbereiche und Tätigkeitsfelder des kriminalpolizeilichen Vorbeugungs-
programms (KPVP) und der Kommission Vorbeugende Kriminalitäts-
bekämpfung (KVK) vorgestellt. Hierbei findet auch ein enger Kontakt und
Austausch mit verschiedenen Einrichtungen der Wirtschaft statt. Die Poli-
zei übt für die Wirtschaft verschiedene Funktionen und Dienstleistungen
aus und ist ihr insofemn in vielerlei Hinsicht von Nutzen.

160
Voigt, Jens Peter
Polizeilicher Vorbeugungsservice - beratender Dienst
In: Deutsches Polizeiblatt DPolB1, 1996, Jg. 13, Heft 4, 5. 22 -25

Ein Teil der Bürgernähe äußert sich im Polizeilichen Vorbeugungsservice.
Die Projektleitung für das ‹Kriminalpolizeiliche Vorbeugungsprogramm"
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(KPVP) und die Kommisison ‹Vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung"
(KVK), letztere eine Kommission der AG Kripo, als länderübergreifende
Organisation raten den Bürgern durch bundesweite Öffentlichkeitsarbeit,
was sie tun können, um nicht Opfer einer Straftat zu werden. Neben diesen
überregionalen Gremien leisten die Kriminalpolizeilichen Beratungsstellen
der Länder wichtige Hilfe vor Ort. Der Aufsatz nennt die Aufgaben der
Beratungsstellen und zeigt Beispiele aus der Alltagsarbeit und eine Tätig-
keitsstatistik auf. Abhängig von den Erfordernissen wurden in den Län-

dern zusätzlich Polizeiläden als Beratungsstellen eingerichtet. Die perso-
nellen und sachlichen Voraussetzungen an diese Polizeiläden wurden be-
schrieben. Im Hinblick auf die zukünftig zu leistende Vorbeugungsarbeit
fordert der Autor, die Kriminalitätsvorbeugung als eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung anzunehmen. Die Polizei hat hier die Aufgabe
und Chance, sich als verständnisvoller Partner für professionellen Vorbeu-
gungsservice zu erweisen.

161
Wittneben, Herbert
Polizeiliche Kriminalprävention - tat- und täterorientiert
In: Der Kriminalist, 1996, Jg. 25, Heft 7 -8, S. 370 -373

Daß polizeiliche Präventionsarbeit auf bemerkenswerte Binnen- und
Außenakzeptanz stoßen kann, wird anhand einiger konzeptioneller Präven-
tionsbemühungen des Kriminalkommissariats Buchholz (Nordheide), einer
besonders durch Einbruchdiebstähle stark belasteten Dienststelle, aufge-
zeigt. In der Zeit von 1989 bis 1993 wurden fast 1..400 Fachberatungen
von Haus- und Wohnungseigentümern durchgeführt. Es wird die Akzep-
tanz der Beratungsgespräche, ermittelt durch eine Fragebogenaktion, sechs
Monate nach der eigentlichen Beratung, hinsichtlich der durchgeführten
Schutzmaßnahmen aufgelistet. Dies wird einer Auswertung der Tatbege-
hungsweisen bei Einbruchdiebstählen aus Wohnhäusern und Wohnungen
unter Berücksichtigung vorhandener Alarm- bzw. Einbruchmeldeanlagen
gegenübergestellt. Die Ergebnisse dieser Auswertung werden in drei
Schaubildern/Tabellen aufgelistet. Ausgehend von diesen Ergebnissen
werden verstärkte Anstrengungen bei dieser zweckorientierten polizeili-
chen Präventionsarbeit, die zudem die Akzeptanz der Polizei in der Bevöl-
kerung erhöht, gefordert.
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